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Vorwort. 


„Sm Kampfe folft du dein Recht finden!“ 
(R. v. Ihering.) 


Veranlaſſung zu dieſer Schrift ſind eine Anzahl gerichtlicher 
Urteile in Grenz- und Grundeigentumsprozeſſen aus neuerer Zeit, 
welche dem NRechtsempfinden des weitaus größten Teiles des Publikums 
wie des Landmeilerftandes nicht entſprechen. Die wahre Urfache 
diefer Erſcheinung liegt in rein technifchen Mängeln des preußifchen 
Katafters, das, wenngleich als offenbar fehlerhaft erfannt, dennoch 
von der Rechtſprechung aus rein formellen Gründen für rechtswirkjam 
erachtet worden ift. 

Znsbefondere hat die Reichsgerichtsentſcheidung vom 
12. Februar 1910 verhängnispoll gewirkt, indem fie die in das 
Beitandsverzeichnis des Brundbuchs übergegangenen Angaben des 
KRatafters, welche die räumliche Ausdehnung des Grundſtücks be= 
treffen, auch wenn fie nachweislich fehlerhaft find, für maßgebend 
erachtet, fofern das Grundftüd im guten Glauben an diefe Fehler 
durch Rechtsgeſchäft erworben oder in der Zwangsverſteigerung zu— 
geichlagen worden ij. Diefe Entſcheidung hat alſo nachweisbar 
falſchen Katafterangaben, anftatt auf ihre Berichtigung zu er- 
fennen, eine Teilnahme an dem öffentlichen Glauben des Brund- 
buchs zugebilligt. 

Durch dieſe Reichsgerichtsenticheidung und mehrere darauf fußende 
andere höchftgerichtlihe Entfcheidungen des DOberlandesgerichts zu 
&. und des Oberlandeskulturgerichts find mwohlerworbene Rechte der 
wahren und redlidhen Eigentümer und Befiger der Grundftüde 
Ihmwer verlegt worden, was ſowohl im Publifum als auch in den 
Landmeſſerkreiſen großes Auffehen erregt hat. 

Infolgedeſſen habe ich Schon in dem Schlußfapitel meiner 1913 
zum Abſchluſſe gelommenen Schrift „Der Grenzprozeß”, in dem 
ih 20 Streitfälle über Grundeigentumsgrenzen aftenmäßig dargelegt 
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habe, den urkundlichen Wert des Kataſters und ſeiner Unterlagen 
für den Beweis des Eigentums in gedrängter Kürze erörtert. Dort 
habe ich meine Berufsgenoſſen ſchon gewarnt, das Kataſter wegen 
ſeiner Fehlerhaftigkeit jmmals in Grenz- und Eigentumsprozeſſen 
ohne ſorgfältigſte Nachprüfung als richtig anzunehmen; ich habe ſie 
vielmehr ermahnt, das Gericht in jedem einzelnen Falle von der 
wahren Sachlage zu überzeugen und dadurch ſachlich unzu— 
treffenden Urteilen vorzubeugen. 

Dieſer Auffaſſung ſind die Rezenſenten meiner Schrift aus dem 
Landmeſſerſtande ausnahmslos beigetreten, fo der ſehr erfahrene 
Dberlandmefjer Hüfer zu Caſſel in der „Zeitfchrift für Vermeſſungs— 
weien“ 1913 ©. 682, Landmeſſer Dr. Klempau zu Berlin in „Der 
Landmeſſer“ 1913 ©. 549, Kreislandmefjer Lüdemann zu Lennep 
in den „Allgemeinen Vermeſſungs-Nachrichten“ 1914 ©. 14 und 
Vrofeffor Haußmann zu Nahen in den „Mitteilungen aus dem 
Markſcheideweſen“ 1914 ©. 15ff. 

Auch in mehreren angejehenen juriftifehen Zeitichriften it zu 
meiner Freude eine Beſprechung meiner vorwiegend die techniſche 
Seite der Sache erörternden Schrift erfolgt, und zwar fehr ein- 
gehend durch Amtsgerihtsrat Frochlid zu Markliffa (jegt zu 
Neuftadt, Oberſchleſien) in Gruchots „Beiträgen zur Erläuterung des 
deutſchen Rechts“ 1914 ©. 537ff., weiter in der „Zeitfehrift der 
Anwaltsfammer im Oberlandesgerichtsbezirfe Breslau“ 1913 ©. 68, 
in der „Zuriftiihen Mochenschrift für Polen, Weitpreußen, Oſt— 
preußen und Pommern“ 1913 ©. 154, in der „Zeitihrift des 
Deutschen Notarvereins” (Halle) 1913 ©. 719 und in der „Juriſtiſchen 
Wochenſchrift“ (Berlin) 1915 ©. 607f. Diefe Beſprechungen von 
juriftiicher Seite haben fich aber troß Anerkennung der erheblichen 
sehlerhaftigteit des Katafters zumeift auf den Standpunkt geitellt, 
daß dennoch an der Neichsgerichtgentfcheidung vom 12. Februar 1910 
feitzubalten fei. Späterhin ift dieſe freilich Thon mehrfach, jo von 
Landrichter Dr. Reiß in der „Juriſtiſchen Wochenschrift” (Berlin) 
1915 ©. 1413 als in mander Beziehung wenig haltbar be: 
mängelt worden. 

Tatſächlich hat dieſe Reichsgerichtsenticheidung bei manchen meiner 
Berufsgenofjen die rein ſachliche Erftattung von Gutachten bei 
Grenz: und Grundeigentumsprozeffen [don ungünjtig beeinflußt. 
So ſchreibt mir ein Berufsgenoffe aus dem Nordoften unferes Staats: 
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gebiets, in jeinem Wirkungskreiſe ſei das Kataſter jegt allein maß- 
gebend, es würden dort Urteile gefällt, die haarjträubend ſeien. — 

Sp will ich denn, geftüßt auf langjährige Erfahrung und auf 
meine Sachverftändigentätigfeit in mehr als hundert Prozeſſen, Die 
meined Willens ausnahmslos nad) meinen Gutachten entjchieden 
worden find, die Mängel des preußifchen Katafters auf Grund 
jeiner Entſtehung bier nocd eingehender erörtern, als dies in 
meinem „Grenzprozeß“ geichehen konnte. Gewiſſe Wiederholungen 
Ihon gejagter Dinge werden dabei unvermeidbar fein. 

Daran anſchließend will ih dann die Mängel in der Rechts— 
pflege beiprechen, die nad) meiner wie nach der Anficht zahlreicher 
Berufsgenofjen jetzt zutage getreten jind, und die in irgendwelcher 
Form der Abhilfe bedürfen. 

Dann will ich darlegen, daß ein wirklich einwandfreies, be= 
weisträftiges Katafter, wie cs die volkswirtſchaftlichen Bedürf- 
niffe der Gegenwart dringend erfordern, nur durch ein voll- 
kommen wiſſenſchaftlich für diefe Aufgabe vorgebildetes Perfonal 
und durch eine zwedmäßigere Drganifation des ganzen Vermeſſungs⸗, 
statafter: und Grundbuchweſens zu Ichaffen if. — 

Da diefem Ziele dus vermeſſungstechniſchen wie aus 
rein volkswirtſchaftlichen Gründen auch der Generalleutnant 
und fpätere Präfident des Geodätifchen Inftituts und der Europäijchen 
Gradmeſſung Dr. Baeyer ſchon 1856 amtlich zugeftrebt hat, wie 
reine 1868 bei Georg Reimer in Berlin erſchienene Schrift „Mein 
Entwurf zur Anfertigung einer guten Karte von den 
öitlihen Provinzen des preußiſchen Staates“ unmider- 
leglich dartut, fo babe ich diefe Schrift jeinem Andenken gewidmet. 

Ich bin mir wohl bewußt, in dieſer Arbeit bei der Wiedergabe 
eigener Erfahrungen ausführlicher geworden zu fein, als es dieſem 
over jenem Leſer notwendig erfcheinen mag. Sch habe mich ferner 
nicht geicheut, jtellenweile aus rein fahliden Gründen aud 
reht ſcharfe Urteile älterer Schriftiteller für nıeine Auffaffung der 
Dinge anzuführen. Diefe Schrift jol aber nicht nur meine aus 
dem Landmeſſerſtande hervorgegangenen Berufsgenofjen und 
die Ju riſten welt eingehend über die Entitehung unferer Karten: 
werte aufklären, fie fol aud) den gebildeten Grundeigentümern 
die Möglichkeit bieten, jich in dieſer Hinficht über die wahre Sach— 
Inge zu unterrichten. Diele find ja in der Sache felbit, nämlid) 
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in den Grenz und Grundeigentumsprozefjen, nicht nur die eigentlich 
Leidtragenden, ſondern gerade fie find auch vielfadh in der Lage 
und berufen, in unfern gejeßgebenden und fonftigen öffentlichen 
Körperſchaften auf die Beleitigung offenbar beftehender 
Ihmwerer Mipftände hinzuwirken. Daß es fich hierbei durchaus 
nit um Sleinigleiten handelt, wie man es bei den öffentlichen Ver- 
bandlungen über den Landmeſſerberuf ſchon irrigermeife dar: 
geitellt hat, wird der Lefer aus dem Inhalte diefer Schrift unſchwer 
erfennen. — 

Der unglückliche Ausgang des Krieges hat die Drudlegung der 
Schrift zwar um ein ganzes Qahr verzögert; diefer Umſtand er» 
möglichte jedoch, einige nah Abſchluß der Arbeit in den Fachzeit: 
ſchriften bekannt gegebene Mitteilungen noch nadträglid in Fuß: 
noten zu berüdlichtigen. 


Wiesbaden, 1. November 1919. 
Martin PBlähn, 


beeidigter Sachverftändiger des Kammergerichts 
und der Landgerichte zu Berlin und Wiesbaden. 
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1. Die Entftehung des preußifchen Kataſters. 


Bis ins 17. Jahrhundert hinein erhoben die weltlichen wie die 
geiftlihen Grundherren, denen einerfeitS das Dbereigentum am 
Grund und Boden zuftand, andererfeitS aber auch deſſen Verteidigung 
oblag, die zu ihrem Unterhalte dienenden Abgaben von ihren Hinter- 
fallen in Geitalt eines bejtimmten Teiles nom Naturalertrage 
der Liegenjchaften, der fich im allgemeinen zwiſchen dem zwanzigften 
und dem zehnten Teile des Ernteergebnijjes bewegte. Grund⸗ 
herrſchaft und Hinterfaffen hatten ſomit ftets einen gleichen Anteil 
an dem Ergebniſſe guter wie ſchlechter Erntejahre; ein gerechterer 
Berteilungsmaßftab hätte alfo jchwerlich gefunden werden können. 
Er hatte jedody für die Grundherren den Nachteil, daß die Erhebung 
diejes Ernteanteils in Geitalt der zehnten Garbe, Des zehnten Yuders 
ujw. je nad) den Witterungs- und den Wegeverhältnifien mit erheb-> 
lichen Schwierigfeiten verfnüpft war. So ging man allmählich dazu 
über, an Stelle der Naturalabgaben feite Geldabgaben einzuführen. 
Damit war aber der Willfür der mit deren Feitfegung und Erhebung 
betrauten Beamten ein weiter Spielraum gelaſſen, und an die Stelle 
der abfolut gleichen Abgabe vom wirklichen Ertrage der Liegen- 
Ihaften traten im Laufe der Zeit, insbefondere in den größeren 
Herrſchafts- und Staatsgebieten, [ehr ungleihe Steuern. Das 
führte felbftverjtändlih zu Unzufriedenheiten der Bevölkerung, und 
man kam zuerit in Frankreich nach Ausbruch der Revolution auf 
ven Gedanken, für das ganze Staatsgebiet eine einheitliche Beiteuerung 
de8 Grund und Bodens durch das Gele von 1. Dezember 1790 
einzuführen und einen „Ausichuß der öffentlichen Abgaben“ mit der 
Bearbeitung der Angelegenheit zu betrauen. Nah verfchiedenen 
iehlgefchlagenen Berfuchen beſchloß die Eonjtituierende Verſammlung 
zwar die Anfertigung eines allgemeinen Katafters, und man 
begann mit der Auffjtellung von WMutterrollen nad) den 
Angaben der Grundeigentümer Aber aud diejer Verſuch 
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Ihlug fehl, jo daß Napoleon als erfter Konful unterm 22. Sanuar 
1801 eine Inftruftion erließ, welche die allgemeine Umarbeitung der 
Mutterrollen anorönete. Eine fpäter von ihm eingefegte Kommilfion 
Ihlug die Vermeſſung und Abſchätzung von adtzehn- 
hundert über das ganze Staatsgebiet verteilten Ge— 
meinden nah bloßen Rulturmaffen vor, auf Grund deren 
dann alle übrigen Gemeinden zur Steuer veranlagt werden follten. 
Die Grenzen der einzelnen Grundftüde fanden alſo bei 
diefen Vermeſſungen noch gar feine Berüdjihtigung, und die Ver: 
teilung der Srundjteuer war höchſt mangelhaft. 

An diefem Stadium der Arbeit war nun durch den Lunséviller 
Frieden vom 9. Februar 1801 das ganze linke Rheinufer an Frank— 
reich gefommen, und nach der Schlacht von Aufterliß trat durch den 
Bertrag vom 15. Dezember 1805 auch der rechtsrheinifche Reſt des 
preußifhen Gebiets hinzu. Durch das kaiſerlich napoleoniſche Dekret 
vom 17. Januar 1808 wurden die lediglib Steuerzweden 
dienenden franzöfiichen Kataftrierungsarbeiten nunmehr auch auf 
dieſe preußiſchen Gebietsteile, die Rheinprovinz, das Herzogtum 
Berg und die Provinz Weltfalen ausgedehnt, jo daß das preußiſche 
Katajter in Wahrheit in der franzöfifhen Fremdherr— 
ſchaft wurzelt. 

Man muß nun bei eingehendem Studium der damaligen Ber- 
hältniſſe rühmend anerkennen, daß die kaiferlich napoleonijche Regierung 
dauernd aufs eifrigfte beftrebt war, alle Mängel, melde im Laufe 
der Zeit in den Kataftrierungsarbeiten zutage traten, durch Erlaß 
neuer Geſetze und Dienftoorjchriften zu befeitigen, um ihr Endziel, 
eine gleichmäßige und gerechte Beiteuerung des Grundeigentumg, zu 
erreichen. Unterm 15. September 1807 wurde ein neues Geſetz 
über die Errichtung eines Grund: und Gebäubdefteuerkatafters er- 
laſſen, welches fhon die Vermeſſung der einzelnen Grund— 
ftüde forderte, und bis zum Sahre 1811 füllten die gefeglichen 
Beitimmungen und die Ffaiferliden Defrete und Minifterialerlaffe 
über die Errichtung des Katafters bereits 5 Drudbände — Man 
glaubte damals gewiß, in den feit 1790 verfloffenen 20 Jahren 
ſchon das erjtrebte Ziel vollfommener Methoden der Vermeſſung 
jowie der Abſchätzung des Neinertrags und der Fortführung des 
Katajters erreicht zu haben, und gab in einem 304 Großquartſeiten 
umfaſſenden Sammelmwerfe, das aber nur den beteiligten Behörden 
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und Beamten zuging, die nod in Geltung verbliebenen 
Vorſchriften neu heraus. Ein zweiter Band in Großfolioformat 
entbielt auch 51 Formulare und Mufterzeichnungen dazu. Der Titel 
‚des Werkes lautet: 

„Recueil möthodique des lois, decrets, reglemens, 
instructions et decisions sur le cadastre de la France; approuve 
par le ministre des finances. A Paris, de ’imprimerie imperiale. 
1811.) 

Wenn diefe Sammlung der in Geltung gebliebenen Borfchriften 
nah der Art ihrer Entitehung auch zahlreihe Wiederholungen 
enthält, jo müſſen doch die Organifation des technifchen Dienftes 
und die VBorfchriften über die Ausführung der Ber- 
mejfungen wie auch der Abſchätzungen, im Sinne der da- 
maligen Zeit betrachtet, alg geradezu vorbildlich bezeichnet 
werden. Zwar war der Gedanke einer allgemeinen Landestriangulation 
noch nit aufgetaucht; indeſſen follte jede Gemeinde für fich mit 
einem Dreiedsneg überzogen, und daran anſchließend follten die 
Kulturarten, Wege, Gräben, Grenze uſw. aufgemefjen werden. 
Auf je 100 Hektar follte ein Dreiedspuntt entfallen. Alle Winkel 
des Dreiecksnetzes follten mit dem Aftrolabium oder dem Graphometer 
gemeflen, und die Neigung der Balis gegen den Meridian Jollte 
forgfältig ermittelt werden. Auch Tollten ſchon die Koordinaten der 
Dreiedspunfte berechnet und das Ergebnis in ein befonderes 
Koordinatenverzeichnis eingetragen werden, wie aus einem Muſter 
zu leßterem in Band II der Sammlung klar hervorgeht. — Bei 
Einmeffung der Grenzen uſw. im Anfhluß an das Dreiedsneg 
famen außer dem Graphometer auch noch die Buffole und der 
Meßtiſch zur Anwendung. Der Gebraud) des jogenannten Feld— 
zirfel8 zu den Längenmeffungen war unterjagt. Auch waren ſchon 
gewiſſe Fehlergrenzen vorgejchrieben. Die Differenz in den Haupt- 
linien, d. 5. wohl in der Balismeffung und in den Dreiedsfeiten 


ı) In der Kal. Bibliothek zu Berlin und in der Univerfitätsbibliothet zu 
Straßburg iſt je ein Exemplar des „‚Recneil methodique“ vorhanden. — Eine 
deutſche, reichlich freie und nicht immer richtige Überfegung des erfter Bandes 
diefer Sammlung fit 1813 und in 2. Auflage 1818 von Karl Thum in Mainz 
erihienen. ES muß Thum aber an techniichen Kenntnifjen gefehlt haben, denn 
er überfegt 3.8. mehrfach minute des plans mit „Minute der Pläne” ſtatt 
mit „Originalpläne” oder „Urkarten“ u. a.nı. — 
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jollte weniger als Y/aoo der Länge, diejenige in den großen Grund- 
linien weniger als ?/,on und diejenige in den Linien zweiter Ordnung 
weniger als !/,, der Länge betragen. Bei größeren Abweichungen 
jollte die Arbeit verworfen werden. — Wie das Mufter in Band II 
zu den Prüfungsverhandlungen der Oberlandmeſſer (ingenieurs 
verificateurs) ergibt, jollten einzelne Prüfungslinien quer durch die 
ganze Gemeinde oder durch das ganze Kartenblatt gelegt, und alle 
die Zuläſſigkeit überfchreitenden Maße einzeln angegeben und 
demnächſt berichtigt werden. Überhaupt follte die ganze Prüfung 
jehr eingehend und jorgfältig ausgeführt und ihr Ergebnis zu den 
Akten gebracht werden. 

Auf weitere Einzelheiten der Dienftoorjchriften über die Aus 
führung der Vermeffungsarbeiten braucht hier nicht eingegangen 
zu werden. Ebenſo fann bier von einer Beiprechung der jehr ein- 
gehenden und größtenteils mufterhaften Vorſchriften für die Ermittlung 
und Abſchätzung der Neinerträge der Ländereien wie der Haus: 
grunditüde auf Grund der Marktpreije aller vorkommenden Frucht 
arten jowie der Pachterträge und der Mietzinfen für die Gebäude 
ganz abgejehen werden. 

Erwähnt zu werden verdient indeſſen noch, daß auch die Namen 
der Eigentümer mit aller Sorgfalt ermittelt werden follten. Der 
Geometer war ermächtigt, hierfür mit den örtlichen Verhältnifjen 
vertraute Fluranzeiger anzunehmen und erhielt dafür einen Paujc- 
lag. Den Sonntag follte der Geometer anwenden, um die Ar- 
beiten der Woche mit dem Gemeindevorfteher, den Grundeigen- 
tümern und dem sluranzeiger durchzugehen. Sie follten im 
Felde von Parzelle zu Parzelle gehen, um allenfalls 
Irrtümer zu verbefjern. 

Die Flächeninhaltsberechnungen der Grundjtüde follten unter 
den Augen des verantwortlichen Dberlandinefjers in deſſen Bureau 
ausgeführt werden. 

Nah Abſchluß der Arbeiten jollten den Gemeindevorftehern 
dann die Mutterrollenauszüge über den Beſitzſtand der einzelnen 
Grundeigentümer und dieſen MAbjchriften davon ausgehändigt 
werden. Dies war öffentlich befanntzumaden. Die Grundeigen: 
tümer follten Einfiht hiervon wie von den dem Gemeindevoriteher 
mitüberfandten Schäßungspaujen nehmen, und fie waren berechtigt, 
binnen einer nicht zu verlängernden Frift von einem Monat 
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Einſpruch ſowohl gegen die Vermeſſung als auch gegen die Ab- 
Ihägung unter Angabe der Gründe zu erheben. Die Be- 
ſchwerden mußten jorgfältig geprüft und etwaige Irrtümer richtig- 
gejtellt werben. 

Selbſtverſtändlich darf man bei Beurteilung aller diefer Vor- 
Ichriften niemals aus den Augen verlieren, daß der Endzwed der 
Arbeiten nur eine gleihmäßige und gerechte Befteuerung bes 
Reinertrags der Liegenfchaften durch alle Provinzen, Arrondiffements, 
Stantonnements und Gemeinden des Staatsgebiets war, nicht etwa 
ein genauer Eigentumsnahmeig mit geometriſch genauer 
Darftelung der Grenzen, wie wir ihn heute zu Grenzherftellungs- 
zweden verlangen. Bon der hierfür in eriter Linie erforderlichen 
Bermarlung der Grenzen der einzelnen Grundftüde 
durch feite Grenzgeichen ift mit feinem Worte die Rede. Nur fo: 
weit Die Gemeindebezirfsgrenzen etwa durch Grenzfteine oder 
fonftige bleibende Grenzzeihen, wie Grenzbäume uſw. vermarft 
waren, follten diefe in befonderen „Croquis“ zur Darftellung 
kommen. Dieje waren den vor Beginn der Meffung mit den Ber- 
tretern Der angrenzenden Gemeinden aufzunehmenden Grenzver- 
handlungen als Anlage beizufügen. Die Entfernungen diejer Grenz: 
zeichen von einander und die auf den einzelnen Brechpunften der 
Außengrenzen gemeſſenen Winkel mußten angegeben und zu den 
Alten gebracht werden. Zu diefen Grenzverhandlungen über die 
Außengrenzen der Gemeinden, die nur mit kaiſerlicher Genehmigung 
verändert werden durften, war in Band II des „Recueil möthodique" 
ein jehr ausführliches Mufter mit zugeböriger Zeichnung gegeben. 
Der verantwortliche Dberlandmefter war zur eingehenden Nach— 
prüfung diefer Grenzverhandlungen und der zugehörigen „Croquis“ 
ausdrüdlich verpflichtet. 

Eine Bermarkung der einzelnen Brundjtüdsgrenzen kam 
aber gar nicht in Frage. Auch konnte man in der Tat, ohne den 
Endzwed zu gefährden, mit der Sehlergrenze für die Längenmeſſungen 
bis zum Sechsfachen der heute erlaubten gehen, denn eine nicht 
gerade genau zutreffende Darftellung der einzelnen Grundjtüds- 
grenzen war auf die von dem Grundftüde zu ‚zahlende Steuer 
faum von Einfluß ; hierfür war vielmehr deſſen Einihäßung in die 
rihtige Steuerflaffe in erfter Linie von Bedeutung. 

Unter Berüdfihtigung des eben genannten Umſtandes wird 
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man es verjtehen, daß die Vorfchriften für die Ausführung der Ber: 
mefjungen noch nicht die gleihe Schärfe erreichten wie Diejenigen 
für die Abſchätzungen und Neinertragsberechnungen. Für lebtere 
waren überall die nötigen Formulare beigegeben, in denen fie aus— 
geführt und zu den Akten gebracht werden mußten, während 3. 3. 
Vorſchriften und Formulare für die Winfelmeffung und die Koor- 
dinatenberechnung der Dreiedspunfte noch ganz fehlten. Die Art 
diefer Berechnungen blieb dem Ausführenden ganz nach eigenem Er⸗ 
meſſen überlaffen; auch brauchte diefe Berehnung ebenfowenig zu 
den Akten gebracht werden wie die zugehörigen Wintelmefjungen 
oder die Handzeihnungen mit den Meffungszahlen zur Stüdver- 
meffung. Nur die Verhandlungen über die Gemeindebezirksgrenzen, 
die Koordinatenverzeichniſſe, die fertiggeitellten Karten, Flächenregiiter, 
Mutterrollen und die Prüfungsprotofolle wurden aufbewahrt und 
blieben erhalten. 

Treo alledem hätten bei wirklicher Innehaltung der gegebenen 
Vorſchriften im allgemeinen doch befjere Ergebnifle erzielt werben 
müflen, wenn das augführende Vermeſſungsperſonal für die ihm ge- 
ftelten Aufgaben Hinreihend vorgebildet gewejen wäre. Das 
war jedoch von vornherein nicht der Kal, wie ich fpäterhin noch 
näher ausführen werde. Daher blieben die Vermefungen troß 
aller ſchon damals erlaſſenen Vorjchriften in technifher Beziehung 
vielfach höchft mangelhaft, wenn fie auch den bloßen Belteuerungs- 
zweden genügt haben mochten. 

Als 1815 nad) dem Wiener Kongrefje die rheinifch-weitfälifchen 
Gebietsteile wieder an Preußen zurüdfielen, waren unter ber 
franzöfiihen Herrſchaft auf dem linken Rheinufer in 23 Kantonen 
bereits 1512000 Morgen mit 1477000 Barzellen gemeſſen und Die 
KRatafter Hierfür aufgejtelt worden. Damit fhloß die erfie 
Periode des preußiſchen Katafters. Zu pofitiv fiheren 
Srenzfeititellungen in Streitfällen fann das ihr ent- 
ftammendeKatajtermaterialfaumjemalsbenugt werden. 

Vom 1. Januar 1818 ab wurde dann für die weitere Grund» 
fteuerveranlagung der Rheinprovinz eine bejondere Verwaltung, 
die Generaldireltion des Katafters zu Berlin eingerichtet, 
und durch die Kabinettsorder vom 26. Juli 1820 wurde die Auf- 
ftellung des Grund: und Gebäudelatajters auch für die Provinz 
Weftfalen verfügt. Ültere Karten, die dem Veranlagungsver: 


fahren hätten zugrunde gelegt werden fünnen, waren nur in geringen 
Umfange vorhanden; die Unterlagen mußten zumeijt erjt durch Neu- 
meſſung bejchafft werden. Für diefe Arbeiten wurden nun zwei 
getrennte Anmweilungen erlaflen, nämlich 

1. die „Allgemeine Snitruftion über das Verfahren bei Aufnahme 
des Statafter8 von ertragfähigem Grundeigentum in ben 
Rheiniſch-Weſtfäliſchen Provinzen vom 11. Februar 1822" 1) 
. die „Inſtruktion über das Verfahren bei Vermeſſung des 
Grundeigentumg behufs Anfertigung des Grundfteuer-Katafters 
in den Rheiniſch-Weſtfäliſchen Provinzen der preußifchen 
Monarchie vom 12. März 1822". 
Beide Inſtruktionen erfchienen gedrudt bei der Witwe Zangen 
in Cöln, find aber nur noch in fehr wenigen Eremplaren erreichbar. 
Ihnen hat nachweisbar, wie auch den bald darauf erlafjenen füd- 
deutihen Katajtergefegen, der franzöfifche „Recueil möthodique” zu— 
grunde gelegen, der jedoch in verjihiedener Beziehung verbefjert 
worden ift. 

Als bemerkenswert jei hervorgehoben: 


1. Aus der „Allgemeinen Inſtruktion“ 
vom 11. Februar 1822. 

Nah 8 4 follten die geometrifchen Arbeiten bei der Prüfung 
durch den Obergeometer, „um als richtig angenommen zu werden, 
bis auf 1 Prozent im Mittel genau fein“. Das war für die 
Längenmeſſungen ſchon ein Fortichritt gegen den Recueil methodique, 
der nad) Ziffer 262 unter ſchwierigen Verhältniffen noch die doppelt 
jo große Abweichung von !/;, der gemeſſenen Länge zuließ. Immer— 
bin aber war der bier für die Rataftermellungen geforderte Ge- 
nauigfeitsgrad Sl/smal geringer als der für fonftige 
Meffungen durh $ 71 des Feldmesjer-Reglements vom 
29. April 1813 geforderte. Nach dieſem durfte die Nachmeſſung 
von Brobelinien durch den Vermeffungsrevifor nur eine Abweichung 
von „/ıo einer Rute auf 100 Ruten Länge, oder weniger“, 
d. h. alſo: höchſtens 0,3 Prozent ergeben. Bei größeren Ab- 
weihungen mußte der betreffende Feldmefjer nad) $ 76 die gejamten 
Reviſionskoſten bezahlen und die fehlerhafte Arbeit unentgeltlich 
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1) Diefe „Allgemeine Inſtruktion“ ift in v. Kamptz „Annalen” Bd. 6 
Seft 2 (1822) abgedrudt worden. 
Plähn, Tie Mängel des preußifchen Kataſters. 2 
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verbefjern. Tiberjtiegen die Abweichungen dag Doppelte der er: 
laubten — alſo 0,6 Brozent der gemeſſenen Länge —, jo ſollte Die 
Regierung nah 8 77 ſchon erwägen, „ob der Feldmeſſer als 
unzuverläffig feine Anftellung verlieren müſſe, oder 
vorerſt noh unter Berwarnung beizubehalten fei”. 

Nah $ 15 mußten die Außengrenzen der zu vermefjenden 
Gemeinden gegen die Nahbargemeinden vor Beginn „oder jedenfalls 
doch vor Abfehluß der Stückvermeſſung“ durch Steine oder andere 
Merkmale Eenntlich bezeichnet werden. „Die Koften der nötigen 
Steine oder Pfähle beftreiten die beteiligten Gemeinden." — Nach 
s 28 folten ebenjo „die Fluren (Unterabteilungen der Genteinde, 
al8 Gewannen, Feldlagen um.) mit Zuziehung der Ortsvorſteher 
und der nächſten Beteiligten mit Steinen oder andern Grenzmalen 
bezeichnet werden‘. Und nad) $ 24 follte der Geometer „die Grund: 
cigentümer durch den Ortsvorſteher auffordern, alle ihre Grund: 
jtüde und deren Grenzen mit Steinen, oder wo feine Steine zu 
haben find, mit ſtarken Pfählen zu bezeichnen, bevor die Vermeſſung 
ihren Anfang nimmt”. Man wollte alfo damals fhon die für 
alle Nachtragsmeffungen und für fpätere Grenzfeitftelungen in 
Streitfällen jo außerordentlih wichtige dauerhafte Abmarfung 
aller Grundftüdsgrengen herbeiführen. Leider ift diefe gute 
Abſicht nur in feltenen Fällen zur Tat geworden, weil fie größten: 
teil$ an der Nachläſſigkeit der Befiter fcheiterte, und weil es an 
einem gejegliden Zmwangsmittel zur Durdführung 
diejer Beftimmung fehlte! 

Nach 88 49 bis 51 follte nach Fertigftellung der Flurkarten 
auch ein vollitändiges Verzeichnis der Grundftüde und ihrer Beliger, 
das Flurbuch, gefertigt werden, während der Recueil methodique 
von 1811 nur die Aufitellung von Mutterrollen nebft dem zu: 
gehörigen alphabetifchen Verzeichnis der Beliger forderte. Durch 
das nach der Reihenfolge der Barzellen geordnete Flurbuch wurde 
dag Auffinden der Eigentümer der Grundftüde, ihres Slächeninhalts 
uſw. ſehr erleichtert. 

Wenngleich dem Geometer wie nach Ziffer 205 des Recueil 
meöthodigue von 1811 auch durch $ 58 der Allgemeinen Inftruftion 
vom 11. Februar 1822 die Verpflichtung auferlegt wurde, an Sonn: 
tagen die bereits fertiggeftellten Teile der Vermefjung mit Der Ge: 
meinde durchzugehen und fih darüber durch ein Atteft der Kommunal: 
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behörde auszuweiſen, jo wurde doch dur) $ 125 auch der Ein: 
ſchätzungskommiſſion noch anempfohlen, bei ihren örtlichen Arbeiten 
ihre bejondere Aufmerkfamfeit auf die „Irrtümer des Geo- 
meters in Beziehung auf Namen der Eigentümer und 
Verwechſelung oder Ilberfehen der rihtigen Grenzen" 
su richten. „Fehler in der Form, des Klächeninhalts oder der 
Gütergattung“ ſollte der bei der Einſchätzung mitwirfende Steuer: 
oder Katajterbeamte ſogleich anmerken und ver Satafterfommiffion 
des Negierungsbezirkes mitteilen. 


2. Aus der Snjtruftion über das Verfahren bei der 
Bermejjung vom 12. März 1822. 

Die Schon in der „Allgemeinen Inſtruktion“ vom 11. Sebruar 
1522 über die Ausjteinung der Gemeinde-, Gewannen⸗ und der ein: 
zelnen Grundftüdsgrenzen getroffenen Beitimmungen werden bier in 
den 88 8, 9, 13 und 14 ebenfalls aufgeführt. 

Nah 8 16 ſoll bei der Triangulation, je nachdem zur Stüd- 
vermefjung „a) die Polygonal-Perpendikular⸗Methode, b) die Poly- 
gonal: Konftruftiong-Methode, c) die Linien-Methode, d) der Meß— 
tif oder e) die Bufjole angewendet werden, wo der Gebrauch der 
legteren noch geftattet wird”, auf je 800 bzw. 400, 200, 100 oder 
50 Morgen „wenigftens ein Dreieck“ entfallen. Ferner müſſen 
die Dreiedspunfte in allen Fällen entweder natürliche Feſtpunkte, 
3. B. Grenziteine ufw., fein, oder von folcdhen aus zwecks fpäterer 
Wiederherftellung feftgelegt werden; fie müfjen ferner mit den Winfel- 
punkten der Stüdvermefjung zujammenfallen und an den äußerfien 
Punkten mit dem angrenzenden Dreiedsneke gemeinschaftlich fein. 

Die 88 17 bis 32 treffen nähere Beitimmung über die Winkel— 
meſſung und die Ausführung der Triangulation. Für die Winkel: 
meſſung ilt hier ſchon ein Formular gegeben, in dag fie im Felde 
mit Tinte eingetragen werden fol. Ebenſo muß die Berechnung 
der Dreiede und bei Koordinaten nach gegebenen Regeln in ge- 
gebenen Formularen erfolgen. Es werden Dreiedspunfte I. bis 
IV. Ordnung unterfhieden.!) Die Berechnungen der Punkte II. 


1) Das Dreiedsnet I. Ordnung war für die Rheinprovinz ſchon während 
der franzöfifchen Herrfchaft unter der Leitung des Oberſten Tranchot, das— 
jenige für da8 Herzogtum Berg 1806 im Anſchluß an die beiden Stand- 


linten von Mündelheim und Bergheim und dasjenige für Weftfalen im An- 
2 


und ebenfalls auch ILL. Drönung fol der Dbergeometer bewirken, 
ſoweit dies noch erforderlich if. Ale weiteren Berechnungen follen 
von einer Seite höherer Ordnung ausgehen und auch auf eine folche 
abjchließen. Über die Fehlerverteilung im Dreiedsneg werden noch 
feine beſtimmten Regeln aufgeitelt. Als annehmbar fol die Trian- 
gulation gelten, wenn die Dreiedsjeiten II. Ordnung bis auf !/znoo, 
III. Ordnung bis auf !/anon, IV. Ordnung zu $ 16 a und b bis auf 
Yooo, zu © bis auf Yo, zu d und e bis auf !/00 genau find. 
Die Koordinaten des Dreiedsneges I. Drdnung waren ſämtlich auf 
ben Meridian und das Perpendikel von Cöln zu beziehen; für Die 
übrigen Dreiedsnege beftimmte der Obergeometer einen ſchicklich ge- 
legenen Dreiedspunft als Nullpunft. 


Nach 8 36 follen die Stüdvermeffungshandriffe fogleid 
auf dem Felde mit Tinte geführt werden. Ihr Format follte 
nad) $ 38 immer einen halben Bogen Groß-Adler: Zeichenpapiers 
(26 : 19 300, d. i. 68:50 cm) betragen. 

Wurden die Flur: und Gemwannengrenzen polygonometriih auf: 
gemeſſen, jo ſollte die Zahl der Polygonfeiten tunlichft bejchränft, 
und alle Bolygonmwinfel follten wirklich gemeſſen, niemals ein folcher 
duch Rechnung ergänzt werden. Auch follten die Koordinaten der 
Polygonpunkte berechnet werden, diejenigen der Knotenpunkte Doppelt, 
aus verjchiedenen Elementen, oder fie follten noch trigonometriſch 
beitimmt werden. Alle Bolygonpunkte follten natürliche Feitpunkte, 
Grenzſteine uſw. fein. 

Die Buſſole ſollte nah $ 44 nur zur Anwendung kommen, 
„wenn das Terrain folche Schwierigkeiten bietet, daß die Fehler mit 
jedem andern Werkzeuge wahrscheinlich nicht Eleiner fein werden als 
mit der Buſſole“. Alle Neigungswinkel follten dann doppelt, näm- 
lich vor- und rüdmwärts abviliert und angefchrieben werden. — (Bon 
einer Doppelten Meſſung der Polygonfeiten, vor» und rückwärts, 
ift aber noch nirgends die Nede!) 


Der Kartenmaßftab follte je nah der Durchſchnittsgröße der 
Varzellen 1 : 1250 oder 1: 2500 oder 1: 5000 fein, und je nad) 
dem Kartenmaßftabe follten Grundftüde von weniger als 11/, 


ſchluß an die 1808 gemejjene Baſis Darmftadt:Griesheim durch den darm- 
jftäptifhen Regierungsrat Edhardt, Hauptmann Bechſtädt und die Geo: 
graphen Arndts und Emmerid,) fertiggeftellt worden. 


bzw. 3 und 6 Duadratruten Größe jo aufgemefjen werden, daß ihr 
Flächeninhalt aus Driginalmaßen berechnet werden konnte. 

Das Format der Karten jollte gleichmäßig ein ganzer Bogen 
Groß⸗Adler⸗Zeichenpapier (38:26 Boll, d. i. 100: 68 cm) fein, 
allenfalls ein halber Bogen. Für die topographifche Auszeichnung 
der Karten wurden auch Schon beitimmte Regeln gegeben. 

Nah 8 67 follten die Flächeninhaltsberechnungen der Barzellen 
auch bereits durch Mafjenberechnungen Eontrolliert werden. — 

Alle geometrifchen Arbeiten follten gemäß $ 74 von dem Dber- 
geometer periodiſch durch wirkliche Nachmefjungen und Nachrechnungen 
geprüft und durch einfache Namensunterichrift als richtig anerfannt, 
allenfalls aber verworfen und neu gefertigt werden. Die Gründe 
hierfür waren auf den Arbeiten jelbft zu bemerken. Nah 8 79 
blieb der Geometer jedoh auch nad abgefchloffener Prüfung der 
Arbeiten für alle noch etwa darin zutage tretenden Fehler und 
Irrtümer verantwortlich. Stellten fich ſolche bei ber jpäteren 
Offenlegung der Arbeiten in der Gemeinde heraus, Jo wurden fie 
auf feine Koften durch einen andern Geometer berichtigt oder neu 
gefertigt. 

Bemerkenswert ift, daß die Snftruftion für die Aus- 
führung der VBermeffungen vom 12. März 1822 duch S 77 
die Fehlergrenze für die Längenmeſſungen auf !/z00 und nur für 
die Flächen maße auf N/ıoo fFeitlegt, während die nur um einen 
Monat früher erlaffene „Allgemeine Inſtruktion“ vom 11. %e- 
bruar 1822 in ihrem $ 4 feinen Unterſchied zwifchen Längen- und 
Fläcbenermittlungen macht, vielmehr wörtlich ganz allgemein bejtimmt: 
„Die geometrifchen Arbeiten werden von dent Dbergeometer revidiert 
und müſſen, um als richtig angenommen zu werden, bis auf 
1 Prozent im Mittel genau fein." — 

Auf Grund diefer beiden preußiſchen Inſtruktionen vom 11. Fe— 
bruar und 12. März 1822 wurde nun die Kataftrierung für bie 
Rheinprovinz und Weltfalen (einjchlieglich der Teile des vormaligen 
Herzogtums Berg) weiter bearbeitet und 1837 zu Ende geführt. 
Damit Schloß Die zweite Periode der Entitehung Des 
Katafters. -- 

Aus dem hiernach unterm 21. Sanuar 1839 erlaffenen Grund- 
fteuergefeg für die mweftlihden Provinzen (GS. ©. 30) iſt 
zu erwähnen, daß dieſes in $ 2 vorfchrieb, „die Ratafterkarten, Flur- 
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bücher und Mutterrollen durch Umarbeitungen und periodiſche 
Reviſionen mit der Gegenwart in UÜbereinſtimmung zu halten“, 
und daß es duch 8 4 zur Dedung der hierfür zu erwartenden 
Koften von vornherein einen allgemeinen Zuſchlag von 2 Prozent 
zur Grundfteuerhauptfumme anordnete. Zu den durch den Güter- 
wechfel entitehenden Fortichreibungstoften ſollten die betreffenden 
Srundfteuerpflichtigen Beiträge zahlen. — Bejonders hervorzuheben 
ift aber, daß in 8 25 dieſes Gejeges ſchon beitimmt wurde: 

„Snjofern bei den bereits ausgeführten oder noch aus— 
zuführenden Satafterarbeiten materielle Irrtümer in betrefi 
einzelner Grundjtüde von den Behörden entdedt oder von den 
Beteiligten auf dem durch eine bejondere Inſtruktion vorge- 
Schriebenen Wege nachgewieſen werden, bleibt deren Berid- 
tigung.vorbehalten. 

Werden folhe Reklamationen wegen materieller Irrtümer 
als begründet anerkannt, Jo fallen deren Koften nicht dem 
Reklamanten, jondern dem zur Erhaltung des Kataſters De: 
itimmten Fonds zur Laſt.“ 

Die dritte Periode des preußiſchen Katafters entftand durch 
ven Erlaß der Geſetze vom 21. Mai 1861 betreffend die ander- 
weitige Regelung der Grundfteuer (GS. ©. 253) und 
betreffend die Einführung einer allgemeinen Gebäude: 
teuer (GS. ©. 317). Sie umfapte die Zeit von 1861 big 1864. 

Durch das neue Grundſteuergeſetz wurde die von, den ertrags- 
fühigen Liegenſchaften der gejamten preußifchen Monarchie (mit 
Ausschluß Hohenzollerns und des Jadegebiets) zu erhebende Grund: 
jteuer auf 10 Millionen Taler feſtgeſetzt und deren gleichmäßige 
und gerechte Berteilung bezmedt. Neben diefer Grundfteuer 
fam aber nad) dent Gebäudejteuergefepe für die Gebäude mit den 
zugehörigen Hofräumen und Hausgärten nod) eine befondere Gebäude- 
fteuer zur Erhebung. 

Da die neue Grund: und Gebäudelteuer nad) S 3 bzw. $ 1 
der genannten Gefeße Schon vom 1. Januar 1865 ab’ an Stelle 
der bis dahin gezahlten Steuern zur Hebung gelangen follte, fo 
war jelbitveritändlid die allergrößte Beſchleunigung der Arbeiten 
zur Erreichung diefes Zieles geboten. 

Dementfprechend wurde von vornherein in der dem neuen 
Grundjteuergefeße beigegebenen „Anweifung fürdas Verfahren 
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bei Ermittelungen des Reinertrags der Liegenschaften“ 
(95. S. 257), dur) 8 52 beftimmt, daß im Bereiche der beiden 
weitlihben Provinzen die vorhandenen Karten und die 
släheninhaltsangaben Des bisherigen Katajters bei- 
zubehalten jeien, und nur eine neue Klaffififation und Ab- 
ſchätzung der Grundſtücke vorzunehmen ſei. Als Anlage A (GE. 
S. 304) wurde diefer Anweifung noch eine befondere „Anweifung 
tür das Verfahren bei Herftellung der Gemarfungs: 
farten und Feſtſtellung des Flächeninhalts der Liegen- 
haften“ beigefügt, deren 88 1, 5 und 6 lauteten: 

8 1. „Die Heritelung der Gemarfungsfarten fol fo weit 
als irgend möglid auf dem Wege der Kopierung bereits vor- 
bandener Karten erfolgen. Neue Aufnahmen zu dem frag: 
lihen Zwecke find auf die dringendften Fälle zu 
befhränfen.“ 

F 5. „An den Gemarfungsfarten find die Grenzen Jämtlicher 
Kulturarten jowie alle Wege, Eifenbahnen, Bäche, Flüſſe und 
eine möglichjit große Anzahl ſolcher Punkte und Linien (mie 
Meilenfteine, andere große Steine, Kreuze, Warnungstafeln, 
Brücden, ausgezeichnete Bäume, nach Umftänden auch Heden, 
Zäune und jonjtige Grenzlinien) zu verzeichnen, welche gecignet 
find, für die bei der Einſchätzung der Liegenschaften 
notwendige Eintragung der Klaffengrenzen als An: 
balt zu dienen.” 

8 6. „Die Grenzen etwaiger Flurabteilungen und einzelner 
Grundftüde find, falls ihre Daritellung in der Gemarkungskarte 
mit erheblichen Aufwand an Zeit und Koften verbunden fein 
würde, nur injfomweit zu verzeichnen, als fie. mit den in 
$ 5 bezeihneten Grenzen zufammenfallen.“ 

Nichts beweiſt wohl Elarer als gerade der Wortlaut dieſer aud) 
in der Geſetzſammlung veröffentlichten Anmweifung, daß man im 
Sabre 1861 keineswegs die Eigentumsermittelung, jondern in 
erjter Linie nur die richtige Ermittelung der Klaffengrenzen, 
d. h. alfo die richtige Steuerermittelung, im Auge hatte. — In 
Ihwierig aufzumeljenden: Gelände, insbefondere in den Drtslagen, 
wurden die Grenzen ber einzelnen Grundſtücke oft nicht vollitändig, 
vielfach überhaupt nicht aufgemeſſen, denn die Gehöfte und die zu— 
gehörigen Hausgärten unterlagen ja der Grundſteuereinſchätzung 
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überhaupt nit, und die Gebäudefteuereinihäßung war nicht 
von der Größe der Hofitellen, fondern nur von dem baulichen 
Zujtande der Gebäude abhängig. — Zuſammengefaßte Feldgrund- 
ftüde wurden in den Flurbüchern uſp. unter den Firma „X und 
Miteigentümer” aufgeführt; es blieb dann dieſen jelbft über- 
laffen, fih über die Interverteilung der Grundfteuer zu einigen. 
Zufammengefaßte Häufergruppen wurden unter der Bezeichnung 
„Ungetrennte Hofräume“ nur mit ihrer Gejamtflähe im 
Flurbuche nachgewiefen, die Gebäudefteuer aber für jedes Gehöft be- 
onders ermittelt und die Gebäude ufw. in der Gebäudefteuerrolle 
ohne Slächeninhaltsangabe als „Ungetrennte Hofräume anteilig“ 
unter dem Namen jedes einzelnen Eigentümers eingetragen. — 

Mas an alten Karten irgendiwie vorhanden war, das wurde durch 
die Landratsämter von den Gemeindevorftehern, Gutsbefitern ufw. 
herbeigefhafft und als Unterlage für die durch Kopierung in den vor: 
geichriebenen Formaten davon herzuftellenden Gemarkungskarten be— 
nußt. Natürlich follten die jeit Anfertigung der Driginalfarten ein- 
getretenen Veränderungen eingemefjen werden, auch jollten zuvor 
gewiſſe Brüfungslinien zur Feſtſtellung der Brauchbarfeit der alten 
Starten gemefjen werden. Aber der Mangel an Zeit zwang dazu, 
auch fehlerhaftes Material ntitzuverwenden. Ferner beftand dag zu 
den Arbeiten verwendete Perſonal nur zum geringen Teile aus ge: 
prüften und vereideten Feldmeſſern, und ſelbſt dieſe kehrten ſich 
unter der Loſung „Es kommt für die Steuereinſchätzung nicht ſo 
genau darauf an, indes bis Ende 1864 muß die ganze Sache un— 
bedingt fertig werden“ wenig an die vorgeſchriebenen Fehlergrenzen. 
Auch fanden ſich, beſonders an den Außengrenzen, immer einzelne 
Linien, die innerhalb der erlaubten Fehlergrenze ſtimmten und die 
als Prüfungslinien in das Feldbuch eingetragen werden konnten. 
Kurz und gut, man brachte die eingetretenen Kulturveränderungen, 
Aufteilungen uſw. zumeiſt auf irgend eine Art und Weiſe in die vor: 
bandenen alten Karten hinein, ohne viel nad) ihrer Richtig— 
feit zu fragen. 

So wurden denn anläßlicd) der Nteuveranlagung der Grund- 
fteuer in der ganzen Monarchie in den Jahren 1861 big 1864 nur 
15,7 Brozent der gefamten Karten der öftlichen Provinzen durch 
Neumeſſung, 84,3 Prozent dagegen durch Kopierung alter, zumeift 
nur mit der Buffole aufgenommener Separationsfarten, Gutsfarten 
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oder ſonſtiger Privatkarten hergeſtellt, auch wenn dieſe noch fo fehler— 
haft und unrichtig waren. Man tröſtete ſich allgemein mit 
dem Gedanken: Auf die zu zahlende Grundſteuer haben 
ſolche Fehler nur einen ſehr geringen Einfluß, und 
auf etwas anderes fommt es hier ja gar nicht an! 

Sn diefem Sinne haben zweifellos auch die Dbergeometer ohne 
viel Bedenten ihren Namen auf die Karten, Berechnungshefte und 
Negifter gefegt und fie damit als richtig anerfannt. Bon einer 
wirklich ernithaften, vorjhriftsmäßigen Prüfung der 
Arbeiten fann gar feine Rede gemwefen fein, andern: 
falls hätten fo zahlreihe grobe Fehler, wie dieje Ar- 
beiten tatfählih enthalten, nicht unentdedt bleiben 
fönnen! ch Tomme auf diefe Angelegenheit noch in den Dana 
nächſten Abjchnitten zurüd. — 

Auch von einer Abmarkung der Grenzen durch Grenzfteine oder 
tonftige feite Grenzzeihen ift in den vorgedadhten Anmweilungen mit 
feinem Worte die Rede, ſelbſt nicht hinſichtlich der jtattfindenden 
Neumeffungen. Nach 88 14 und 15 der zulegt gedachten Anweiſung 
(SS. ©. 304) follten die beteiligten Grundbefiger „unter Hinweis 
auf die ihnen möglicherweiſe aus der Nichtbefolgung einer 
jolhen Aufforderung entipringenden Nachteile” aufgefordert werden, 
ihre Grenzen entweder felbft anzuzeigen oder durch eine mit der Ort: 
lichfeitt und dem Beligitand in der Gemarkung genau befannte Per— 
fönlichkeit anzeigen zu laſſen. Geſchah das nicht, jo ſollten die ört- 
lich vorgefundenen Grenzen aufgenommen werden und etwa jpäter 
fi) al$ notwendig ergebende Berichtigungen auf Koſten der Aus- 
gebliebenen erfolgen. 

Für die auszuführenden Neumeſſungen mar feinerlei be» 
jtimmte Vermeſſungsmethode vorgejchrieben; jeder konnte Die Methode 
und die Inftrumente wählen, die ihm geläufig waren. Der Theo- 
bolit ift zu den Winfelmeffungen nur fehr vereinzelt 
zur Anwendung gelommen. Die meilten Feldmeſſer befaßen 
noch feinen, und von einem allgemeinen Anjchluß an die Landes- 
triangulation Fonnte feine Rede fein, weil dieſe damals noch nicht 
durchgeführt worden war. Die technifche Durchführung der ganzen 
Sache wies gegen die 1822 erlafjenen VBorjchriften noch Feine Fort: 
Schritte auf; man könnte in gewiſſer Hinficht eher von einem Rüd- 
ſchritte ſprechen! — 
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Die Klaſſenfeſtſtellung und die Abſchätzung der Ländereien jo- 
wie die Offenlegung der Ergebnifje und das Nellamationsverfahren 
(mit einer auf 6 Wochen verlängerten Einſpruchsfriſt) weichen auch 
nur unerheblihb von dem früheren Verfahren ab, ſodaß fie Feiner 
weiteren Erörterung bedürfen. Ebenſowenig bedarf es für den 
Zwed diejer Arbeit eines Eingehens auf die Gebäudefteuerveran: 
lagung. — 

Die Behörden blieben fich aber ſehr wohl bewußt, daß die zum 
Abſchluſſe gekommenen Arbeiten troß des ftattgehabten Reklamations— 
verfahrens noch mit Fehlern aller Art behaftet waren. 
Denn wenngleich durch $ I der Verordnung vom 12. Dezember 1864 
(55. ©. 673) nunmehr die Grundfteuerhauptfummen für die ein: 
zelnen Provinzen feitgeitellt wurden, jo wurde dur $ 3 doch die 
„Beleitigung etwaiger Nechnungs: und ähnlicher Fehler” vor= 
behalten, ebenfo durch $ 21 der Dbejonderen Berordnung vom 
12. Dezember 1864 für die weitliden Provinzen (GS. ©. 683) 
die „Befeitigung materieller Irrtümer“. Und diefer ſchon 
in $ 25 des Geſetzes vom 21. Januar 1839 für Nheinland und Weit: 
falen gemachte Vorbehalt kehrt auch in den 88 1, 2, 32 und 33 
des Geſetzes vom 8. Februar 1867 „betreffend die definitive Unter- 
verteilung und Erhebung der Grundfteuer in den ſechs öftlihen Pro- 
vinzen" wieder (GS. ©. 185). Der Schlußjag des $ 2 lautet hier 
wörtlich: 

„Die Berihtigung materieller Irrtümer fowie der Be: 
itands- bzw. Grenzverändernngen ($ 1 litr a) erfolgt zu allen 
Zeiten und zwar jederzeit im Wege der Fortichreibung. ($ 32.) 

Und in dem Abſchnitt „Erhaltung der Grundfteuerveran- 
lagung bei der Gegenwart” ift unter $$ 32 Ziffer i und 33 
Abſatz 2 dieſes Gefeges beſtimmt, daß „die Bezirkregierung“ dieſe 
Berichtigung „in allen Fällen“, und zwar „von Amts wegen“ zu 
veranlaſſen hat! — 

An die Beendigung dieſer dritten Periode ſchloß ſich nun un— 
mittelbar die vierte Periode in der Entſtehung des preußiſchen 
Kataſters an, nämlich ſeine Errichtung in den 1866 neu erworbenen 
Provinzen Schleswig-Holſtein, Hannover, Heſſen-Naſſau 
und im Kreiſe Meiſenheim, der vormals zu Heſſen-Darm— 
ſtadt gehört hatte. ' 

Für die uns hier vornehmlich intereffierenden vermeflungs- 
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techniſchen Gefchäfte diefer Grunditeuerveranlagungsarbeiten wurde 
unterm 7. April 1868 eine neue Anweiſung erlaffen, von der 1870 
eine zweite Ausgabe mit den nachträglich ergangenen Anderungen 
und Ergänzungen (bei R. v. Deder in Berlin) erfchien. Sie zeigt 
in technifcher Beziehung entfchiedene Fortfchritte gegen die früheren 
Anweilungen. 

So wird nah 8 2 von vornherein die Daritellung aller 
Eigentumsgrenzen in den Gemarfungsfarten verlangt. Auch 
innerhalb der Drtichaften mußten gemäß $ 13 die Hofräume und 
Hausgärten einzeln feitgeftellt, aufgemefjen und in den Karten, 
Flurbüchern und Mutterrollen befonders nachgewiefen werden. 
Dagegen brauchten nach 8 21 unweſentliche Kulturabſchnitte in den 
einzelnen Grundjtüden nicht mehr befonderg herausgemeſſen zu werden. 

Als Maßeinheit wurde nah) 8 22 Schon das Metermaß zu: 
grunde gelegt. — Bon einer tunlichjt weitgehenden Verwendung 
alter Karten durch Kopierung zur Herſtellung der Grumdfteuer: 
gemarkungsfarten ift feine Nede mehr. 

Andererfeits wird freilich noch Feine der Vermeſſung vorauf- 
zufhidende Vermarktung der Grenzen angeordnet. Wenngleich 
ſie den Grundeigentümern in deren eigenem Intereſſe empfohlen 
wurde, und der Stüdvermeffer ihnen hierbei zur Hand gehen jollte, 
jo blieb fie doch ganz in ihr Belieben geftelt. Die Eigentümer 
jollten, wie ſchon im $ 15 der Spezialanmeifung vom 21. Mai 1861 
beitimmt geweſen war, aufgefordert werden, ihre Grenzen felbit 
anzuzeigen oder Durch einen Beauftragten anzeigen zu laſſen. Geſchah 
das nicht, fo follten fie nah 8 25 die Koften etwa notwendig 
werdender Berichtigung der Karten ufw. tragen. Bein Grenz: 
begange der Außengrenzen der Gemeinde: und Gutsbezirfe follten 
aber nah $ 28 verlorengegangene oder zerjtörte Grenzmale wieder 
erjegt werden. 

Nah SS 32 bis 42 follte den auszuführenden Neumeſſungen 
in der Regel ein trigonometrifches Net zugrunde gelegt, und 
diefes, foweit möglich, an fchon vorhandene Trianqulationen an= 
gejchloffen werden. Die Seitenlänge der Dreiede I. Ordnung follte 
20 km und mehr, die Il. Ordnung 10 bis 20 km, die III. Ordnung 
3 bis 10 km, die IV. Ordnung weniger al$ 3 km betragen. Auf 
durchichnittlic 150 Hektar follte ein Dreiedspunft entfallen. Türme 
von Kirchen ſollten tunlichſt als Dreiedspunfkte in die Triangulation 


mitaufgenommen, ſonſt follten möglichft natürliche Feſtpunkte, Grenz- 
punkte uſw. als Dreiedspunfte gewählt, oder letztere bejonders 
vermarft werden. Der Entwurf des Dreiedsneges mußte vor 
Beginn der Winfelmeffung dem Katafterinfpeftor zur Prüfung über- 
ſandt werden. Die Winkelmeffung war mit dem Theodoliten 
auszuführen, und zwar jtets in beiden Lagen des Fernrohrs. Die 
Zahl der Wiederholungen der Winfelmeffung war vom Katafter: 
in|peftor zu beftimmen. Die Winkeljumme der Dreiede III. Ordnung 
durfte höchftens um 3/, Minute, IV. Ordnung höchſtens um 1?/, Mi- 
nuten von 180 Graden abweichen, andernfalls war eine Nachmeffung 
der Winkel vorzunehmen. Für die Winkelmeffung, die Zentrierungs:, 
Dreieds- und Koordinatenberedhnungen durch Bor: und Rückwärts— 
einjchneiden waren gute Muſter und Formulare gegeben, die auch 
eine Anleitung zur ſachgemäßen Verteilung der unvermeidlichen 
Differenzen und zur Sicherftelung der Berechnungen durch Kechen- 
proben boten. 

An das Dreiecksnetz war nad) 88 43 bis 54 als Grundlage für 
die Stüdvermefjung ein Polygonnetz anzuſchließen, deſſen Winkel 
ebenfalls mit dein Theopdoliten in beiden Fernrohrlagen, und deſſen 
Seiten der Sicherheit wegen doppelt, und zwar vorwärts und 
rüdwärts, gemefjen werden mußten. Die Koordinatenberechnung 
der Polygonzüge, Knotenpunkte ujw. war ebenfallg an Mufter- 
beifpielen gezeigt und - mußte dieſen entfprechend in gegebenen 
‚sormularen durchgeführt werden. 

Auh für alle weiteren Arbeiten waren in diefer Anweijung 
zwedmäßige Vorſchriften, Muſterbeiſpiele, Formulare uſw. gegeben, 
deren Beſchreibung hier zu weit führen würde. Erwähnt möge 
nur noch werden, daß die Flächeninhaltsberechnung der 
Parzellen doppelt, und zwar von verſchiedenen Rechnern in 
getrennten Heften ausgeführt werden mußte. Wenn die Reſultate 
nicht innerhalb gewiſſer Grenzen übereinſtimmten, mußte ein dritter 
Rechner noch eine Berichtigungsrechnung ausführen. Die Reſultate 
der beiden brauchbaren Berechnungen wurden gemittelt, noch durch 
eine weitere Flächenberechnung der Parzellen in kleinen Maſſen auf 
ihre Richtigkeit nachgeprüft, und ſchließlich auf den wiederum ganz 
für ſich doppelt berechneten Geſamtinhalt des ganzen 
Kartenblatts abgeſtimmt. Tatſächlich war alſo für die Flächen— 
inhaltsberehnung der Parzellen eine dreifache Kontrollbe— 


rehnung zur Sicheritellung der Refultate angeordnet worden, um 
unzuläffige Abweihungen unterallen Umitänden auszufchließen. 
Die hierfür erlaubten Abweichungen waren auch bei größeren Flächen 
Ihon geringer als die nach dem TFeldmeflerreglement von 1857!) im 
allgemeinen zuläjligen Flächenabmweichungen. 

Ale Feldbücher, Winfelregifter, Niffe, Berechnungshefte ufw. 
ſollten in der Urfchrift zu den Alten gebradht und zur Prüfung 
nıitabgeliefert werden. 

Die Prüfung der Arbeiten follte durch örtliche Feldvergleichungen 
und Nachmeffungen wie auch durch eingehende häusliche Kontrolle 
der eingereichten Riſſe, Karten, Berechnungen und Regifter erfolgen. 
Hierfür waren in 88 133 bis 140 der Anmeifung ebenfalls gewiſſe 
Borichriften gegeben. Bei den auf Grund einer Neumefjung ber: 
geitelten Karten follten die durch wirkliche Nachmeſſung ermittelten 
Längenmaße bis auf 33/000, die Flächenmaße bis auf !/ıoo mit den 
in der Arbeit nachgewiejenen übereinjtimmen. 

Mie Dies auch ſchon 1822 und 1861 angeordnet worden war, 
mußten die Stüdvermeflungsriffe von dem betreffenden Feldmeſſer 
nah ihrer Fertigftelung in einem fogenannten Berlefungstermine 
mit den Grundeigentümern Durchgegangen, und etwa zutage getretene 
Unrichtigkeiten in der Grenzdarjtellung oder im Namen der Eigen: 
tümer mußten berichtigt werden. Außerdem fand, wie 1861, nad 
Sertigftelung der gelamten Arbeiten noch ein DOffenlegungs: und 
Keklamationsverfahren mit ſechswöchiger Einfprudsfrift ſtatt. — 

Diefe Arbeiten famen im Jahre 1877 zum Abjchluffe, nachdem 
ihon durch das Gejeg vom 11. Februar 1870 (GS. ©. 85) die 
Grundfteuergefamtfumme für die neuen Provinzen auf 3,2 Millionen 
Taler feitgeftelt, und das Geſetz vom 21. Mat 1861 für Die 
öftlihen Provinzen (GS. ©. 253) nebit dem Gefege vom 8. Februar 
1867 (GS. ©. 185) — mit hier unerheblichen Abänderungen — 
auch auf die neuen Gebietsteile ausgedehnt worden waren. 

Dadurd erlangten die in den SS 1, 2, 32 und 33 des 
zulegt genannten Geſetzes vom 8. Februar 1867 ge> 
troffenen Beftimmungen über die Behebung der nad: 
träglih zutage tretenden materiellen Irrtümer aud 
für die neuen Provinzen gejeglidhe Gültigkeit. — 

1) S. 68. für 1858 S. 233 ff. oder Greiff, „Landeskulturgejege und 
landmwirtfchaftliche Polizei" (Breslau 1866 bei Aderholz) S. 644. 
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Kaum aber war die Errichtung des Kataſters für das ganze 
Staatsgebiet beendet, als ſich ſchon zeigte, daß die fertiggeſtellten 
Arbeiten den Forderungen der Zeit zum Teil nicht mehr genügten! 
Ganz abgeſehen von der Fehlerhaftigkeit mancher Karten und 
Flächeninhaltsangaben waren die zumeiſt im Maßſtab 1: 2500 
gezeichneten Kataſterkarten der weſtlichen Induſtriegebiete 
mit Kleingrundbeſitz im Laufe der Zeit infolge des dort 
üblichen Erbteilungsverfahrens derart mit Zeichnung und Parzellen— 
nummern überladen worden, daß neue Eintragungen nicht mehr 
möglich waren. Hier geht nämlich beim Tode des Vaters der 
Grundbeſitz nicht im ganzen an den älteſten Sohn über, ſondern 
man pflegt die einzelnen Grundſtücke in ſo viel Teile auf— 
zuteilen, als Erben vorhanden ſind, ſo daß eine ſtark zunehmende 
Zerſplitterung des ganzen Grundbeſitzes die Folge iſt. 

Anfangs half man ſich dadurch, daß man die betreffenden 
Karten oder Kartenteile in vergrößerten Nebenzeichnungen oder auf 
Beiblättern im Maßſtab 1:1250 zur Darſtellung brachte. Aber 
zu den ſchon vorhandenen Ungenauigkeiten kamen durch das Panto— 
graphieren (mechaniſche Vergrößern) der Karten neue hinzu; die 
Teilungsmeſſungen paßten vielfach nicht mehr hinein und mußten 
in neuen Nebenzeichnungen oder Beiblättern geſondert dargeſtellt 
werden. Schließlich wuchs die Zahl der letzteren derart an, daß 
die Überſicht ganz verlorenging, und man entſchloß ſich zur Neu— 
meſſung ganzer Gemarkungen, um wieder zu brauchbaren Karten und 
richtigen Flächenangaben für die hochwertigen Grundſtücke zu kommen. 

Damit begann die fünfte Periode in der Entſtehung des 
preußiſchen Kataſters. 

Dieſe Neumeſſungen wurden ſchon 1876 in der Rheinprovinz 
begonnen, aber mit ſehr wenigen Kräften ausgeführt. Unterm 
25. Oktober 1881 wurden für das vermeſſungstechniſche Verfahren 
bei diefer Erneuerung der Kataſterkarten und-bücher die 
ſehr umfafjenden und ſehr forgfältig ausgearbeiteten Katafter: 
anmweifungen VIII und IX herausgegeben. Lebtere betrifft aus- 
Ichlteßlich die Ausführung der trigonometrifchen und polygonometrijchen 
Arbeiten. Beide Anmeifungen find heute nody in Geltung; leider 
find aber von der Natajterverwaltung felbit in den 
jeither verflojfenen 37 Jahren nur verfhmwindend 
wenige Gemarfungen danach bearbeitet worden — 
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Gewiß iſt ſchon manches dadurch gebeflert, daß auch die General: 
fommijfionen diefe neuen Katafteranmeifungen VIII und IX für 
ihren Gefchäftsbereich eingeführt haben, und daß fomit alle Katafter- 
farten, die etwa in den legten drei Jahrzehnten auf Grund von 
Gemeinheitsteilungs-, Bufammenlegungs-, Ablöfungs-, Odlands— 
erwerbs» oder Nentengutsverfahren entitanden find, aud im all 
gemeinen al& zuverläffig gelten können. immerhin ift aber die 
Zahl diejer Karten und Bücher im Berhältnifje zum ganzen Staats: 
gebiete noch recht geringfügig. 

Im großen und ganzen betrachtet genügt unfer heutiges Katafier 
den berechtigten Anforderungen der Gegenwart an feine Yu: 
verläjfigfeit bei Grundeigentumsgefchäften irgendwelcher Art keines: 
wegs. Insbeſondere aber ift e8 als Unterlage für die Entjcheidung 
von Grenz: und Grundeigentumsprozefjen nur mit allergrößter 
Vorſicht zu benugen! — 


2. Das Vermeflungsperfonal und feine Bezahlung. 


Mit Neht wird man nah meinen vorjtehenden Darlegungen 
fragen: Wenn Doch die Vermeflungsanmeifungen von 1811, 1822, 
1868 und 1881 für die erjte, zweite, vierte und fünfte Entftehungs- 
periode des Katafters, im Sinne ihrer Zeit betrachtet, zweckmäßig 
und gut waren, und nur die Anweiſung von 1861 für die dritte 
Entitehungsperiode zu wünſchen übrig ließ, wenn aber doh auch 
dDiefe für die Längenmeffungen nur eine Abweichung von höchitens 
3/1000 der Länge und für die Flächeninhalte von höchſtens 21/, Quadrat- 
ruten auf den Morgen (180 Quadratruten), d. i. 1,4 Brozent der 
Fläche, zuließ, wie Eonnte es dann kommen, daß diefe Fehlergrenzen 
troß der angeordneten bejtändigen Prüfung der Arbeiten fo oft un 
ein Vielfaches der erlaubten überjchritten wurden? 

Die Antwort lautet: Das lag teils an der ganz un- 
zulängliden Borbildung des Bermeffungsperjonal3 
für Jeinen Beruf, teils aber aub an der Art und Weife 
feiner Bezahlung und an der ungenügenden Kontrolle 
feiner Arbeiten! 

Da alle diefe Bermeflungen nur zu Beiteuerung $zmweden 
ausgeführt wurden, jo lag der Staatsregierung natürlich außer-. 
ordentlich) viel an einer möglichſt fchleunigen ertigftellung der 
Arbeiten, um in den Bejig der neuen Steuern zu gelangen. Die 
Regierung wirkte deshalb auf die leitenden Beamten ein, um ein 
tunlichft großes Perjonal bei den Arbeiten zu befchäftigen und nicht 
zu ängitlich in feiner Auswahl zu fein. 

Wohin das im Laufe der Zeit geführt bat, zeigt jchon Die 
Errihtung des franzöfiihen Katafters. In Frankreich murden bie 
Obergeometer (ingenieurs verificateurs) nad) dem „Recueil métho- 
dique“ von 1811 von dem Finanzminifter, die Geometer I. Klafje 
von den Präfekten ernannt. Bei einer von dem franzöſiſchen 
Minifterium im Sabre 1817 angeordneten Prüfung 
diefer Beamten wurden aber von den 86 tätig gewejenen 
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Obergeometern nod nicht die Hälfte für braudbar, 
und von den 500 Geometern I Klaffe wurden 394 teils 
als mittelmäßig, teils als unfähig befunden.) Da nun 
die Geometer I. Klaffe zur Ausführung ihrer Meflungen mit Zu: 
timmung des Dbergeometers Hilfskräfte als Geometer II. Klaffe 
annehmen fonnten, für deren Arbeiten fie ſelbſt verantwortlic) 
blieben, jo fann man aus vorftehendem ſchon einen Schluß auf das 
in geometrijher Beziehung ganz unzulänglide Ergebnis jener 
Vermeſſungen ziehen, auch wenn man die Bedingungen jener Zeit 
für die Ausbildung und Anftellung der franzöfiihen Dbergeometer 
und Geometer I. Klaffe nicht näher kennt. 

Dazu fam aber eine geradezu unverftändliche Beltimmung 
in dem Bezahlungswejen. Dem Geometer I. Klaffe wurden alle 
Ürbeiten nach feiten Akkordſätzen bezahlt einjchließlic) derjenigen 
feiner Hilfskräfte, die er auf Grund der mit ihnen abgejchloffenen 
Privatverträge bejoldete. Fehlerhafte Arbeiten mußte er natürlich 
fojtenfrei berichtigen. Nun beitimmte aber Ziffer 264 des Recueil 
möthodique, daß, wenn der Dbergeometer bei feinen Prüfungen 
ſehr beträchtliche Berichtigungen oder die Verwerfung einer Karte 
für nötig erachtete, er felbit die Koften einer zmeiten 
Prüfung tragen müſſe, weil jo große Irrtümer nicht hätten 
vorkommen fünnen, wenn er gleich anfangs, wie vorgejchrieben, die 
Arbeiten genau geprüft haben würde. — Indeſſen hatte der Ober— 
geometer nicht nur in periodijchen Prüfungsrundreijen die Arbeiten 
der Geometer gegen eine gemwille Jahresentſchädigung zum eritenmal 
nah Fertigitelung der Zriangulation und zum zweitenmal nad) 
Fertigitelung der ganzen Karten einer Gemeinde örtlich zu prüfen, 
Sondern er mußte auch in jeinem eigenen Bureau unter eigener 
Berantwortung alle Slächeninhaltsberechnungen und noch andere 
Arbeiten gegen Akkordſätze ausführen laffen. Wer aber wirklid) 
geometrifche YUrbeiten in größerem Umfange zu prüfen gehabt hat, 
wird mir zugeben, daß zwischen diefen beiden Prüfungen mangels 
aller Siherungsmesfungen (Kontrollmaße) Fehler unterlaufen 
fein Eonnten, die die Karten direft unbrauchbar madten. Dann 
hatte der prüfende Dbergeometer jelbjtaber das größte 
Intereſſe daran, die Fehlerhaftigfeit der Arbeit zu 
1) Bol. Jordan und Steppe, „Das deutſche Vermeffungsmejen”, 


Stuttgart 1882 bei Konrad Wittwer, Bd. II S. 51. 
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verfhmeigen Ken Wnnder alfo, wenn infolge der Prüfungen 
zwar geringfügige Fehler zutage gefördert und befeitigt, große 
Sehler aber ganz übergangen wurden. Das bleibt bei 
allen noch aus der franzöfifchen Zeit ftammenden Karten und bei 
den etwa jpäter hiervon gefertigten Kopien und Vergrößerungen 
ftet8 zu berüdfichtigen. — 

Preußen jeßte die Kataftrierungsarbeiten nun nad) den 1815 
vorgefundenen franzöſiſchen Muſtern fort und verbefferte diefe fogar, 
wie bereits dargetan, durch feine Inftruftionen von 11. Februar 
und 12. März 1822 in technifcher Hinfiht in weſentlichen Punkten. 
Aber obwohl die große Wichtigkeit zuverläffiger Vermeffungen 
Ihon bei Erlaß des „Allgemeinen Reglements für die Feldmeſſer 
int preußiſchen Staate vom 29. April 1813” befonders betont und 
in deſſen $ 1 angeordnet worden war, daß niemand das Feldmefien 
ale Gewerbe betreiben dürfe, der nit von der Negierung als 
Feldmeſſer angeftelt fei, jo ließ man zu den Kataftervermeflungen 
Im Intereſſe ihrer Beichleunigung doch aud) zahlreidhe andere Per: 
ſonen zu. Man führte ferner nad) dem franzöfifchen Vorbilde au 
die Bezahlung der geometrischen Arbeiten nad) feften Akkordſätzen 
ein, nahm dieſe aber fo gering an, Daß die Geometer 
nur die Hälfte von dem verdienten, was fie unter der 
franzöfiihen Herrfhaft verdient hatten, wie dies Steuer» 
rat Wagner Schon 1860 in feiner Schrift „Über Kataſter— 
vermesfungen” (5. 13 und 18) dargetan hat. 

Yun ſoll gewiß nicht beftritten werden, daß die affordmäßige 
Bezahlung der Arbeiten ihre Fertigftellung ſehr zu bejchleunigen 
geeignet iſt. AndererjeitS wird aber niemand beftreiten fönnen, daß 
die Güte der Arbeiten zumeift unter der affordbmäßigen Bezahlung 
leidet, und daß leßtere deshalb eine ununterbrocdhene Beaufiichtigung 
des Verfonals und eine eingehende Nachprüfung aller Arbeiten not- 
wendig macht. — Jedenfalls müſſen die Akkordſätze jo bemeſſen 
ſein, daß ein fleißiger Arbeiter auch bei ſorgfältiger Arbeit 
ſein gutes Auskommen findet und noch etwas für Krankheitsfälle 
und für das Alter zurücklegen kann. So waren aber die 
preußiſchen Alfordfäge, für dieſe Vermeſſungsarbeiten 
nie und ſind es auch heute noch nicht, ſo daß auch heute 
noch die zu Neumeſſungen herangezogenen Kataſter— 
landmeſſer wegen des unzureichenden Verdienſtes 


innmer befirebt find, baldmöglichſt wieder von diesen 
Arbeiten entbunden gu werden, obgleich gerade die 
Neumeffungen die befte landmeflerifhe Ausbildung 
ermöglichen! 

Schon das Feidmefjerreglement vom 29. April 1813, nach dem 
insbefondere die Separationgfeldmefjer arbeiten mußten, feßte in den 
58 82 bis 88 für die Vermeffung mittleren Geländes nebit Anz 
ertigung ber Brouillonfarte (Urkarte) und zweier Neinfarten (Kopien 
der Urfarte) ſowie des zugehörigen Vermeſſungsregiſters in zwei 
Eremplaren nur „Einen Groſchen für den Morgen“ feſt. 
Wollte der Feldmeffer alfo auf den ihm fonft zugebilligten Tage: 
geldfag von damals 11/, Talern fommen, jo mußte er täglich nicht 
weniger als 45 Morgen vermeſſen, Fartieren, berechnen und noch 
zwei Kartenkopien und eine Abſchrift Des Vermeſſungsregiſters davon 
liefern. — Sollte dies Arbeitsquantum felbjt unter Mitverwendung 
von billigen Hilfsträften wirklich befhafft werden, fo war es Doch 
jedenfalls unmöglich, Dabei die in 88 71 u. 72 dieſes Feldmeſſer— 
reglements vorgefchriebenen Fehlergrenzen innezuhalten. Die Feld- 
meſſer hatten alfo, foweit fie nicht etwa auf den Gütern oder in 
den Dorfgemeinden freie Verpflegung fanden, nur die Wahl, ent« 
weder zu pfuſchen oder zu hungern, denn dieſes Arbeits» 
yuantum ift etwa das Sechs- bis Zehnfache deſſen, was 
ein tühtiger Feldmeſſer bei forgfältiger Arbeit 
unter Innehaltung jener Sehlergrenzen fertigzuftellen 
vermag. 

Mit den Tariffägen für die Grundfteuervermeffungsarbeiten 
jtand es anfangs nicht viel beſſer. Die Feldmeſſer hatten felbit bei 
Mitverwendung von mehreren Eleven und Gehilfen nur ein dürftiges 
Austommen dabei, und trat gar infolge Erfältung bei den Feld— 
arbeiten oder Überarbeitung bei den häuslichen Arbeiten Krankheit 
ein, jo fiel jeder Verdienft fort, und die Not ſtand vor der Tür. — 

Daß unter ſolchen Verhältniffen bei einem Vermeſſungsperſonal 
von insgefamt etwa 1000 Köpfen in der Nheinprovinz und Weltfalen 
und bei einer für die eingehende Prüfung der Arbeiten ganz unzu— 
reihenden Zahl von Dbergeometern vielerlei Pfujcherei mitunterlief, 
wird man ohne weiteres veritehen. 

Nun wurden zwar unterm 8. September 1831 Vorſchriften über 


die Brüfung der Feldmeſſer und unterm 8. Juli 1833 ein 
3* 
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diesbezügliches beſonderes „Kegulativ“ erlaſſen, welches von den 
Kandidaten der Feldmeßkunſt ſchon Primareife, einjährige 
praktiſche Vorbildung und den Nachweis beſtimmter 
theoretiſcher und praktiſcher Kenntniſſe in einer beſondern, 
am Sitze der Regierung abzulegenden Prüfung verlangte. Aber 
zum Schaden der Sache ſah man nachträglich von der vorgeſchriebenen 
Primareife nicht ſelten bei ſolchen Gehilfen, die ſich dauernd dem 
Landmeſſerberufe widmen wollten, wieder ab und handhabte die 
Prüfungsvorſchriften überhaupt ſehr nachſichtig, um mehr Kräfte 
heranzuziehen. Dies Ziel wurde auch erreicht, die Qualität der 
Arbeiten dadurch aber nicht gebeſſert. 


Zur Ausführung der Grundſteuervermeſſungen von 1861 bis 
1864 in den öſtlichen Provinzen wurden nach der vom Finanz— 
miniſterium darüber veröffentlichten „Denkſchrift“) durchſchnittlich 
725 geprüfte Feldmeſſer und 1308 Hilfsfräfter) verwendet, deren 
Arbeiten von nur 17 Dbergeometern am Siße der Regierungen 
geleitet und geprüft wurden. Das Refultat entſprach diefer unzu- 
länglihden DOrganifation in jeder Beziehung. ch komme 
hierauf Tpäterhin noch zurüd. — Nach Abſchluß der Arbeiten wurden 
die Dbergeometer und viele der vereideten Landmeſſer in die Katafter- 
verwaltung übernommen und als Kataſterinſpektoren bzw. Katajfter- 
kontrolleure in den öftlihen Provinzen angeftellt, der Reft entlaffen. — 

Über die Qualität des ausführenden Vermeffungsperjona!s 
jagt die amtlihe Denfichrift ſelbſt (S. 104) wörtlich folgendes: 


„Ungeadhtet aller BorfichtSsmaßregeln war e8 nicht zu ver: 
meiden, daß viele Berfonen hierbei Aufnahme fanden, welche fich 
demnächſt als im höchſten Grade unzuverläffig, leidt- 
fertig oder auch unredlich erwiejen und fi in früheren 
Lebensftellungen ſchoön manderlei Vergehen und 
Berbreden, von denen bei ihrer Annahme nidts 
befannt war, hatten zufhulden kommen Llaffen. 
Den Feldmeſſern find hieraus vielfahe Unannehmlichleiten und 


1) Berlin 1865. Gedrudt in der Königlihen Staatsdruderei. 

2) Unter diefen maren 144 jogenannte „jelbjtändige Feldmeſſergehilfen“, 
die zwar die Feldmefferprüfung nicht abgelegt, aber doch gute Arbeiten geliefert 
hatten, und die deshalb in völlig gleicher Weife wie die geprüften und vereideten 
Feldmeſſer nur der Aufficht der Dbergeometer unterftellt waren. 
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Verluſte erwachfen, zumal fie e8 häufig an der genügenden Kon: 
trolle ihrer Gehilfen haben fehlen laſſen, einem Teile der Feld: 
mefjer auch) in der Tat die Fähigkeit nicht beimohnte, ihre Gehilfen 
geihäftlihd gut auszubilden, in ihren Arbeiten entjpredhend zu 
überwachen und den Gejchäftsbetrieb ſo einzurichten, daß ihnen 
wirkliche Unrichtigfeiten nicht entgehen Tonnten. Andere Feldmeſſer 
fuchten ihre Gebilfen nur als Mittel zu benugen, um möglichſt 
große Einnahmen ohne viel Mühe zu erzielen, inden fie die von 
den Gehilfen gefertigten Arbeiten ablieferten, ohne jih von 
ber Richtigkeit Überzeugung verfhafft zu haben, und 
e8 darauf ankommen ließen, ob eritere die Prüfung des Ober: 
geometerd pafjieren würden oder nicht. Auch in anderer Art 
erwiejen fih nicht wenige Feldmeſſer im Laufe des 
Geſchäfts als dergeftalt unzuverläffig, unmiffend 
und unfähig zur Ausführung befriedigender Ar- 
beiten, daß die legteren ganz verworfen, die be— 
treffenden Feldmeſſer ſelbſt aber nad und nad ent— 
laffen werden mußten.“ 

Die Bezahlung der Arbeiten erfolgte wie früher nad fehr 
mäßigen Akkordſätzen, nur für die Teilnahme an den Einſchätzungs— 
arbeiten murben ben Feldmeffern und felbitändigen Feldmeſſer— 
gehilfen nach Maßgabe des Feldmeſſerreglements vom 1. Dezember 
1857 für den Arbeitstag zwei Taler nebft 15 Silbergrofchen Feld— 
zulage fowie ein Taler Fubrfoftenpaufhfag gezahlt. Nach der 
amtlihen Denkſchrift (S. 187) hut die Bruttoeinnahne ber 
geprüften Feldmeſſer bei den 1861 bis 1864 ausgeführten Arbeiten 
„mit Einfhluß ſämtlicher Auslagen für Reifen, Arbeits» 
Löhne, nftrumente, Karten, Schreibpapier u. a. m. durchſchnittlich 
für den SKalendertag 2,27 Taler betragen, für den Arbeitstag, das 
Sahr zu 300 Arbeitstagen gerechnet 2,76 Taler; „die Reincin: 
nahme ift aber feinesfalls über zwei Taler hinaus— 
gegangen.” — 

Das 1868 für die Vermeffung der Provinzen Schleswig. 
Dolftein, Hannover und Heſſen-Naſſau nötige Vermeffungs- 
perfonal mußte, da feit, Fertigftellung der Arbeiten in den öftlichen 
Provinzen bereits drei Jahre vergangen waren, wiederum neu ans 
geworben und ausgebildet werden. Dabei machte man ji) Die 
früheren fchlechten Erfahrungen injofern zunutze, als man zwecks 
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Ausſchluſſes übel beleumundeter Perſonen von vornherein ſchon ein 
polizeiliches Führungsatteft verlangte; menigitens war dies in 
Schleswig-Holftein der Fall. 

Meine perjönliden Erfahrungen werden die Sache nod ein: 
gehender beleuchten fönnen. Als Meclenburger hatte ich meine erfte 
Ausbildung bei einem medlenburgiihen Kammeringenieur erlangt. 
Es lag mir nun daran, den Vermefjungsbetrieb im großen und 
insbefondere den Anſchluß der Bermeflungen an die Landestriangulation 
näher fennenzulernen. Daher hatte ich mich 1874 nad) Schleswig: 
Holjtein gewandt und kann ſomit die dortigen Verhältniffe in den 
Jahren 1874 bis 1877 aus eigener Anſchauung fchildern. Ver 
ganze Betrieb war fabrikmäßig eingerichtet. Die Triangulationen 
und Die polygonometrifchen Arbeiten wurden falt austchlieglich an 
geprüfte Feldmeffer übertragen, zu den übrigen Arbeiten wurden 
aud Hilfskräfte in großer Zahl verwendet. Die örtlichen Arbeiten 
wurden von befonderen Feldperjfonalen ausgeführt, die je etwa ein 
Dugend Perſonen umfaßten und von einem befonderen Perfonal- 
vorjteher geleitet und beauflichtigt wurden. Die Stüdvermeffungs» 
arbeiten wurden faft nur von „Telbitändigen Vermeſſungsgehilfen“ 
ausgeführt. Für die Kartierungsarbeiten war ein bejonderes Bureau 
in Schleswig eingerichtet, das beide Flügel des Gottorper Schloſſes 
füllte; die Flächeninhaltsberechnungen wurden in einem andern großen 
Bureau dort ausgeführt. Beide Bureaus wurden von geprüften 
Feldmeſſern als Perfonalvorftehern geleitet. Außer diefen beitand 
noch ein beſonderes KRevifionsbureau, in dem auch ih im 
Sommer 1876 an der Prüfung der gejamten Arbeiten aus beiden 
Brovinzen unter Leitung des Steuerrats Wilski teilnahm Zum 
Schluſſe wurde noch ein bejonderes Koordinatenrechnungsbureau für 
den Kreis „Herzogtum Lauenburg” unter Leitung des damaligen 
Feldmeſſers, ſpäteren Geheimen Dberfinanzrats Koll eingerichtet, 
dent id) ebenfalls übermwiejen wurde. 

Durch die öffentlichen Blätter wurde dauernd Berfonal für 
die Ausführung der Arbeiten gefuht. Wer kam und noch nicht 
gerichtlich beftraft war, wurde für ein beſtimmtes Arbeitsitadium 
rein mechaniſch ausgebildet und wirkte nun an der Heritellung 
des Vermeſſungswerkes mit. So waren in dem etwa 50 Köpfe 
Starken Startierungsbureau, in welchem ich zunächſt beichäftigt wurde, 
kaum ein halbes Dutzend Berfonen, die fich dem eigentlichen Land: 
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meſſerberufe widmen wollten. Die weitaus größte Zahl beſtand 
aus ftelungslojen Leuten jeden Standes; vorzeitig verabjchiedete 
Offiziere, gefcheiterte Studenten, Kaufleute und junge Handwerker 
aller Art, 3.8. ein Schneider, ein Zimmermann, ein Steinnteß, 
ein Schmied, ein Müller ufw. waren darunter, und manche hatten 
in der Tat gar feine rechte Vorftellung von der eigentlichen Be- 
deutung ihrer Arbeiten. — Nur in den beiven zulcht genannten 
Bureaus waren ausschließlid Fachmänner beichäftig. An den 
Kartierungs-, Flächenberechnungs: und Negijterbureaus war aber 
ein Kommen und Gehen wie in einen Taubenjchlage; wer irgend— 
welche Arbeit fand, die ihm mehr einbrachte als fein Akkordlohn, 
ging wieder. 

Indeſſen war der Steuerrat Wilski fehr beitrebt, das einmal 
eingearbeitete Perſonal zu halten, und er erwirkte zu dem Zwecke 
fir Schleswig: Holjtein auch eine Erhöhung der Gebührenſätze beim 
Finanzminifter, jo daß fleißige und gut eingearbeitete Kräfte es bis 
zu einem Berdienfte von monatlich etwa 200 M. bringen fonnten; 
einzelne verdienten auch noch mehr. Der größte Übelftand war, 
daß gerade die akkordmäßige Bezahlung der Arbeiten leichtfertige 
Perſonen dazu verleitete, auf Koften der Güte möglichft viel zu 
liefern ; und wo die Revifion der Arbeiten weniger ſcharf durch— 
geführt wurde als in Schleswig: Holftein, hat.das üble Folgen ge- 
habt, wie ich ſpäterhin noch dartun werde. 

Die 1876 in der Rheinprovinz begonnenen Katajter- 
Erneuerungsarbeiten wurden von vornherein austchließlich 
von wirklich fachlich vorgebildeten Kräften und Hilfsfräften ausges 
führt. Daß ihr Umfang fo gering geblieben iſt, liegt einmal 
daran, daß bis zum Sahre 1912 jährli nur 200000 M. für 
die gefamte Erhaltung und Erneuerung des Katafters im Staats- 
baushaltsplan (Kapitel 6, Titel 14) ausgeworfen waren. Als meiner: 
feit8 in der Fachpreſſe mehrfach auf diefen Mißſtand hingewieſen 
worden war, ift diefer Fonds zwar unter einer jehr gewundenen 
Begründung feit 1913 auf jährlihd 500000 M. erhöht worden, 
aber auch diefer Betrag ift dem fachlichen Bedürfniffe nach baldiger 
Schaffung eines beweisfräftigen Eigentumskataſters nod) 
im entfernteften nicht entfprechend ! Selbſt der Laie wird das leicht 
zu erfallen vermögen, wenn er ſich überzeugt, daß der preußifche 
Etat für Fortführung der militärifhen Landesaufnahme 
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Ihon fJeit mehr als 4 Jahrzehnten jährli” 800000 M. aus 
wirft.!) 

Fürs andere fehlte e& aber anfangs auch an der richtigen, der 
Aufgabe jelbit gemachfenen Leitung der Katajter: Erneuerungsarbeiten 
und an deren ſachgemäßen Bezahlung. Wer irgend konnte ent- 
floh den Arbeiten wieder, weil der Verdienft zum Unterhalte bei 
weitem nicht ausreihte.e Auch bier Fann ich auf Selbfterlebtes 
zurüdgreifen. Als die Vermefjungsarbeiten in Schleswig-Holftein 
anfangs 1877 beendet waren, meldete ich mich als junger, mit aus— 
gezeichneten Zeugniſſen verfehener Feldmefjer bei der Königlichen 
Regierung zu Düffeldorf zu den dort begonnenen Katafterneumefjungen, 
fragte aber gleichzeittg nach dem für die Arbeiten geltenden Tarif. 
Ich wurde Sofort dem Neumeljungsperjonal zu Nheydt zugeteilt. 
Der Verfügung war auch ein Gebührentarif mit ganz unzus 
reichenden Sätzen beigefügt; Dazu war bemerkt, daß ein neuer Tarif 
berausfommen werde, der der Bezahlung zugrunde gelegt werben 
jole. Nun fagte ih mir: Das Finanzminifterium hat ja bei der 
Neumefjung der Provinzen Scleswig-Holftein, Hannover und 
Heſſen Naſſau zur Genüge gefehen, daß es höhere Säte bemilligen 
muß, und bat fie auch bemilligt, alfo wird es ja doch für Die 
Rheinprovinz mit ihrem meit mehr zerfplitterten Beſitzſtande und 
teilmeife weit jchwierigeren Gelände (Eifel, Hunsrüd) auch bald 
einen angemeljenen Tarif herausgeben. Als diefer aber nad 
I Monaten immer noh nit erjfchienen war, trat ih am 
1. Dezember 1877 in den Dienft der Generalfommillion zu Caſſel 
über, bei der ih 6 M. Tagegeld erhielt und bis auf 12 M. fteigen 
fonnte. 

Ich hatte nun von der Katafterverwaltung troß großen Fleißes 
bei durchſchnittlich täglider Iftündiger Arbeitszeit für die mir 
durchaus geläufigen Arbeiten diefer 9 Monate einjchlieglih der in 
Höhe von rund 200 M. verausgabten Arbeitslöhne nur 1060 M. 
gezahlt erhalten, den Reſt ſollte ih nah Erjcheinen des neuen Tarifs 
befommen. Im Herbit 1879, alfo 2 Sahre Später, bat ich Die 
Regierung zu Düffeldorf, mir doch mein Reftguthaben auszahlen zu 
wollen. Sie wies mir darauf weitere 200 M. an und fihrieb, die 

1) Bgl. den Ausgabectat des Staatsminifterium3 von 1877 big 1879 


Stapitel 52 uud 53 (SS. für 1877 ©. 55), fett 1880 Kapitel 54 (GS. für 1918 
S.110 ): „Für Zwecke der Landesvermeſſung 80000) M.“ 
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endgültige Abrechnung könne erſt Mitte 1880 erfolgen. Ich wartete 
geduldig. Erſt Mitte 1883 bat ich nochmals, mir doch mein Reſt⸗ 
guthaben bis zum 1. Dezember 1883 zu zahlen, dann jeien 6 Jahre 
jeit Ablieferung meiner Arbeiten verfloffen. Die Negierung er. 
widerte: eine beftimmte Zufiherung könne mir nidi ge- 
geben, die Sade folle aber befhleunigt werden. Diele 
Antwort brachte mein junges Blut denn dod in Wallung. Ich be— 
Schwerte mi in fehr energifcher Weiſe beim Finanzminiſter und er: 
Elärte, folange mir nicht das Gegenteil bewieſen werde, mefje ich 
dem leitenden Steuerrat und dem Dberregierungsrat die Schuld 
bafür bei, daß die einfachen Neumefjungsarbeiten zweier Gemeinden 
immer noch nicht beendet feien. — Das half! — Sch bekam nım 
die Abrechnung und erhielt am 10. Dezember 1883 jowie am 
13. April 1884, alfo nad 6!/, Jahren, no 504,87 M.,d.). 
den dritten Teil meines jämmerlihen Berdienites. 

Wenn ich diefen Vorgang hier fo eingehend gejchildert habe, 
um bem Xefer an dieſem Selbiterlebnis die kaum glaublihen Zu: 
ftände jener geit in der Katafterverwaltung vor Augen zu führen, 
jo ift das gefchehen, damit er feine Schlüffe auf die ganze damalige 
Geſchäftsführung in diefer Verwaltung daraus ziehen Tann. Die 
ihr unterftellten Landmeſſer und Techniker waren von jeher nur 
ihre Lohnsklaven, deren Wohlergehen nicht in Frage fan! 
— Sind die Tariffäge für die Kataftererneuerungsarbeiten inzwilchen 
auch erhöht worden, fo find fie na mir von unterrichteter Seite 
gemachter Mitteilung doch auc gegenwärtig nod jo niedrig, daß 
jeder die Arbeiten fcheut.?) 


1) Nah Abſchluß diefer Arbeit hat aud) Steuerrat Lob zu Allenftein, 
derzeitiger Borfitender bes deutſchen Geometervereind, es für einen ſchwer— 
wiegenden Fehler erllärt, daß die Katafterverwaltung es unterlafjen hat, 
planmäßig zur Erneuerung und Befferung ihres Kartenwerks zu 
ihreiten. Seines Wiſſens find die ihr nad dem Staatshaushaltsplane zur 
Verfügung geftellten Mittel von jährlich nur 200 000M., ſeit 1913 aber 500000 M., 
bei weitem nicht aufgemwendetmworden! (Bol. „Der Land meffjer“ 1919 
Seft 6 ©. 104.) 


3. Die Mängel des preußifchen Kataflers. 


Wie Ichon erwähnt, kommt es für die Befteuerung nidt fo 
ſehr auf eine befonders ſcharfe Ermittlung des Flächeninhalts als 
auf die Einihägung der Grundftüde in die richtige Reinertrags— 
klaſſe au. Die zu zahlende Steuer beträgt faum ein Zehntel des 
fogenannten Neinertrags, fie Macht z.B. von einen ganzen Morgen 
(0,25 ka) Holzung 2. Klaffe noch nit 1 Pfennig aus. Für die 
bloße Steuerernüittlung kam es alſo auf EFleine Slächenunterfchiede 
gar nicht an!) und man muß gerechterweiſe der Leitung der Kata⸗ 
ftrierungsarbeiten ingbefondere von 1861 bis 1864 alle Anerkennung 
dafür zollen, daß fie es in der vom Geſetze geitellten kurzen Frift 
von nur 4 Jahren überhaupt fertigbrachte, die Grundfteuer. gleich" 
mäßig und zur allgemeinen Zufriedenheit der Grundbefiger über 
das ganze Staatsgebiet zu verteilen! Man muß bevenfen, daß 
3. B. die Provinzen Preußen und Brandenburg dadurch um jähr« 
lih 500000 und 750000 Taler gegen früher höher beſteuert, 
Schlefien und Sachſen aber gegen früher noch entlaftet wurden. 

Die durch die Eile und Überftürzung jener Arbeiten entftandenen 
Mängel würden auch heute noch weniger erheblich fein, wenn nicht 
die Gefeßgebung oder die Rechtſprechung der Neuzeit dem Kataſter 
eine weit über feine urfprüngliche Beftimmung hinausgehende Be; 
deutung gegeben hätten. Dies geſchah dadurd), daß fie jeine in 


1) Spanien hat auf Grund der Gefege vom 27. März 1900 und vom 
23. März 1906 für die Provinz Albacete ein Orundjteuerkatafter ohne 
Stürvermefjung und ohne Grundjtüdsfarten aufgejtellt, lediglich nach den An- 
gaben der Srundeigentümer über die Größe ihrer Grundſtücke, „denen zu miß: 
trauen fein Grund vorliegt”. Im allgemeinen Haben dieſe Angaben in dem 
probeweije vermefjenen Munizipalbezirt Balazote nur innerhalb 5 Prozent 
mehr oder wentger gefhwanft. (Vgl. den Bericht des Verfaſſers in der „Zeit: 
ſchrift für VBermeffungswefen” 1914 ©. 330 ff. über die von dem Ingenteurdireftor 
Enrique Alcaraz dem fpanifhen Landwirtihaftsminiiterium Hinfichtlich der 
Durchführung diefer Arbeiten 1909 überreichte Denkſchrift.) 


das Beltandsverzeichnis des Grundbuchs übergegangenen Angaben 
binjichtli) der zum Grundftüde gehörigen Fläche bei Grenz und 
Grundeigentumsprogefjen im Falle gutgläubigen Ermwerbes des Grund— 
ftüds an dem öffentlihen Glauben des Grundbuchs teil: 
nehmen ließen! 

Was jeinerzeit für die Grunpdjteuerermittlung ganz belang: 
los war, kann heute für die Eigentumgermittlung von hoher 
Bedeutung fein, zumal der Wert des Grund und Bodens feit der 
vor einem halben Jahrhundert erfolgten &rundfteuerveranlagung 
bedeutend geftiegen ilt. Syn zwei Prozellen des Fürften R. zu N. 
gegen die Franz E.jchen Eheleute und gegen die Gemeinde ©.!), in 
denen ich in der Berufungsinftan;g vom Landgericht Dftrowo als 
Sachverſtändiger zugezogen wurde, betrug die Grunditeuer von Den 
ftreitigen Flächen noch nicht !/, Pfennig, obwohl dieje Flächen 18 
bzw. 12 Ar groß waren. Und in einem Dörfchen des Kreiſes 
St. Soarshaufen ift kürzlich ein Prozeß durch zwei Anftanzen ge: 
trieben und erſt nah Vernehmung zahlreiher Sadverftändiger, 
darunter eines Profeſſors der Geodälte, entjchieden worden, in dem 
die behauptete Grenzverfhiebung nur 5 bis 25 cm auf 80 m 
Länge betrug. — hnliche Fälle kenne ich bereit3 mehrere. Durd) 
den fteigenden Bodenmwert haben eben die Mängel des Kataſters 
eine ganz andere Bedeutung erlangt als früher! — 

Diefe Mängel können durh Fehler in den als Unterlage be: 
nusten älteren Separationg- und jonftigen Karten, oder bei der 
Grundjteuerveranlagung jelbft durch Irrtümer in der Vermeſſung, 
Kartierung und Flächenberechnung, oder durch Fehler in den Eigen: 
tumsangaben entjtanden fein. Ihr mehr oder minder häufiges Vor— 
fommen und ihre Größe ift außerordentlich verjchieden je nach der 
Charafterfeftigkeit und fachlichen Befähigung derjenigen, die jeiner: 
zeit die betreffenden Arbeiten ausgeführt haben. 

Bei Beginn ber Separationen vor jeßt 100 Jahren fehlte es 
noch gänzlih an einer ſachgemäßen Borbildung der Feldmeſſer. 
Nicht nur die mangelhaften Mefjungsmethoden, jondern aud) Die 
damals noc außerordentlich unvollkommenen Inſtrumente beein: 
flußten die Güte der Arbeiten und machten die Erzielung richtiger 
Nejultate zu einer nur von wenigen Fachmännern wirklich erreichten 


1) Siehe „Der Grenzprozeß” ©. 397 ff. (16. und 17. Prozeßfall). 


= A. 


Kunſt. Auch fand bis zum Jahre 1876 überhaupt feine Repifion 
der Separationdmeflungen von Amts wegen ftatt!), was unfähigen 
Feldmeſſern bei der ſchon erwähnten unzureichenden Bezahlung ihrer 
Arbeiten das Pfuſchen nur allzufehr erleichterte. 

Ale Fehler der Separationskarten gingen natürlich in die da- 
von kopierten Katafterfarten über. Ja jelbit wenn man jie ge 
legentlich der bei der Grundfteuerveranlagung ausgeführten Feld: 
vergleihungen und Ergänzungsmefjungen erfannte, wurden fie 
feinesmegs immer rihtiggeftellt. In der Prozeßſache M. gegen D. 
zu Jagdhaus im Kreile Dt. Krone ftellte ih z. B. 1904 als Sad) 
verftändiger in der Berufungsinſtanz feit, daß das. Verhältnis der 
Separationstarte zu der davon Eopierten, aber gleichzeitig zwecks 
Berichtigung abgeänderten Kataſterkarte und zu der wirklichen 
Länge zwiſchen zweifellos unveränderten und ganz 
unſtreitigen Grenzpunkten folgendes war: 


| Länge der Grenze Wirfliche 
nah der ! nad) der Länge 


——— Kataſterkarte 









255,0 m 265,0 m 249,3 m 
418,05 m 364,1m 394,0ın | 
512,2 m — 593,6 m 611,3 m | 





Auf eine wirklide Grenzlänge von 61I1 m kamen alſo im legten 
gele in den beiden amtlichen Karten Abweichungen von rund 18 m 


1) Nur wenn die betreffenden Grundbeſitzer die Revifion der Bermeffung 
ausdrücklich beantragten und ji zur Tragung der Kosten verpflichteten 
für den Fall, daß die Abweichungen der Mefjfung gegen die Revifiongmeffung 
die nad) dem Feldmefferreglement erlaubte Grenze nicht überfchritten, wurde ihr 
itattgegeben. Verfaſſer hat diefen Fall in 30jährigem Dienfte bei den General— 
fommiffionen nur einmal erlebt. In diefem Falle wurde ich ſelbſt als vereideter 
Bermefjungsrevifor mit der Revifion der Vermejjung beauftragt, nachdem das 
Dberlandesfulturgeriht auf drei Planbeſchwerden in der Wieſenzuſammen— 
legungsſache von Czarnikau in II. Inſtanz auf Reviſion der Vermeſſung er— 
kannt hatte. In der Tat ergab dieſe Reviſion, daß zwei der Beſchwerdeführer 
die Vermeſſung mit Recht angefochten hatten, der dritte dagegen zu Unrecht. 


— — 


und 99 m vor, während nad) dem Feldmeſſerreglement höchſtens 
1,8 m, d. i. nur der zehnte Teil des geringeren diefer beiden groben 
Fehler als Abweihung erlaubt if. — So unglaublid diefe 
Sade dem Juriften wie dem Laien auch erſcheinen mag, 
jo wahr ift fie doch! Ich habe fie in meiner Schrift „Der 
Grenzprozeß“ (Schmeidnig 1913 bei C. Boy) als 12. Prozeßfall 
unter Beigabe der zugehörigen Zeichnungen auf ©. 365 bis 392 
eingehend gefchildert und beziehe mich hierauf. 

Aber auch in einer großen Anzahl anderer Separationg- wie 
auh Katafterfarten habe ich unerlaubte Abweichungen von ber 
Wirklichfeit bis zu rund 10 m, 20 m, 30 m und mehr, in je 
einem Falle noh von 42 m und von 70 m feltgeftelt. Meine 
vorgenannte Schrift bringt niehr Material darüber. Und wie mir 
befannt ift, find in der Gemeinde Lebehnke im Kreife Di. Krone 
die Sehler in den vorhandenen amtlichen Karten jo groß und fo 
zahlreich, daß das Katafteramt alle bei Grenzfireitigfeiten verlangten 
Grenzfeſtſtellungen grundfäglich ablehnt. — 

Man dente auch) ja nicht, daß jolche unglaublichen Fehler nur 
in wertlojem Gelände vorlämen; feineswegs! Als Beweis dafür 
will ih nur anführen, daß beifpielsmweife in der Katafterfarte der 
Stadt Schneidemühl das Grundftüd „Alter Markt Nr. 5” der 
Frau J. nur 50 m lang dargeftellt, in Wirklichkeit aber anläßlid 
eines GrenzitreitS von mir als Sachverftändigem 75 m lang ge: 
mefjen worden if. Auch das Grundſtück „Neuer Markt Nr. 26“ 
des Drogiften W. daſelbſt, deifen zweifellos unveränderte Grenzen 
durch alte Gebäude klar erwiefen werden, ift auf der Katafterfarte 
im Süden (an der Milchſtraße) 25 m breit dargeftellt, während cs 
tatfächlih durchweg nur rund I2 m breit it. — Solche Fehler 
find in den amtlichen Separations- und Katafterfarten der öftlichen 
Provinzen durhaus feine Seltenheiten ! 

Daß aber auch die bei den Grundfteuernenmellungen von 
1861 big 1864 vorgelommenen Fehler nicht geringer find, möge 
nachfolgende Tabelle über die Flähenabmweihungen in ben 
„Neuen Wieſen“ der Stadt Dt. Krone zeigen. Die Eigen- 
tümer dieſer Wiefen hatten etwa im Sabre 1900 das Zufammen: 
legungsverfahren beantragt, dabei aber von vornherein erklärt, Die 
Kataſtermeſſung vom Jahre 1864 ſei derartig fehlerhaft, daß die 
Katajterflähen dem Zufammenlegungsverfahren nicht zugrunde 


gelegt werden könnten; die Wiefen müßten zuvor neu gemefjen 
werden. Da die Nachprüfung die Nichtigkeit diefer Behauptung 
ergab, fo wurde die rund 106 Hektar große Wieſenfläche im An« 
ſchluß an die Landestriangulation neu aufgemeffen. Dabei erwiefen 
ich die einzelnen Grundftüdggrenzen durchweg als deutlid; erfenn- 
bar und durch Grenzbäume oder alte Grenzfträucher bezeichnet; fie 
weren aucd mit nur zwei Ausnahntn unjtreitig, und dieſe beiden 
Ausnahmen waren lediglih durch die fehlerhaften Flächenangaben 
des Kataſters entftanden. 

Der Wiffenihaft halber habe ich damals in nachfolgender Ta— 
belle die Flächeninhalte der einzelnen Grundftüde nach der Angabe 
des Kataſters und nad) dem Ergebniffe der Neumefjung einander 
gegenübergeftellt. Ich habe ferner die pofitive (+) oder negative (—) 
Abweihung der Katafterflähe von der wirklich vorhandenen 
Fläche und die nach dem Feldmeſſerreglement erlaubte Abweichung 
ermittelt, endlid) auch die Abweichung des Katafters gegen Die 
wirttihe Fläche in Progenten der ledteren. Das Feldmeſſer— 
teglentent erlaubt bei Flächen unter einem Hektar eine Abweichung 
von 1,4 Prozent, bei Flächen von einen bis zehn Hektar eine Ab- 
weihung von 0,8 Prozent und bei Flächen über zehn Hektar von 
0,7 Prozent der wirklichen Fläche. 

Hiernach liefern die in nachfolgender Tabelle dargeftellten Ab— 
weihungen jedenfalls einen bedeutfamen Beitrag für die 
Beurteilung des wahren Wertes des preußifchen Kataſters. 


> AT us 


Abmweihungen der Katafterangaben von den 
Flächeninhalten nad. Neumeſſung betr. die „Neuen Wiefen“ 
von Dt. Krone. 





Abweichung Nach dem | Abweichung 























in Flächen« Wirklicher des Land⸗ | ed a 
: 2 . egen e 
Grundſtücks ale Slächen: Kataſters N wirkliche 
nad) der nor myall von der Ba Fläche 
des nach der — erlaubte | in %/, Der 
Zufammen- as | i Wirklichkeit Ab: letzteren 
legungskarte als eamellung u A weichung _ 
ast.| Nr. ba & | qm ha | D | am a | am a | am a | qm 0/, Yo 
| 1,2 11172/9011) | 86 36| 119 0,2 
3 94/00] ı | 083 | 33 9/33] ı | 43 9,1 
4 74 10 542110 890— 76 | 36,6 
I 5 1 /10/co| ı 22 56 11 |96| ı | 58 9,8 
6 53 ! 50 59 | 99 1 | 49 84 2,5 
7 68 | 70 72 | 38 3!68| ı |oı 51 
8 77| 60 5!31 | 2 29 1105| 30 
9 89 | 60 79 11 | 10 | 49 ı |ıı ] 133 
10° 70 | 70 78 | 48 7 781 ı 110 99 
11 93 70 87162 | 608 ı/23]| 69 
12 1/00 | 30 93123| 7107 1311 76 
13 3168!90| 3144| 44 | 24 | 46 3 361 zı 
14—16 | 1115|90| ı |01 | 50 | 14 | 40 1 !aı | 14,1 
17-19 | ı l)44/50| 1 43|18 I 1132 1135| 92 
20—22 93 | 10 73159 | ı9 | 5ı 1 | 03 | 26,5 
23-28 1499 0 14 94 981 A| 4 5619,3 
29-31 130 5011 |45 | 06 14 |56| ı | 10,0 
32 83 | 30 97 | 84 9541 37 9,8 
33 99 | 80 94192 | 4 | 88 1113| 52 
34, 35 1102 of ıJjo)da]| ı 1.) I |4| 11 
36—38 961201 1 )00| 07 | 3/87| ı | 20 3,8 
39—41l 94 | 30 87|72 | 6|58 1/3, 75 
42—44 87 | 00 90 | 53 3155| ı | 97 3,9 
45-47 | 1)8190| ı |72| 10 | 12 | 0 1|8| 775 
48-50 | 4 |52 | a0 | 3 |69| 4ı | 82 | 99 3 | 56 | 225 
5153 35 | 60 93 | 58 7|ss| ı | 3ı 8,5 
54—56 62 | 30 63 | 01 5 ıı 95 8,4 
| 5759 52 | 50 60 | 49 7 99 85 13,3 
60—62 71 | 00 164/196 | 6| 04 911 95 
63-65 60 | 80 5I8l 5 7383| 90: 
6668 4|50| 79 05 alas 374 
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Bezeichnung 
des 
Grundſiücks 
nach der 
Zufammen: 
legungsfarte 


Ir. 


69—71 
72 
73 
74 
15 
16--78 
9—8l 
82-84 
85, 86 
87 
88 
89 


abl. 
| 
l., 
| 


91 
92 
95 
34 
95 
96 
| 97 
| 98 
99 
100 
101 
102 
103 «+ 
104 
105 
106 
107 
108 
" 109 
| 110 
111 
lIi⸗ 





Flächen⸗ Wirklicher 

inhalts⸗ Flächen⸗ 

angabe inhalt 
des nach der 

Kataſters Neumeſſung 
a | qm ha | a | am 
61 | 30 sl Derlaol Keslact a oe 40 
18| 201 1 !14|68 
55 ! 90 62 | 47 
56 | 20 56 | 10 
75 | 10 60 | 69 
00 | 8 1 |00! 74 
9750| 1 9 50 
08 | 60 84 | 39 
45 | 50 61 | 26 
42 | 40 “ 92 
39 | 80 5 | 75 
27 | 10 30 ı 40 
40 | 80 38 | 55 
68 | 20 62 | 64 
3115 1 |28 | 26 
28 | 30 32 | 69 
36 | 30 34| 71 
3l | 70 517% 
62 | 00 74 | 93 
57 | 20 49 | 50 
13 | 80 18 | 30 
14 | 80 ı18 | 67 
22! 90 21 | 54 
9'30| !20| 89 
21 | 70 23 | 12 
21 | 70 23 | 68 
41 | 60 44 | 59 
69 | 40 55 | 07 
27) 00 20 | 67 
20 ı 20 24 | 10 
22100 23 | 50 
20 | 40 25 | 26 
01 | 20 47 | 25 
30 | 40 44 | 81 
21140 47 \ 52 


48 


to 


14 


99 














Abweichung 
des 
Kataſters 
von der 
Wirklichkeit 
| 
| am a | qm 

90 | 
52 
| 6 | 57 
10 
u 
6 
13 | 00 
M 
| 12 | 76 
48 
05 | 
| 3! 30 
13 
56 
94 
| 4 | 39 
E 
94 
12 | 93 
| 70 
Ä 4 | 50 
3 187 
36 
41 
42 
1 | 98 
2,99 
33 
33 
3 | 90 
1 | 50 
4 | 86 
95 
14 | 41 
26 | 12 


Nach dem 
Land: 
meffer: 

reglement 

erlaubte 

Ab: 

weichung 


a 


qm 


66 


Abweichung 
des Kataſters 
gegen die 
wirkliche 

Fläche 
in °/, der 
leßteren 
a 
% pl) RE. 7) 3 ee ea] ara] We ee. v7) 
5,0 | 
3,1 | 
| 10,5 
0,2 | 
23,8 
0,06 
11,8 
28,6 
20,8 
3,6 
11,3 | 
: 10,8 
58 | 
ur | 
25 | 
13,4 
- 
23,0 | 
| 17,2 
Bi 
24,6 
| 20,7 
6,6 
16,4 
1,9 
| 8,7 
67 
30,1 
16,2 
6,4 
19,2 
1141 
32,1 
55,0 





in ei et ne en a — — — — — — —— 




















Abweichun 
UNS giaqhen-Wirklicher en 
Srundftügg | old | Wläcen Kataſters 
nach der — inhalt von der 
Zufammen: ve Kagı.Der Wirklichkeit 
Kataſters JNeumeſſung 
legungskarte + = 
Kol Nr. | a | qm a | am 
ji 
I, 118 2ı)40| 121] 49 9 
| 114 24 | 50 2891161 
115 23 | 20 9711 3191 
116, 117 53 | 60 48|63| 4|97 
118 28 | 60 124|87 | 3|73 
| 119 46 | 80 : 37 | 82 8 | 98 
| 120 25 | 30 26 | 74 1 | 44 
ı 121 2|40| 24 80 2 | 40 
12 2s 10—1 8e| | | 1a 
123 28 | 60 29 | 36 76 
124 27 50 29 | 20 1 | 70 
| 185 31 | 70 31 | 97 27 
126 33 | 90 3015| 219 
197 32 | 70 22147 | 10 | 28 
128 37 00 21198 1 15 | 02 
Ä 129 19 | 90 22 | 20 2 | 30 
| 130 19 | 90 23 | 14 3 | 24 
: 131 23 | 40 81215 | 18 Ä 
132 32 | 40 32 | 77 37 
| 133 49 | 00 4351| 4 65 
134 2 90 4212186 001 4 36 
| 135 31471291 31235|08 | 22| 21 
136 3 |53I761 3139181 | 1319 
137 2,63|281 2160,22 | 306 Ä 
138 | 718 7!93 7 
139 140, ” 60 sl | 8 “ 
DTSaTT m | | 
| ! 
| | 
| | 
BER: BERNER: NERENENAET.| VEREINS 
Sa. Blatt: ——— 41 ZIEIE |: Be 
| | 











Plähn, Die Mängel des preußiſchen Katafters. 





Nach dem| Abweichung 


Zand- 
mejjer: 
reglement 
erlaubte 


Ab⸗ 


weichung 


DD 9 0 


— 


des Kataſters 


gegen die 
wirkliche 
Fläche 
in °/, der 
legteren 
u 
% | vn 
0,4 
7,0 
14,4 
10,2 
15,0 
23,7 
5,4 
9,7 
1,5 
2,6 
5,8 
0,8 
9,7 
45,3 
68.1 
10,4 
14,0 
28,4 
1,1 
10,5 
1,5 
6,8 
4,1 
1,2 
0,9 
10,3 


Bezeichnung 
des 
Grundſtücks 
nach der 
Zuſammen⸗ 
legungskarte 


abl.“ Mr. 


IV 


1 QM 0 





Flächen- | WBirklicher 
inhalts: | Klächen» 
angabe inhalt 
Des nad) der 
Katafter3 | Neumefjung 
ha | a | qm Ins | a |am Ina | a Jam | ml a ml a ln | m 
42 901 45 49 
80 | 90 149 93 
39 | 60 59 | 11 
:51 | 40 144 61 
"61 | 50 | 56 | 80 
70 501 !sıl9a 
41 40 32 37 
2710 28 | 22 
62 30 55 | 10 
|31 | 40 39 | 83 
1!45|180| ı |21 | 84 
138 10 34 21 
54 | 90 54 | 32 
52 | 10 61 53 
64 | 90 60 | 91 
a 60 32 | 49 
40 67112 
z 70 ‚44 | 19 
35 | 00 35155 
31 | 40 34 | 57 
39 | 60 30 | 22 
ı 'ı1/30| 1 |06 | 98 
29 | 70 25 | 36 
34 | 70 28 | 97 
34 | 20 29 | 40 
61 | 00 49 | 42 
50 | 80 59 | 97 
33 | 70 .33| 67 
34 | 20 29 | Al 
43 | 20 41 | 99 
33 | 70 29 | 52 
16 | 90 20 | 87 
21 | 20 17 | 57 
13 | 00 14 | 98 
36 | 00 47|13 


30 


13 


u Su — — 


er‘ 


mn 








Abweichung Nach dem 

des Land⸗ 
Kataſters meſſer⸗ 
reglement 

von der erlaubte 

Wirklichkeit Ab⸗ 

P _ meichung 
| qm & = qm a | qm 
| 2 64 
97 70 
19 | 51 83 

79 63 
70 80 
11 | 44 1'135 

03 45 
1112 40 

20 | | 77 
97 | 42 
96 1 | 58 
89 48 
58 76 
9143 86 

99 85 
11 46 
72 94 

51 62 
55 90 

3117 48 

62 42 

32 1 | 46 
34 36 
73 41 
80 41 
58 69 
9 | 17 84 

3 47 
79 41 
21 59 
18 41 
3097 29 

63 25 
1| 9 21 

11 | 13 66 


[2 


Abweichung 
des SKatafters 
gegen die 
wirfliche 
Fläche 
in °/, der 
legteren 
+ — 
9% O/e 

TR 'elo| Islel I lels| Jul I. 
621 | 
33,0 
15,2 | 
8,3 
13,9 
28,0 
40, 
13,1 
5,3 | 
19,7 
11,4 
1,1 
15,4 
6,5 
28,0 
1,1: 
30,5 | 
1,> 
9,2 
2,0 
4,0 
17,1 
19,8 
16,3 
23,5 
15,3 | 
0,09 
16,2 
2,9 
14,2 
19,0 
20,6 
13,2 
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23,5 | 


Nach dem | Abmeldung 


Bezeihnung Abweichung 


Flächen: | Wirklicher d Rand» | des Kataſters 
Ki inhalts⸗· | flächen: . mefjer- | gegen bie 
Grundſtücks Kataſters wirkliche 
angabe inhalt d reglement Flache 
nach der DIE erlaubte 
— Kataſters JNeumeſſun ee — letzteren 
e 
legungskarte 3 weichung 
+ = T = 
abl. Nr. ha | & | qm |hba| a | qm Q | qm || a | qm a | qm /0 














118! 06 


j 


Sa. Blatt 2: |» | 17 | 52 | 98 13) 93 | 221 65 








Zufammenftellung. 


80 
06 


86* 


97 | 495: 24 || 351 
93 | 221] 65 || 118 


90 | 116 ns]: 89* ai 369 
| 


Kartenbl. 1: 


7161 72| 41174 |: 
Rartenbl. 2: 


28 
29 117) 52 [28 | ı3 
Zufammen | 105 | 89 | 93 [102] 43 


























347 | On | | 


*) Nach dem preußiſchen Landmefjerreglement tft bei einer Gefamtflähe von 102,4290 ha 
nur eine Geſamtdifferenz von 73 a 53 qm erlaubt, hier beträgt fie 3 ha 47’ a3 qm. Die 
im Katafter zu groß angegebenen Grundftüde haben aber, für fich betrachtet, fogar eine 
Differenz von zufammen + 7 ha 16 a 89 qm, diefe Differenz wird jedoch durch die 
anderfeit3 um zufammen — “ ha 69 a 86 qm zu Flein angegebenen Grundſtücksflächen 
auf Die Sefamtdifferenz von 3 ba 47 a 3 qm herabgemindert. 

4* 


Das Schiubergebnis iſt folgendes: 

Bon 137 Grundftüden mit 105,8993 Hektar Katafterfläche 

ftimmen innerhalb der erlaubten Differenz nur: 

12 Grunditüde, d. i. nur 9 Prozent. 

Die erlaubte Differenz eg dagegen: 

125 Grunditäde, d. i. 91 Prozent. 
Unter diefen waren 27 Grundftüde, alſo 20 Prozent der Gefamtbheit, 
deren Satafterflähe von ihrem mahren Anhalt um mehr als 
20 Prozent des letteren abwich, und zwar zeigten 26 Grundftüde 
eine Abweihung von 20 bis 68 Prozent, 1 Grunditüd aber 
fogar eine Abweihung von 114 Prozent genen den wahren 
Inhalt! — 

Gelbftverftändlih find ſolche Vorkommniſſe Ausnahmen; ic) 
wil durch deren ausführliche Wiedergabe nur zeigen, welche über 
ale Begriffe mangelhaften Arbeiten auch bei den Neumeffungen 
von 1861 bis 1864 noch geliefert wurden, und mie über alle 
Maßen mangelhaft die Revifion war, daß fo wertlofe Arbeiten 
unbeanftandet blieben. Ihre Refultate find natürlich feinerzeit auch 
ins Grundbud übergegangen! — 

Im vorliegenden Falle kamen nur Eleine Grundftüde in Frage, 
man ftößt aber auh auf große Flächendifferenzen im Katafter. 
So betrug die Fläche, die das Katafteramt dem bäuerlichen Befiger 
D. in Jagdhaus auf Grund der falichen Katafterfarte (bei einer 
Teilung des benachbarten M.ſchen Grunditüds) abgemeffen und 
feinem Nachbarn M. zugemeſſen hatte, 5,40 Heltar (21 Morgen). 
Diefe Fläche war dem D. bei dem hiernach entitandenen Prozeß 
in I. Inſtanz Jogar auch gerichtlich abgejprochen worden. Und bei 
der drtlihen Verhandlung des Prozeſſes in II. Inſtanz teilte einer 
der Zeugen mit, daß der Foritfisfus bei Ankauf eines bäuerlichen 
Befiges in Jagdhaus rund 100 Morgen (25 Hektar) mehr habe 
bezahlen müſſen, als das Katafter dafür angegeben hatte, jo fehler- 
baft ſei die Katafterfläche gewejen. Bon dem Gemeindevorfteher zu 
Jagdhaus und dem Katafterfontrolleur zu Dt.Krone wurde mir die 
Richtigkeit dieſer Mitteilung ſpäterhin beftätigt. 

Auch in unmittelbarfter Umgebung der NReichshauptjtadt ift 
fürzlich ein Flächenfehler von mehr als 23 Hektar zutage getreten. 
Die Stadt Berlin hat 1911 dem Forftfisfus die „Wuhlhetde“ 
abgefauft und einen Kaufpreis von 2 M. für das Quadratmeter 


nad) noch vorzunehmender Neumefjung vereinbart. Dieje ergab 
aber 548,3372 Hektar jtatt ber Statalterfläche von 525,0245 Heltar, 
jo daß ſich der hiernach berechnete Erwerbspreis nachträglich für 
die Stadt Berlin um nicht weniger als 233127 xX2M., d.h. um 
466 254 M. erhöhte, alfo un nahezu eine halbe Million Mark! 

Neben den Längen: und den Flächenfehlern kommen nun als 
dritte Kategorie die jett durch die Rechtiprechung zu jo verhängnis- 
voller Bedeutung gelangten Fehler in den Eigeniumsangaben des 
Katafters in Betracht. Sie kommen nicht jo felten vor, wie Das 
Publikum im allgemeinen annimmt ſie treten aber dadurch Jeltener 
zutage, daß zu ihrer Feititelung in der Regel eine gewiſſe Be- 
fähigung im Sartenlefen gehört, die das Publilun zum weitaus 
größten Teile nicht in dem hierfür erforverlihen Grade befigt. 
So fommen denn dieſe Fehler faft immer. nur Durch einen 
befonderen Zufall an den Tag, es fei denn, daß bei der 
Auseinanderfegungsbehörde (Generallommiffion) der Antrag auf 
(Hemeinheitsteilung oder Zujammenlegung der Grundftüde oder 
Nentengutsbildung uſw. geftelt wird. In diefem Falle müfjen die 
Beamten der Generalfommilfion ftets eine [orgfältige Prüfung 
der gejamten Eigentumsverhältniffe vornehmen, um jpäter- 
hin Beanftandungen der Amtsgerichte bei Übernahme der Aus: 
einanderjegungsergebniffe ing Grundbuch wegen fehlender Legiti— 
mation der Grundbeſitzer zu vermeiden. Alle zutage tretenden 
Widerſprüche binfichtlih der zum Auseinanderfegungsverfahren 
fonımenden Grundftüde zwiſchen Grundbud, Katajter und 
Ortlichkeit müſſen als fogenannte „Legitimationgmängel“ 
genau unterſucht und vor Abſchluß der Sache behoben werden. 
Dazu gehört natürlich die Befähigung, die einzelnen Grundſtücke, 
welche in den Verträgen, Karten, Regiſtern und im Grundbuch 
ſowie in deſſen älteren Vorgängern, dem Hypothekenbuch, General⸗ 
währſchaftsbuch, Stockbuch, Lagerbuch uff. nicht ſelten unter ver— 
ſchiedenen Bezeichnungen und Benennungen vorkommen, 
mit den örtlich vorhandenen Grundſtücken „identifizieren“ zu können, 
d. h. feſtſtellen zu können, ob trotz etwa voneinander abweichender 
Bezeichnungen oder Benennungen in den Verträgen, amtlichen 
Büchern und Karten doch ein und dasſelbe beſtimmte, örtlich 
vorhandene Grundſtück gemeint iſt. — Nach den geſetzlichen 
Beſtimmungen liegt dieſe Legitimationsprüfung den zumeiſt als 
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Juriſten vorgebildeten Spezialkommiſſaren ob; diefe überlafjen bie 
Soentifizierung aber meines Wiffens ausnahmslos den ihnen bei- 
gegebenen Vermeſſungsbeamten, die fie infolge ihrer tehniiden 
Borbildung befjer bewältigen können. — 

Nach der ganzen Art der Entſtehung des Katajters wird 
man leicht ermeſſen fönnen, daß auch hinfichtlih der Eigentums: 
angaben nicht jelten Fehler vorgefommen find. 

So entitand der Prozeß Tr. gegen Zi. und Genoſſen zu W. 
(Aktz. 3.0. 146/05 des Landgerichts Neuruppin) dadurch, daß ſechs 
tatſächlich jeit 1835 dem Tr. und feinen Vorfahren gehörige 
Srundftüde in dem urſprünglich richtigen Satafter 1865 auf 
Grund eines Rezeßnachtrags einem andern Eigentümer M. zu- 
geichrieben worden waren. Zwar war von dem Grundbuchrichter 
bald darauf bemerkt worden, daß hier etwas nicht in Ordnung fei. 
Er hatte den Vater des Tr. vernommen und auch Rüdfragen beim 
Katafteramte gehalten, denen Hin- und Heränderungen des Katafters 
und des Grundbuchs folgten. Beide waren fchließlic) wieder mit- 
einander in Ülbereinftimmung, indeffen waren nunmehr beide tat- 
ſächlich falſch geworden. Die eigentlihe Urſache des Fehlers 
wurde infolge ungenügender Unterfuhung der Sache nicht entdedt, 
indem immer nur an Amtsitelle verhandelt worden war, niemals 
aber eine örtliche Nachprüfung der Sachlage ftattgefunden hatte. 
Der im Grundbuch eingetragene Eigentümer M. verlaufte nun 1903 
feinen gefamten Grundbeſitz, darunter aud) gedachte ſechs Grundſtücke 
an eine PBarzellantenfirma, die diefe an Ti. und vier andere Beliter 
weiterveräußerte. Diefe nahmen dann die ihnen grundbudlid 
aufgelafjenen Grundftüde (des Tr.) in Beſitz, obmohl ihr 
eigener: Vorbefiger M. in Wirklichkeit jehg weniger wertvolle 
Grundſtücke befeffen hatte, welche neben jenen lagen. Eine Klage 
des Tr. auf Herausgabe feiner Grundftüde wurde in I. Inſtanz 
vom Landgericht Neuruppin wie auch in der Berufungsinftanz vom 
Kanmergericht abgemiefen. Der als Gutachter zugezogene Katajter: 
Tontrolleur hatte erklärt, Ratafter und Grundbuch feien in Ordnung, 
ber Vater des Tr. müſſe die ſechs Grundſtücke unmittelbar nach der 
Separation privatim gegen die Grundftüde des Nachbarn ver: 
taufht haben. Das beftritt Tr. in der eingelegten Reviſion, und 
das Neichsgericht wies die Sache (nad) einer ſchon zuvor erlafjenen 
Zwiſchenentſcheidung) auch zwecks gewiſſer Feititellungen an das 
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Kammergericht zurück. Durch einen hiernach zur Zeugenvernehmung 
an Ort und Stelle angeſetzten Termin wurden Tr.s Behauptungen 
als richtig erwieſen, und der alsdann vom Kammergericht zur 
Aufklärung der Sachlage noch als Gutachter zugezogene Verfaſſer 
dieſer Schrift konnte durch umfangreiche techniſche Nachprüfung der 
früheren Vorgänge auch einwandfrei dartun, daß Kataſter und 
Grundbuch zwar übereinſtimmten, aber beide falſch waren, weil 
fie weder dem Wortlaut und dem Sinne des Hauptrezeſſes 
noch des Rezeßnachtrags entſprachen. Sie hatten aljo auch dem 
Willen der damaligen Vorbefiger der jett ftreitenden Parteien 
nicht entſprochen. Urſache des unterlaufenen Fehlers war, daß in 
dem Rezeßnachtrage, den 1865 der damalige Streisrichter in feiner 
Eigenihaft als Spezialkommiſſar aufgeitellt hatte, die Grundftüde 
nit mit den richtigen Nummern bezeichnet worden waren. Es 
war eine Verwechſelung untergelaufen. — Nunmehr ſprach das 
Kammergeriht nach jechsjähriger Dauer des Prozeſſes durch Urteil 
vom 18. Dezember 1911 (Aktz. 14 U. 4787/08) dem Tr. dag ihm 
bereitS aberfannte Eigentum an den ftreitigen Grundftüden wieder 
zu, troßdem Grundbudh und Satafter dem entgegenitanden. Die 
von Ti. und Genoſſen biergegen eingelegte Reviſion wurde vom 
V. Zivilfenat des Reichsgerichts unterm 20. April 1912 verworfen. 

Bei meinen vorgedadhten Unterjuchungen trat übrigens gleich- 
zeitig zutage, daß auch verjhiedene andere Grundjtüde 
im SKatafter und Grundbude von W. nidt für Die 
wahren Eigentümer eingetragen ſein können. Da dieſe 
jedoh nicht an dem Rechtsſtreite beteiligt waren, jo fehlten mir 
jowohl jede Beranlafjung als auch die Unterlagen zur Aufklärung 
der weiteren Fehler, wie die zugehörigen Grundaften, Kartenaugzüge 
uſw. Ganz bejtimmt aber find jene ſechs Grundſtücke nicht.die ein- 
zigen, die im Katafter und Grundbude von W. nit für Die 
wahren Eigentümer eingetragen find. — 

Ein meiteres ſehr bezeichnendes Beilpiel habe ich 1898 bei 
Bearbeitung der nur 84 Parzellen im Befige von 9 Grundeigentümern 
umjaffenden Zujammenlegungsfahe von Margoninsdorf im Kreife 
Kolmar i. PB. erlebt. Hier fand ich folgende Fehler im Kataſter 
und: Grundbuce: 

1. Dem Bauern 8. fehlte ein Grundftüd von 3,4 Hektar. 

2. Dem Bauern St. fehlte ein Grundftüd von 1,5 Hektar. 
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3. Der Bauersfrau P. fehlte ein Grundftüd von 1,6 Hektar. 
4. Die vorgenannten drei Grundftüde waren fälſchlich als 
Eigentum der Gutsherrſchaft eingetragen. 

5. Das 67 Ar große Gehöftgrundftüd des Bauern St. war 

falihlich als Eigentum der Bauersfrau P. eingetragen. 

6. Das daneben liegende 61 Ar große Gehöftgrundftüd der Bauers- 

frau P. war fälfchlich als Eigentum des Bauern St. eingetragen. 

Bon allen diefen Fehlern in den öffentlihen Büchern hatten 
die Beteiligten Teinerlei Kenntnis. Da aber aus einem alten 
Bermefjungsregifter unzweifelhaft hervorging, daß die erjigenannten 
drei Grundftüde Schon etwa 1842 den Bauern gehört hatten, und 
diefe oder ihre Vorfahren fie auch feither ununterbrodyen in Bett 
gehabt hatten, jo gab die Gutsherrſchaft freimillig die Zultimmung 
zu ihrer grundbucdhlichen Auflaffung an die Bauern. Und das Amts- 
gericht zu Margonin hat die Koften diefer Auflaffung auf Antrag 
der Spezialkommiſſion zu Schneidemühl niedergefhlagen, meil 
die unrichtige Anlegung des Katajters und des Grundbuch zweifel- 
[08 erwieſen wurde. Ebenſo wurde das Grundbuch Hinfichtlid) der 
verwechlelten beiden Gehöftgrundftüde durch nachträgliche gegenjeitige 
Auflaffung vom Amtsgerichte Foftenfrei richtiggeftellt. 

ALS weiteres Beilpiel möchte ih, wenngleich mir nähere Angaben 
hierüber gegenwärtig nicht mehr zur Verfügung ftehen, doch anführen, 
Daß ich feinerzeit — etwa 1887 — bei der Bearbeitung der Wiefen- 
zujammenlegungsjade von Haina im Kreife Frankenberg (Provinz 
Heffen) in nur 150 PBarzellen nicht weniger als 26 Legi— 
timationsmängel, aljo Abweichungen zwiichen Katafter, Grund- 
buch und DOrtlichfeit fand. 

Und bei der Zujammenlegung der Grundftüde in der Feldmarf ber 
Stadt Gaſſen im Negierungsbezirf Frankfurt a. D. wurden etwa im Jahre 
1906 von den VBermeffungsbeamten der Speziallommilfion zu Guben 
bei 2598 Parzellen, die 513 Grundeigentümern mit 783 Grundbuch: 
nummern gehörten, nicht weniger als rund 650 Legitimationsmängel 
fejtgeftellt, von denen etwa die Hälfte auf Unrichtigfeiten im Katafter, 
die andere Hälfte auf folhen im Grundbuche beruhte. — 

Die Fehler im Katafter find zum Zeil erft bei den ſpäteren 
Fortihreibungen entitanden. Bis zum Jahre 1839 war das 
Fortſchreibungsweſen in der Nheinpropinz und Weftfalen, dem da- 
nialigen reinen Steuerzmede ent|prechend, nur auf die Nachtragung 
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der Veränderungen in den Büchern, nicht aber aud) in den Karten 
bedacht, wie dies die 88 188 bis 198 der „Allgemeinen Inſtruktion“ 
vom 11. $ebruar 1522 ergeben. Erſt durch $2 des Geſetzes 
vom 21. Xanuar 1839 (GS. ©.30) wurde aud die Erhal: 
tung der Karten in Übereinitimmung mit der Gegen- 
wart angeordnet. Bei der nahträgliden Ergänzung der Karten 
in diefen Provinzen nach den ſchon vor 1839 eingetretenen Beſitz— 
veränderungen und Aufteilungen ift aber anerkanntermaßen viel 
gefehlt worden. Es ift 3. B. vorgekommen, daß Teilungen von 
Grundftüden unter mehrere Erben, die tatfählich in der Längs— 
rihtung der Grundftüde erfolgt waren, auf der Karte in der Breiten: 
richtung eingezeichnet worden Sind; es Fam ja im wejentlichen 
damals immer nur die Steuerpverteilung in Betradt! Solche 
Fehler find auch bei der andermeiten Grundfteuerveranlagung von 
1861 bis 1864 infolge der Beibehaltung der rheinifch:weftfäliichen 
Ratafterfarten, die zwecks Eintragung der neuen Abſchätzung der 
Srundftüde nur kopiert wurden, vielfady nicht entdedt worden. 
Überhaupt ift erft durch Erlaß der Ratafteranmeifung II vom 31. März 
1877 eine regelrechte Drdnung in das Fortichreibungsmwefen gekommen, 
womit jedoch nicht etiva gejagt fein fol, daß nach diefer Zeit nicht 
auch noch grobe Fehler vorgelommen wären. Die Fortichreibung 
der Flurbücher und Mutterrollen wurde auf den SKatalterämtern 
teilmeife jungen Hilfsfräften überlaffen,; die ſehr Inapp bemefjene, 
zuweilen allzu kärglich Amtstoftenentfhädigung der Katafter- 
fontrolleure reichte nicht immer aus, befjer bezahlte, erfahrenere 
Hilfskräfte anzunehmen oder zu halten. Bis in die Neuzeit hinein haben 
die Katafterfontrolleure zum Teil aus ihren perfönlichen Reifekoften- 
entihädigungen Geld zufchießen müfjen, um ihr Hilfsperfonal befolden 
zu Tönnen, weil die ihnen gewährte Amtsfojtenentihädigung dazu nicht 
ausgereicht hatte, wie dies aus den Fachzeitfchriften und aus den Abge- 
ordnnetenhausverhandlungen zur Genüge befannt geworben ift. Unter zu 
Inapp gehaltener Bezahlung pflegt die Güte der Arbeiten aber immer 
zu leiden, und ich fünnte aus dem neuen Sahrhundert noch Fälle von 
Aufteilungen nennen, in denen das Grundeigentum im Katafter fahr- 
läfjigermweife nicht den wahren Eigentümern zugejchrieben worden ilt. 

Um dem Xejer einen Beweis zu geben, welche Zujtände in 
diefer Hinficht ftellenweife herrſchen, will ih nur erwähnen, daß 
ih 1908 bei Bearbeitung der Prozeßfache des Fürften N. zu A. 


gegen die Franz E.fchen Eheleute zu ©. in den Grundalten über 
das fürftliche Beligtum eine Anfrage des Amtsgerihts an das 
Katalteramt D. wegen Aufklärung einer bedeutenden Abmweihung 
zwijchen Kataſter und Grundbuch fand, obwohl letteres nad) der 
Zurückführung auf erfteres im Zahre 1875 mit diefem übereingeftimmt 
hatte. Hierauf hatte das Satafteramt D. unterm 26. Mai 1903 
ermwidert, „Daß die Differenz von 36,5098 Hektarn und 155,88 Talern 
Grundftenerreinertrag fi nicht hat aufklären laſſen“. — Völlig 
unbegreiflid ift nun, daß die Grundalten nichts über eine weitere 
Verfolgung der Sade ergeben. Da die Katafterämter nad) Zurüd- 
führung des Grundbuhs Feine endgültigen Fortjchreibungen ohne 
vorgängige Auflaffung und Berichtigung des Grundbuchs vornehmen 
dürfen, da ferner die Fortichreibungen der Katafterämter feit 1875 
jahrgangsmweife mit den Änderungen des Grundbuch verglichen 
werden können, jo muß die Entftehung diefer großen Abweichung 
unbedingt noch aufzuklären fein. Sedenfalls will ic mich ver- 
pflihten, diefe Aufklärung bei Aushändigung der dazu nötigen 
Akten der Katafterverwaltung und des Grundbuchamts jederzeit 
noch zu bewirken. Sm fachlichen Intereſſe ift fie unbedingt nötig, 
denn Grundbuch und Katafter müffen nach geſchehener Zurüdführung 
des erfiteren auf lebteres gemäß der Grundbuchordnung und bes 
Grundeigentumsermwerbsgefeges vom 5. Mai 1872 unbedingt in 
Übereinftimmung bleiben. Mir ift, fahmännifch betrachtet, völlig 
unbegreiflih, wie das Katalteramt eine jo gänzlich unzulängliche 
Antwort erteilen, zum andern aber auch, wie das Grundbuchamt lich 
Damit abfpeifen laſſen fonnte, denn einer jahlihen Aufklärung be- 
durfte eine Abweichung von der Größe einer mittleren Baueruſtelle 
zwiſchen Grundbud und Katafter doch unter allen Umſtänden! — 

Noch weitere Beifpiele anzuführen jcheint mir unnötig. Zahl- 
reiche Fälle, in denen die ins Grundbuch übergegangenen Fehler des 
Kataſters bereits dazu geführt haben, daß den wahren Eigentümern 
der Grundftüde ihr redlich erworbener Beltg rechtsträftig aberfannt 
wurde, find in der Literatur unter der Bezeichnung des „Katajter- 
raubs“ hinreichend befannt. Db diefer Ausdrud fachlich berechtigt ift, 
ob der „Raub“ als folder nicht weit mehr auf das Konto der |päteren 
Geſetzgebung oder Rechtſprechung als auf das Konto des doch 
lediglih zugmweden der Befteuerung errichteten Kataſters 
zu fegen ift, wird ſich aus den nächſten Kapiteln noch ergeben. 


4. Die Grundbuchordnung 
und das rumdeigentumserwerbsgefek vom 5. Mai 1872 
mit ihren Folgen in der Rechtſprechung ufw. 


Es ift leicht begreiflich, daß die Juſtizverwaltung fi die durd) 
die Grundfteuerveranlagung von 1861 für das ganze damalige Staats- 
gebiet geihaffenen amtlichen Karten und Bücher von fämtlichen Liegen: 
Tchaften der einzelnen Gemeinden und Gutsbezirte für ihre Zwecke 
zunuge zu machen ſuchte. Wurde doch eine bedeutende Arbeits- 
eriparnis und Erleichterung dadurch herbeigeführt, daß man in Zu- 
tunft ftatt langer Belchreibungen der einzelnen Grundftüde unter 
Angabe ihrer Lage und ihrer Nachbarn!) bei Eigentumsübertragungen, 
bypothefarifchen Beleihungen uſw. nur ihre Bezeichnung nach Karten» 
blatt- und Parzellennummer in der amtlichen Gemarkungsfarte an- 
zugeben brauchte, um Verwechſlungen mit andern Grundftüden aus- 
zufchließen. 

So wurde denn unterm 5. Mai 1872 für die Landesteile, in 
welchen die Hypothelenordnung vom 20. Dezember 1783 galt, eine 
neue Grundbuhordnung und gleichzeitig auch ein neues 
Grundeigentumsermwerbsögejeß erlaffen. 

Nah der Grundbuhordnung waren ftatt der bisherigen 
Hypothefenbüder in Zukunft Grund bücher für alle Grund: 
ftüde (mit wenigen Ausnahmen) anzulegen, in denen die Bezeichnung 


1) Mie wertvoll ſolche Beſchreibungen der Grundſtücke in titulo possessionis 
der älteren Hypothekenbücher auch heute noch find, hat Amtägerichtärat Fröh— 
lich Schon in feinem Auflage „Gilt der öffentlide Glaube des Grund: 
buchs aud für die Fataftermäßigen Angaben?” dargetan, auf den ich 
hiermit noch befonder3 Hinmeifen mödte. Er ift in Nr. 49 der bei R. Reif 
in Liebenwerda erſchienenen „Allgemeinen Vermeſſungs-Nachrichten“ 
vom 6. Dezember 1913 veröffentliht morden. Mit Hilfe vorgedadhter Be: 
fhreibungen der Grundftüde in den älteren Büchern gelingt e3 oftmals noch, 
Schler in den jegigen Eigentumsangaben de3 Katafterd einwandfrei nachzu⸗ 
weilen. (Bal. ©. 592, 593 a. a. O.) 


ber Grundftüde in den Steuwerbücdhern beizubehalten und ihre Lage 
und Größe ebenfalls nad) letteren anzugeben mar. Bei Guts— 
fonıpleren genügte die Eintragung der Gejamtflähe und des Ge- 
jamtreinertragg des Gutes. 

Bezügli der in den Katafterfarten überhaupt nicht dargeitellten 
Srundjtüde, alſo insbefondere der „ungetrennten Hofräume“ 
in den Ortichaften heißt es in $ 4 der Grundbuchordnung vom 
5. Mai 1872; 

„Sofern in den Steuerbühern die Größe von Gebäuden, 
Hofräumen und Hausgärten, welche nicht zu einem Gutsfomplere 
gehören, nicht angegeben ift, hat der Eigentümer bei dem Fort— 
johreibungsbeamten die Vermeſſung und Bervollftändigung der 
Grundſteuerbücher zu beantragen.” 

Wenngleih den Eigentümern bierdurh der Antrag auf Ver» 
meſſung und auf die Bervollftändigung der amtlichen Bücher bezüglich 
der noch nicht vermefjenen Hofſtellen geſetzlich zur Pflicht ge 
macht worden ift, fo ift doch nicht gefagt, daß fie beim Ausbleiben 
des Antrags von Amts wegen auszuführen fei. Und da gerade 
die Vermeſſung der mit Gebäuden beftandenen Flächen in den ge= 
ſchloſſenen Drtslagen ſehr zeitraubend, daher für den Satafter» 
fontrolleur unbequem und für die betreffenden Grundeigentümer 
Eoftfpielig war, jo exiſtieren auch heute noch von diefen wertuolliten 
aller Liegenſchaften großenteils Leine Grunditenerlarten und 
ebenjowenig genaue Flähenangaben! In den Büchern find dieſe 
Hofitelen Lediglid als „Ungetrennte Hofräume anteilig” ohne 
Flächeninhaltsangabe der einzelnen Stellen aufgeführt. 

Das mit der Grundbuhordnnng vom 5. Mai 1872 am gleichen 
Tage erlaffene Grundeigentumserwerbsgeſetz beitimmte in 
88 1,2,5 und 6 folgendes: 

„F I. Im Falle einer freiwilligen Veräußerung wird das 
Eigentum an einem Grundftüde nur durch die auf Grund einer 
Auflaffung erfolgte Eintragung des Eigentumsüberganges im 
Grundbuch erworben. 

Ss 2. Die Auflaffung eines Grundftüds erfolgt durch Die 
mündlich und gleichzeitig vor dem zuftändigen Grundbuchamt ab- 
zugebenden Erklärungen des eingetragenen Eigentümers, daß er 
die Eintragung des neuen Ermwerbers bewillige, und des leßteren, 
daß er dieje Eintragung beantrage. 


$ 5. Außerhalb der Fälle einer freimilligen Veräußerung 
wird Grundeigentum nad dem bisherigen Rechte erworben. Das 
Recht der Auflaffung und Belaftung des Srundftüds erlangt aber 
der Erwerber erit durch feine Eintragung im Grundbudhe. Mit: 
erben können jedoch ein ererbtes Grundſtück auflafien, auch wenn 
fie nicht als Eigentümer im Grundbuch eingetragen find. 

8 6. Gegen den eingetragenen Eigentünter findet ein Erwerb 
des Eigentums an dem Grundftüde durch Erligung nicht Statt.” 

Die Grundbudhordnung wie auch das Grundeigentumsermwerbs- 
gejeg vom 5. Mai 1872 traten am 1. Dftober 1872 in Kraft, 
jo daß von da ab jedweder Güterwechfel nur vor dem Grund: 
buchamte zum Abjchluffe gebracht werden Fonnte. 

Ganz bejonders bemerkenswert ift e8 nun, daß vorgenannte 
beide Gefege dur das Gefeg vom 29. Mai 1873 für den Bezirk 
des Appellationsgerihts zu Caſſel (unter Ausſchluß des vormals 
darmftädtifchen Amtsgerichtsbezirts Vöhl) mit folgender Beſtimmung 
eingeführt wurden: 

„F 36. Die in dem Gebiete des vormaligen Kurfürftentums 
Heffen auf Grund des Ausfchreibeng des Finanzninijteriums vom 
12. April 1833 (Kurheſſiſche Gejeglammlung ©.. 17) ſowie der 
jpäteren Anmweifungen über die Bermeffungen bis zum 1. Juli 1874 
feftgeftellten Slurfarten begründen die Bermutung, daß die 
darin verzeichneten Grenzen dem wirklichen Eigentumsbejiande der 
Grundftüde entiprechen. 

Bis zun 1. Januar 1877 bleibt den Beteiligten vorbehalten, 
einen anderweitigen Eigentumsbeftand nachzumeifen und Berichtigung 
der Kartengrenzen im Wege der Klage gegen den nach der Karte 
berechtigten Eigentümer zu erwirken, auch zur Wahrung der Elagend 
geltend gemachten Anfprüde Vormerkung im Grundbuche zu be: 
antragen. Nah Ablauf diejer Frift beftimmen fich die 
Grenzen ber Grundftüde, ſoweit nicht rechtzeitig 
erfolgte Unfehtungen vorgemerkt find, lediglid nad 
der Slurfarte und der ihr zugrunde liegenden Ber- 
meſſung.“ 

Nun iſt ohne weiteres zuzugeben, daß die kurheſſiſche Ver— 
meſſungsanweiſung vom 12. April 1833 (GS. S. 17 bis 96), im 
Sinne ihrer Zeit betrachtet, ſehr gut war, und daß die kur— 
heſſiſchen Vermeſſungen bis zum Jahre 1866 tatſächlich 
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um vieles ſorgfältiger ausgeführt worden ſind als die 
nachfolgenden preußiſchen Grundſteuervermeſſungen. 
Aber die unmittelbar verwendbaren kurheſſiſchen Kataſterkarten um⸗ 
faßten nur 64 Prozent der Geſamtfläche und waren auch feines- 
wegs fehlerfrei, wie mir aus meiner 15jährigen Tätigkeit im Bes 
zirfe der Generallommiffion zu Cafjel ſehr wohl bekannt ift, denn 
Fehler habe ich in faft jeder der von mir bearbeiteten Gemarfungen 
gefunden. — Mit meldher geringen Sorgfalt aber gerade die 
jpäteren preußifchen Grundfteuervermefungen auch im Caſſeler 
Bezirt ausgeführt worden find, dafür will ich bier Jogleih ein 
Beifpiel bringen. 

Für die nicht fachlundigen Leſer will ih vorausihiden, daß 
man bei jorgfältiger Winkelmeſſung und bei zwedmäßiger Durd): 
führung der trigonometrifchen Berechnungen imftande ift, die Koor- 
dDinaten der Dreiedspunkte, welche die Grundlage aller meiteren 
Mejjungen bilden, mit einer Sicherheit von etwa 0,1 Meter zu be— 
ſtimmen. Wird diefe Grenze mwejentlich überjchritten, jo fann man 
auf nicht genügende Sorgfalt oder auf pofitive Fehler in der Arbeit 
Ihliegen. Die Abmeihung überjchreitet dann die für diefe Arbeiten 
zuläflige Sehlergrenze, und die Winkelmeſſung bzw. die trigono— 
metriſchen Berechnungen müſſen nachgeprüft und allenfalls neu ge: 
fertigt werden. SKeinesfalls dürfen die trigonometriihen Arbeiten, 
wenn die Abweichung mehr als etwa das Doppelte der oben ge: 
dachten Sicherheitsgrenze überfchreitet, den weiteren Vermeſſungs— 
arbeiten zugrunde gelegt, fie müſſen dann vielmehr zuvor richtig- 
geitellt werden. 

Nun hatte ih Ende 1877 im geodätiſch-techniſchen Bureau der 
Generalkommiſſion zu Gaffel die Koordinaten einiger Dreiedspunfte 
an der Grenze der Kreife Homberg und Biegenhain benugen müſſen 
und hatte fie den trigonometrifchen Aften der Katafterverwaltung 
des Kreiſes Homberg entnommen. Der Sicherheit halber hatte ich 
jie aber nad) dem Grundſatze, jede möglidhe Kontrolle au 
zu benußen, nod mit dem Koordinatenverzeihnis des angrenzenden 
Kreiſes Ziegenhain verglichen und dabei zu meinem größten Er» 
ftaunen gefunden, daß bier für diefelben Dreiedspuntte 
ganz andere Koordinaten berehnet worden waren. 
Die größte Abweichung beitand zwiſchen den Koordinaten des Drei— 
edspunfts Nr. 384 im Kreife Homberg, identiſch mit Nr. 59 im 
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Kreife Ziegenhain: Hier betrug die Abmeihung in den beiderjeits 
berechneten Drdinaten nicht weniger als 3,06 m und in den Abjziffen 
1,11 m; fie überftieg mithin die erlaubte Differenz; von 0,1 m 
um mehr al8 das Dreikigfahe! Auch die benachbarten Dreieds- 
punfte waren noch mit völlig unzuläfligen, wenn auch minder großen 
Abweichungen behaftet, und dieſe fehlerhafte Berehnung iſt erft 
fpäterhin berichtigt worden. — Wenn ih nun noch darauf hinweise, 
daß auch die ganzen polygenometriichen ſowie die Kartierungs- und 
Flächenberechnungsarbeiten in beiden Kreifen zum Abſchluß gebradt 
worden waren, ohne daß diefe unglaublidhe Fehlerhaftigfeit 
in den grundlegenden trigonometrifchen Arbeiten überhaupt bemerkt 
worden mar, jo wird insbejondere jeder Fachmann hieraus er- 
mefjen fönnen, wie gänzlich unzulänglid nicht nur die 
Ausführung, ſondern aud die Reviſion der Arbeiten 
in der Provinz Heffen gemefen ift. 

Für noch ſchlimmer muß ich freilich von meinem Standpunft 
aus einen mir von einem vertrauenswürdigen Landmeſſer mitgeteilten 
Fall erachten, in welchem dieſer zwecks jchleuniger Fertigitellung der 
Arbeiten einer Gemarkung von dem leitenden Steuerrate direft an— 
gewiefen murde, einen offenbaren Meffungsfehler von mehreren 
Metern bei der Kartierung ganz zu übergehen, ftatt ihn durch 
Nachmeſſungen, die im Winter nicht fofort ausführbar waren, zu 
unterſuchen und ordnungsmäßig zu bejeitigen, denn durch eine der— 
artige, allen Dienſtvorſchriften hohnſprechende Anordnung wurde ja 
die Gewiſſenhaftigkeit des Perſonals geradezu erſtickt! — Unzweifel: 
bafte Tatſache ift es übrigens auch, daß die Flächenberechnungen 
der Grundftüde im Caſſeler Bezirke zum Teil durch ein ganzes 
Bureau junger Mädchen, Schneiderinnen und dgl., denen Damals 
doch alle und jede mathematischen Begriffe vollfommen fremd waren, 
in Akkordlohn ausgeführt worden find. Daß aud bier bei fo 
mangelhafter Revifion der Arbeiten mande Fehler unterlaufen fein 
werden, liegt auf der Hand. — 

Unbegreiflich bleibt es nun, daß einem fo mangelhaften Karten- 
materiale durch den oben angeführten $ 36 des Geleges vom 
29. Mai 1873 fon vom 1. Januar 1877 ab nneingeihränfte 
Beweisfraft beigelegt werben konnte. Db die technifchen Leiter der 
Grundfteuervermefjungen darüber gar nicht gehört worden find, 
babe ich nicht feititellen Fönnen. Ich möchte e8 jedoch annehmen, 
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denn ich kann mir nicht denken, daß die Techniker über die ſchwer— 
wiegenden Folgen im unklaren gemwejen fein können, melde die 
Mängel ihres Werkes für die Grundeigentümer nach fich ziehen 
mußten. 

Betrachtet man die Sache aber vom rein rechtstheoretiſchen 
Standpunkt aus, jo fann man freilih jagen: Schon die Stüd- 
vermesfungsrijfe find mit den Grundbefigern Durchgegangen 
und binfichtlic der Begrenzung der Grundftüde von ihnen aner— 
fannt worden. Sodann find den Grundeigentümern aud Die 
Karten zur Einfiht vorgelegt, ferner die Flächeninhalte in 
den Auszügen aus den Grundfteuermutterrollen mitgeteilt und 
ebenfallg — ſoweit fie nicht dagegen reflamiert haben — ftill: 
Ihweigend von ihnen anerfannt worden. Somit fteht Fein 
Bedenken im Wege, diefen Arbeiten in Zukunft rechtliche Be- 
deutung beizulegen. | 

Aber diefer Gedankengang leidet doch an einem bedeutenden 
Fehler. Er überjieht nicht nur die eilige Fertigitellung jener Arbeiten, 
die von vornherein deren SFehlerlofigkeit unbedingt ausſchloß; er 
überfieht vor allem, daß zu damaliger Zeit nur ein geringer Brud)- 
teil der Grundbeſitzer imftande war, fich jelbitändig ohne Beihilfe 
eines Sacperftändigen auf den Karten und in den vielfpaltigen 
Auszügen aus den Grundjteuermutterrollen zurechtzufinden. Kam 
es doch damals gar nicht felten vor, daß ältere Leute nicht einmal 
ihren Namen fchreiben konnten, fondern die befannten drei Krenze 
machen mußten; un wieviel weniger Tonnten fie Karten leſen.!) 


1) Schon in meinem Auflage „Das tatfähli falfhe Katafter ge: 
nießt wieder Öffentlihen Glauben” (Verbandszeitichrift preußifcher Land⸗ 
meffervereine, Breslau 1910, S. 297 fi.) Habe ich auf Grund 36jähriger Er: 
fahrung Im Norden wie im Süden, im Oſten mie im Weften unferes Staats: 
gebtetS darauf Hingewiefen, daß kaum mehr als ein Biertel aller 
Grundeigentümer imftande ift, fih ohne technifche oder fonftige ſach— 
verftändige Beihilfe in den vielfpaltigen Auszügen aus der Örundfteuermutter: 
rolle und der Gebäudefteuerrolle ſowie in den zugehörigen Katafterhandzeichnungen 
wirklich felbftändig zurechtzufinden. Auch von anderer Seite ift dieſe Erſcheinung 
zu Anfang diefes Jahrhunderts noch anläßlich der Klaffifizierung der Grund: 
ftüde zur Erhaltung der Hochwaſſerſchutzeinrichtungen am Dueiß im Amts: 
gerichtsbezirke Markliſſa beobachtet worden, wie mir Amtsgerichtsrar Froehlich 
mitgeteilt Bat. 


- 65 — 


meflungen nur Steuerzweden, nicht aber der Schaffung eines 
Eigentumstatajters dienen follten, was den Grundeigentümern 
wohl befannt war und auf ihre Entihhließungen fiherlich nicht ohne 
Einfluß geblieben it. So hat fi die weitaus größte Zahl der 
Grundbeſitzer tatfächlih wenig oder gar nicht um die bei dem Ge- 
meindevorfteher offengelegten Karten und um bie Einzelheiten 
de8 Inhalts der Mutterrollenauszüge gekümmert, fondern nur Die 
legte Spalte derjelben „Jahresbetrag der Grundjteuer” ing Auge 
gefaßt. Schien ihnen die jährlich zu zahlende Gejamtgrunditeuer 
zutreffend im Verhältnifje zu dem, was ihte Nachbarn zahlen 
mußten, jo unterliegen fie zumeift irgendwelche Reklamation. Sie 
ftonnten ja auch nit ahnen, daß ihr ſtillſchweigendes 
Anerkenntnis infolge einer fpäteren Gejekgebung noch ſchwer— 
wiegende Rechtsfolgen bHinjihtli ihres unbeſtreit— 
baren Eigentums nad) ſich ziehen werde. 

Diefe zeigten fih gar bald bei eintretenden Grenz- und 
Grundeigentumsprozeffen. Nun murde den Grundbefitern, 
die im Vertrauen auf die Zuverläffigfeit der ſtaatlicherſeits ausge- 
führten Vermeflungen deren Richtigkeit nicht beftritten hatten, ohne 
befähigt zu fein, dieſe nachzuprüfen, plöglih „von Rechts wegen" 
ihr unbejtreitbares Eigentum aberfannt, und zwar nur, weil 
es auf der Katajterfarte fabrläfliger- oder irrtüm— 
liherweife unrichtig dargeſtellt worden war! 

Das erregte jelbitverjtändlihd und mit Recht böjes Blut bei 
den davon Betroffenen und erwies ſchon nach wenigen Jahren die 
völlige Unhaltbarkeit diefer gejeglihen Beitimmung. 

Insbeſondere erregte der nachfolgende Vorgang, der von dem 
Bermeflungsrevifor V. in Caſſel als gerichtlihem Sachverjtändigen 
begutachtet worden war, jchon anfangs der 1880er Jahre das pein- 
lichte Auffehen: Ein Grundeigentümer hatte fi auf dem Kragen- 
berge bei Gafjel eine Billa erbaut und bei diejer Gelegenheit an Stelle 
einer ihm gehörigen lebendigen Hede eine Mauer auf der Grenze 
mit feinem Grunditüdsnahbarn errichten laſſen. Durch einen Zufall 
war diefem Nachbarn zur Kenntnis gelommen, daß das Grundftüd 
des Villenbefigers nach der Katajterfarte auf einem Ende um 
fünf Meter jchmäler fein follte, als es in Wirklichleit war, und daß 
diefe fünf Meter nah der Katafterfarte zu feinem eigenen 
Grunditüde gehören follten. Diefer Umftand war bei der Ein- 
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fartierung der neu gebauten Billa in die Katafterfarte zutage ge- 
treten und hatte den Grenznachbarn veranlaßt, auf Grund der 
gejeglihen Beweistraft der Katafterfarte gemäß 8 36 des 
Geſetzes vom 29. Mai 1873 gegen den Billenbefiter auf Herausgabe 
bes betreffenden Streifens zu klagen. Obwohl nun in der Beweis- 
aufnahme durch die als Zeugen vernommenen Maurer ujw. zweifellos 
feftgeftellt wurde, daß die Grenzmauer gegen den Nachbar tatfächlid) 
auf derjelben Linte errichtet worden war, auf der zuvor die Grenz- 
bede gejtanden hatte, und obwohl der als Sachverftändiger zuge: 
zogene Vermeſſungsreviſor V. bekundet hatte, daß bei der Aufmeſſung 
der Grenze, die mit Fünfmeterlatten bewirkt worden war, zweifellos 
ein Sünfmeterfebhler vorgefallen fei, der fich auch auf die folgenden 
Grundftüdsgrenzen bis zum Ende der Meflungslinie erfiredte und 
der nur durch die Unachtſamkeit des Kartierers bei Anfertigung der 
Karte unbemerkt geblieben fei, wurde dem Elagenden Grenznadhbar 
der von ihm beanſpruchte fünf Meter breite Streifen doch auf 
Grund der beweisfräftigen Katafterlarte ald Eigentum zu: 
geſprochen. 

„Fiat justitia, pereat mundus.* — Dem Buchſtaben des Geſetzes 
war im vorliegenden Falle Genüge gefchehen, dem Rechte, dem 
wirklichen Rechte war ins Geficht geichlagen worden, denn der 
gewinnjüchtige Nachbar hatte nicht das allergeringite wahre Recht 
an diefem Streifen, der nur dur einen Irrtum in den Stüd: 
vermefjungsriffen und Katafterdofumenten als ihm gehörig dargeltellt 
worden, in Wirklihfeit aber niemals fein Beſitztum 
noch fein Eigentum gemwejen war. 

Aber ein Gutes hatte diefer offenbare Juſtizraub (das ift 
wohl die zutreffendfte Bezeichnung für diefen Fall) doch: er ſoll die 
Gaffeler Zuriftenwelt zu der Überzeugung gebracht haben, daß die 
uneingeſchränkte Beweiskraft der Kataſterkarten unbaltbar jei. Und 
der Erfolg war, daß fie durch $ 55 des Geſetzes vom 28. Mai 1885 
(GS. ©. 185) fang: und Elanglos wieder aufgehoben wurde. Abjat 2 
dieſes Paragraphen lautet: 

„Die 88 36 bis 38 jenes Geſetzes (vom 29. Mat 1873) bleiben 
auch in den Fällen außer Anwendung, in melden die Ausjchluß- 
frift bereitS abgelaufen ift.* 

Damit wurden die SKatafterfarten aud für den Bezirk des 

vormaligen Kurfürſtentums Heſſen auf ihren wahren Wert zurüd- 
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seführt; fie blieben ein einfaches Zeugnis für die Wahrheit, das 
allenfalld durch einen Gegenbeweis widerlegbar war. 

In der Begründung zum Entwurfe des Gefeßes vom 28. Mai 
1885 (Altenftüd Nr. 148 des Abgeordnetenhaufes) heißt es auf ©, 1573 
zu $ 55 zutreffend: 

„Den in Rede ftehenden Karten ift hbiernad eine 
für das Grundeigentum überaus widhtige und in das— 
felbe eingreifende Wirkſamkeit beigelegt. Dieſe 
Wirkſamkeit geht jedoch weit über die Bedeutung 
hinaus, welde berjelben ihrem innern Werte nad 
beigelegt ift. Die im $ 36 und in noch höherem Grade bie 
im $ 37 a. a. D. bezeichneten, zum Teil noch im vorigen Jahr—⸗ 
hundert bergeftellten Karten find mit zahlreihen Fehlern 
behaftet und geben, insbejondere die legteren, nidt 
einmal den damaligen Befigftand genau mieber. 
Allerdings bieten die in den 88 38 und 39 bezeichneten Karten, 
alfo die behufs der Veranlagung zur Grundfteuer bzw. unter 
Leitung der Auseinanderjegungsbehörden auf Grund von Neu- 
vermefjungen angefertigten Karten eine verhältnismäßig fichere 
Gewähr der Genauigkeit und Zuverläffigkeit dar.!) Allein bie 
Erfahrung hat, wenigftens joweit der $ 38 a. a. D. in Frage 
fommt, gelehrt, daß auch in diefen Karten zumetlen die bei Erlaß 
der in Rede ftehenden ftrengen Vorſchriften vorausgejegte genaue 
Übereinftimmung mit der Wirklichkeit mangelt. Jeder derartige 
Mangel aber wirkt um fo fühlbarer, als er, je nach den für die 
GSrenzfeftftellung gewählten Feſtpunkten, in Verſchiebung der Dar- 
ftellung der Grundftüde und der Grenzen berjelben, auf einen 
beträchtlihen Teil der Gemarfung und ſelbſt auf die ganze Ge- 
marfung fih erftreden kann. Der durch die fragliden 
Borihriften herbeigeführte Zuftand gibt ſonach zu 
ernften Bejorgniffen Anlaß. Denn es läßt ſich ge- 
wärtigen, daß die ſchon jegt bedauerlich ſich geltend 
machenden Folgen derjelben im Laufe der Zeit mehr 
und mehr bervortreten werden.(!) 

Das Vorhandenfein eines dringenden Bedürfnifles zur 
Aufhebung der Vorſchriften läßt ſich hiernach nicht wohl in 


1) Das Irrtümliche diefer Auffafjung ift bereits oben beſprochen worden. 
5% 
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Abrede ſtellen. Gegen die Aufhebung liegt auch an ſich 
keinerlei Art von Bedenken vor.” ... 

„Die bei weitem überwiegende Mehrzahl der Grundbeſitzer 
befitt und bewirtichaftet ihre Grundftüde in den alten, dem 
wirfliden Cigentumsbeitande entiprehenden Grenzen, ohne 
Kenntnis davon zu haben, dab auf der Karte eine zu Unredt 
fie benachteiligende oder begünitigende Grenze verzeichnet iſt. 
Bon denjenigen aber, weldhe dieſe Kenntnis erlangt haben, ift 
fiherlih eine weitere Anzahl nicht gewillt, von der irrtümlichen 
Vermeſſung und Kartierung gegenüber ihren Nachbarn in 
Verletzung des Eigentumsrechts derjelben Gebrauh zu maden. 
Den lbrigbleibenden aber . . . iſt ein geiehliher Schu für 
ihr fachlich widerrechtliches Verlangen . . . nicht zu gewähren.“ 

Drei Jahre nad) Erlaß obengedadhten Sefeßes erging vom Kammer: 
gericht unterm 12. März 1888 (Entjcheidungen Bd. 7 ©. 83) in einer 
Streitfahe um einen Gang, der im Katafter irrtümlich beiden an- 
grenzenden Srundftüden je zur Hälfte zugemeljen worden war, in 
Wahrheit aber dem einen Angrenzer ganz gehörte, folgende Ent- 
ſcheidung: 

„Bon ſchlechthin maßgebender materiellee Bedentung für 
die Eigentumsperhältnifie an Grundſtücken find die in jenen 
(Srundfteuerbüchern) enthaltenen Angaben überhaupt nidt; 
der genaue Verlauf der Grenzlinie läßt fich ans denjelben allein 
auch gar nicht feititellen. Zur Erhaltung der wünfchensmwerten, 
praftiih aber ſehr häufig nit vorhandenen und oft genug aud) 
nicht zu erreihenden Übereinftimmung zwiſchen dem Beſitzſtand 
und den Grundbüchern und den Steuerkataftern gibt die allgemeine 
Verfügung vom 5. Juni 1877, IMBl. ©. 103, die erforderlichen - 
Meilungen. 

Nötigenfalls find Grenzitreitigfeiten zwiſchen den Parteien 
im Brozeßwege auszumachen, wobei jede Partei ſelbſt zu ermeſſen 
bat, ob und wann fie als Klägerin auftreten will; der Anlegung 
der betreffenden Grundbücher bzw. der Aufnahme in den Artikel 
der betreffenden Eigentümer ftehen Differenzen diefer Art aber nie 
entgegen, welche auch nad Eröffnung der Grundbücher jederzeit 
bervortreten können.“ 

Man hätte nun wohl annehmen dürfen, daß der wahre Wert 
der Kataſterkarten und ihrer Meflungsunterlagen infolge der nach» 
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trägliden Wiederaufbebung der Beweisfraft für die Grund» 
fteuerfarten des vormaligen Kurfürftentums Helfen einen nad: 
baltigen Einfluß auf die Anfchauung der Rechtskundigen über 
diejen Punkt hätte ausüben müflen. Sn der Provinz Hannover 
hatten auch inzwiſchen ſchon ganze Gemarkungen, welche bei ber 
faum beendeten Grundfteuerveranlagung neu gemefjen worden waren, 
wegen gänzlicher Unbrauchbarkeit des KKartenmaterials!) zum Zwecke 
der Zufammenlegung der Grunditüde wiederum neu gemeljen werben 
müſſen, und auch in den djtlihen Provinzen ftellten fich ſtets von 
neuem, wie ſchon dargetan, grobe Fehler in dem Kartenmaterial 
heraus. Aber die Rechtiprehung kümmerte jich nicht allzufehr um 
die Gefchehnilfe der Wirklichkeit in Ddiefer Beziehung. Wenn auch 
manche Gerichte die Angaben der Satafterfarten in Grenz und 
Srundeigentumsprozefjen nicht über ihren wahren Wert binaus- 
gehend beurteilten, jo erfolgten doch andererjeitS nach Erlaß der 
Grundbuchordnung ebenſoviel entgegengejegte Entjcheidungen. Nams 
hafte Juriſten blieben bei der Anjchauung ftehen, daß nah Zurüd- 
führung des Grundbuchs auf das Katafter auch die Katafterfarte 
hinfichtli) des Beitandes der Grundſtücke als bemeifend ange- 
jehen werden müſſe, weil ſonſt dem Grundbude eine ausreichende 
rehtliche Unterlage überhaupt fehle. In diefem Sinne batte 
ihon das Kammergeriht zu Berlin entichieden, und auch dag 
Reichsgericht entfhied ſowohl bei Auflajfung als aud bei 
Zwangsverfteigerung von Grundftüden dahin, daß legtere in 
dem dDurd die Kataſterkarte nahgemwiejenen Umfange an 
den Eriteher übergeben. 

Die Gegner diefer Anſchauung, unter denen fich namentlich 
LZandgerichtsrat Koppers, Dberlandesgerichtsrat Neumann und 
DObergeometer Harkſen befanden, drangen mit ihrer Anſchauung, 
daß dieſe Rechtsauffaſſung wegen der dem Katajter anhaftenden 
Mängel nit haltbar jei, vor der Einführung des Bürgerlichen 


1) Melhe ganz unglaubliden Pfufchereien bei den hannoverſchen 
Arbeiten vorgefommen find, bag fann man aus dem Auffage des Steuerinſpektors 
Möller (Lüneburg) „Zum Nachweiſe der rehtmäßigen Eigentums— 
grenzen durch Katafterangaben” erjfehen. Hier werden die Mitteilungen 
eines früheren PBerfonalvorftehers der hannoverfchen Grundfteuervermefjung 
veröffentlicht. (Vgl. die Zeitfhrift „Der Landmeſſer“, Hamm 1919, ©. 146.) 
Die Veröffentlichung erfolgte erft nah Abſchluß dieſer Arbeit. 





Geſetzbuchs und der Reichsgrundbuchordnung nicht allgemein durch). 
Mit Recht klagt Sarkjen in feiner Schrift „Das preußifche Kataſter 
und jeine Verbindung mit dem Grundbuche“ (Deſſau 1896 bei 
PB. Bauman) auf ©. 53: 

„gahlreih find die Fälle, in denen ſeit Menfchengedenten 
bejejlener Grund und Boden — ganze Katafterparzellen oder Teile 
folder — den wahren Eigentümern rechtskräftig aberfannt wurde, 
weil die Nechtiprehung des Reichsgerichts es will, daß die 
Katafterlarte, fofern fie mit dem Grundbuch verbunden ift, bei 
Auflaffungen und Zmwangsverfteigerungen teilnimmt am öffentlichen 
Blauben des Grundbuchs. So meiß beifpielsweife ein Aund: 
ihreiben des Minifters für Landmwirtichaft, Domänen und Forften 
vom 24. April 1885 zwei Säle zu berichten, in melden dem 
preußifhen Fiskus das Eigentun an einer Fläche rechtskräftig 
aberfannt wurde, weil jede diefer Flächen im Katafter irrtümlich 
ale Zeil eines an den fisfaliichen Forſt anſtoßenden Grundftüds 
eingetragen und nach erfolgter Zurüdführung des Grundbuch 
auf das Steuerfatafter von dem foldhergeltalt eingetragenen 
Eigentümer an einen Dritten veräußert worden war, welchem 
Unredlichfeit beim Erwerbe nicht nachgewiefen werden konnte. 
Insbeſondere betont das Rundſchreiben no, daß der Fiskus nicht 
mit dem Einwande gehört worden fei, daß er feine Gelegenheit 
gehabt habe, die unrichtige Eintragung der Fläche im Grundfteuer- 
fatalter und demgemäß auch im Grundbuh in Erfahrung zu 
bringen. Aus allen diefen Ausführungen it zu erjeben, zu 
welchen Konjequenzen und zu welch bedenflihen Verſchiebungen 
in den Grundeigentumsverhältniffen es führen Tann, wenn dem 
Grundbuche fehlerhafte Kataſterkarten unterbreitet werden. Treffend 
harakterijiert Zandgerihtsrat Koppers in feiner Schrift („Die 
Berbindung des Grundbudhs mit der Katafterfarte”, 
Berlin 1892 bei Franz Vahlen) das vielfach beftehende Miß— 
verhältnis zwijchen der Bedeutung des Grundbuchs und der 
Glaubwürdigkeit der Katafterfarte, indem er betont, daß 
die materiellvechtlihe Bedeutfamkeit der Verbindung des Grund- 
buchs mit der SKatafterfarte deshalb eine wohl früher kaum 
geahnte Yweijchneidigkeit erlangt habe. Ich könnte noch eine 
ganze Neihe von Erlenniniffen anführen, die alle zur Evidenz 
zeigen würden, daß der gutgläubige Dritte Eigentümer von 
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Grenzſtreifen und Flächenteilen werden kann, die ſein Rechts— 
vorgänger weder im Felde je in Beſitz, noch rechtlich je er— 
worben hatte, lediglich weil die mit dem Grundbuch verbundene 
Kataſterkarte infolge eines begangenen materiellen Grenz» 
irrtums, einer unterlaſſenen Berichtigung oder Legaliſierung den 
Nachweis zufällig ſo führt. Doch würde das Zitieren zu weit 
führen, und ich beſchränke mich deswegen darauf, auf die ein- 
ſchlägige juriltifche Literatur, namentlih auf die ſchon angezogene 
von Koppers und Neumann), die fich gegenfeitig trefflich ergänzt, 
zu verweiſen.“ 

Daß übrigens bei der Zurüdführung der Grundbücher auf 
das Katafter infolge der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 auch 
nicht immer nit der hierfür nötigen Sorgfalt verfahren worden 
it, darf bier nicht verichwiegen werden. Dieſe Arbeit nahm die 
Grundbuhämter mehr als zwei Jahrzehnte in Anſpruch, und bie 
Suftizverwaltung drängte Tchlieglich auf deren Abſchluß. Den Amts» 
gerichten wurden zu dem Zwecke vielfach junge Aſſeſſoren als Hilfs— 
fräfte beigegeben, und manche Landgerichtspräfidenten haben mit 
ihrem Tadel nicht zurücgebalten, wenn ihres Erachtens die für noch 
unerfahrene Alfefforen doch zweifellos fchwierigen Identifizierungs— 
arbeiten nicht fchnell genug gefördert wurden. Das führte dann 
zu überftürzter Arbeit. So iſt mir u. a. aus dem Ende der 1880er 
Sahre noch erinnerlih, daß ich anläßlich der Zujammenlegung der 
Srundftüde in der Gemarkung Viermünden im Kreife Frankenberg 
bes Negierungsbezirts Caſſel auf ein Grundftüd ftieß, das in dem 
jvoeben neu angelegten Grundbudh Doppelt eingetragen war, 
einmal als Eigentum des Befiters X., zum andern auch noch als 
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) Neumann, „Die Verbindung des Grundbuchs mit den Steuer: 
buch“, Berlin 1892 bei Franz Vahlen. 


9. Der Einfluß des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der Reichs- 
grundbuchordnung auf die Rechtſprechung. 


Das Bürgerlihde Geſetzbuch hat folgende für unfere Be- 
trachtungen wichtigen Beltimmungen getroffen: 

„$ 891. Iſt im Grundbuche für jemand ein Recht eingetragen, 
jo wird vermutet, daß ihm das Necht zufiehe. 

F 892. Zugunſten desjenigen, welcher ein Recht an einem 
Grundftüd oder ein Recht an joldem Rechte durch Rechtsgefchäft 
erwirbt, gilt der Inhalt des Grundbuchs als richtig, es fei denn, 
daß ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit eingetragen oder die 
Unrichtigfeit dem Erwerber bekannt ift. . . . 

8 894. Gteht der Anhalt des Grundbuchs in Anjehung 
eines Nehts an dem Grundftüd, eines Rechts an einem ſolchen 
Rechte oder einer Verfügungsbeichräntung der im $ 892 Ab]. 1 
bezeichneten Art mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklange, 
ſo kann derjenige, deſſen Recht nicht oder nicht richtig eingetragen 
oder durch die Eintragung einer nicht bejtehenden Belaftung oder 
Beſchränkung beeinträchtigt ift, die Zuftimmung zu der Berichtigung 
bes Grundbuchs von demjenigen verlangen, deſſen Recht durch 
die Berichtigung betroffen wird. 

8 898. Die in den $S 894 bis 896 beſtimmten Anjprüde 
unterliegen nicht der Verjährung.” 

Ferner beftimmt die NReihsgrundbuhordnung vom 
24. März 1897: 

„Ss 2. Die Grundbücher find für Bezirke einzurichten. 

Die Bezeichnung der Grundftüde erfolgt in den Büchern nach 
einem amtlichen Verzeichnis, in welchem die Grundftüde unter 
Nummern oder Buchſtaben aufgeführt find. Die Einrihtung des 
Berzeichnifjes wird durch landesherrliche Verordnung beftimmt.” 

Hierzu ift in der amtliden Begründung des Gejepent- 
wurfs (Aktenſtück Nr. 631 des Reichstags vom 22. Januar 1897) 
noch folgendes gejagt worden: 
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„Um feinen Zwed zu erfüllen, muß das Grundbuh in erfter 
Linie den Gegenftand der aus ihm zu erjehenden Rechte, das 
Grundſtück, mit binreichender Deutlichkeit erfennbar machen. Der 
Entwurf ($ 2 Abſ. 2 Sat 1) verlangt daher die Bezeichnung 
ber Grunditüde nad einem amtlichen Berzeichniffe. Derartige 
Verzeichniſſe (Flurbücher, Lagerbücher, Fundbücher, Meßregifter 
uſw.) find in den meiſten Bundegſtaaten bereits vorhanden. 
Schon um die Benutzung dieſer älteren Feſtſtellungen nicht zu be— 
ſchränken, war von näheren Vorſchriften über die Anlegung des 
im Entwurfe vorausgeſetzten Verzeichniſſes abzuſehen, namentlich 
kann eine amtliche Vermeſſung und Kartierung, ſo ſehr ſie den 
Wert des Verzeichniſſes erhöht, nicht reichsgeſetzlich als Grund— 
lage desſelben vorgeſchrieben werden. Der Entwurf ſpricht dem: 
gemäß nur die Vorausſetzung aus, daß das Verzeichnis die 
Grundſtücke unter Nummern oder Buchſtaben aufzuführen hat. 
Dabei iſt es auch zuläſſig, die Grundſtücke nach beſtimmten Merk— 
malen in verſchiedene Gruppen zu teilen und innerhalb jeder 
Gruppe die zugehörigen Grundſtücke in geſonderter Nummern- 
oder Buchſtabenfolge aufzuführen. Die Beihaffung des Verzeich- 
nifjes gehört zur Anlegung des Grundbuchs und unterliegt ſomit 
der Regelung durch landesherrlihe Verordnung. ($ 2 Abf. 2 
Sat 2; vgl. Art. 186 Abf. 1 des Einführungsgejfeges zum BGB.) 

Bon ſelbſt verſteht es fih, daß die in dem amtlichen Ver— 
zeichnis enthaltenen Angaben über die Lage und Größe eines 
Grunditüds, aud) wenn das Grundbuch fie wiedergibt oder auf 
fie Bezug nimmt, von dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
nicht gededt werben; diefe Angaben find lediglich tatfächlicher 
Natur, der 8 892 des Bürgerlichen Gejegbuchs aber will dem 
Erwerber nur die Sicherheit gewähren, daß der inhalt des 
Grundbnchs in Anfehung der dinglichen Rechtsverhältniſſe mit 
der wirklichen Rechtslage im Einklange fteht. Das Verfahren 
zum Smede der Berihtigung jener Angaben im Grundbud), ing- 
befondere zufolge einer Änderung bes Flurbuchs, beftimmt fi) 
nach den landesgefeglichen Vorjchriften.“ 

Mer, wie Obergeometer Harkſen und der Berfaffer dieſer 
Schrift, die Entjtehung der Katafterfarten und ihrer Unterlagen in 
dem größten deutſchen Bundesftaate Preußen miterlebt und ihren 
wahren Wert oder, richtiger gejagt, ihren vielfachen Unwert Tennen: 
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gelernt und daher aud) die Nechtiprehung des Kammergerichts und 
des Neichögerichts mit beitändig wachſender Sorge betradhtet hatte, 
der atmete nad) der Beröffentlihung des BGB. und der Neichs- 
grundbuchordnung nebſt vorftehender amtlicher Begründung er- 
leihtert auf. Denn wenn auch nad $ 891 BGB. die Richtigkeit 
des Grundbuchs bezüglich der darin eingetragenen Rechte, alfo auch 
des Eigentumsrechts an den auf Grund der Katafterdofumente 
darin eingetragenen Parzellen, rehtlih vermutet wurde, jo war 
eine ſolche Nechtsvermutung, falls fie ermeislich unzutreffend war, 
doch mwiderlegbar! Es kam alfo nur darauf an, dem Richter im 
Einzelfalle den pofitiven Beweis von der Unrichtigkeit des Katajters 
und des darauf zurüdgeführten Grundbuchs fo zu erbringen, daß 
er die volle Überzeugung von diefer Unrichtigkeit gewann. Dann 
Eonnte der Richter die im $ 894 vorgefehene Berichtigung des 
Grundbuchs vornehmen, auf welche der Anfpruh gemäß $ 898 
überhaupt nicht verjährt. Und da die amtlihe „Denkſchrift“i) 
zur Begründung des $ 2 der Reichsgrundbuchordnung ausdrücklich 
erklärte, daß eine amtliche Vermeſſung und Kartierung der Grund» 
ftüde reihsgejeglid nit als Grundlage des Grundbuchs vor» 
geichrieben werben könne, daß auch die Angaben über die Lage und 
Größe des Grundftüds nicht von dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs gededt werden, daß dieſe vielmehr zufolge einer An— 
derung des Flurbuchs nach den landesgefegliden Vorſchriften auch 
im Srundbude zu beridhtigen waren, fo jchienen die big» 
berigen, offen zutage liegenden Mängel in der Rechtſprechung, 
welche der vielfachen Fehlerhaftigfeit des Katafters ſowohl hinfichtlich 
des Eigentums- als auch des Grenznachweiſes nicht immer Rechnung 
trugen, endgültig befeitigt zu fein. Da diefe amtlihe Begrün- 
dung ferner erklärte, daß die Angaben über Lage und Größe der 
Srundftüde tatfählihber Natur feien, dem Erwerber durch $ 892 
BGB. aber nur die Sicherheit des Grundbuchs in Anfehung der 
dinglichen Rechtsverhältniſſe gemährleiitet werden folle, jo wurde 
die vorgedadhte Auffaflung der ſachverſtändigen Landmefjer in Preußen 
hierdurch auch beftärkt. 

Betrübt waren wohl nur die bayerifhen Geometer, die 
ih unter Führung des Steuerrats Steppes fehr um die allgemeine 
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1) S. S. 7 ff. des Aktenſtücks Nr. 631 des Reichtstags vom 22. Januar 1897. 
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Zeilnahme des Katafters am öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
bemüht batten.!) Dies ift vom fachmänniſchen Standpunkt aus 
begreiflich, weil das bayerijche Katalter um vieles beifer war als 
das preußifhe. Es tft nur von wirklichen Fachmännern bearbeitet 
worden, und für diefe war von jeher eine weſentlich beilere Vor— 
und Ausbildung vorgefchrieben?) als für die preußifchen Feldmeſſer. 
Sp fehlerhafte Arbeiten, wie ich fie vorjtehend im Abjchnitt 3 und 4 
als unmiderlegliche Beifpiele angeführt habe, fommen im bayerifchen 
Katafter überhaupt nicht vor. Fehlerfrei iſt freilich auch diejes nicht, 
und die bayerifhen Gerichte hatten vor Einführung des BGB. in 
der Pegel, und meine8 Erachtens den Meßtifchaufnahmen der 
älteren Zeit gegenüber mit vollem Rechte, in Grenz- und Grunb- 
eigentumsjtreitigfeiten mehr Gewicht auf die Zeugenausfagen und 
lonftige Beweismittel gelegt als auf den Nachweis in den Katajter- 
farten. Das von der bayerifchen Regierung zur zweiten Leſung 
des Entwurfs des BGB. entjandte Kommiffionsmitglied v. Jakubezki 
ift auch nicht für die Teilnahme des Katafters am öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs eingetreten und hat dem bayerifchen Zuftizminifterium 
nach Abſchluß der Beratung berichtet: „Der öffentlihe Glaube 
ftommt nur dem Grundbude, niht dem Flurbud und 
der dem lesteren zugrunde liegenden Kartierung zu.“ 
(Vgl. Neumann in Gruchots „Beiträge zur Erläuterung des deutfchen 
Rechts“ Bd. 48 ©. 20, 42.) Diefer Elare und unzweideutige amtliche 
Beriht ift m. E. auch ein ganz unwiderlegliches Zeugnis für die 
Abjiht des Gefchgebers.?) 

I) Vgl. Steppe3, „Die Einführung der Grundbudhordnung und 
thr Zujfammenbang mit dem Katajfter.” („Zeitfchrift für Vermeſſungs— 
mwejen”, Stuttgart 1899, ©. 266 ff.) 

2) Bayern verlangte ſchon 1865 von feinen Beometern volle Hochſchul⸗ 
reife, vierjährigen Beſuch techntiher Anftalten und zweijäßrige zwiſchenzeitliche 
praltiihe Ausbildung (f. Jordan und Steppes, „Das deutſche Ber: 
mefjung3wefen“, Stuttgart 1881, Bd. II ©. 268 Ff.). 

3) Bon juriftiicher Sette tft mir eingemendet worden, v. Jakubezkis Anficht 
tönne nicht in diefem Sinne verwertet werden, weil ja dem Flurbuch al3 ſolchem 
und der diefem zugrunde liegenden Sarte der öffentlihe Slaube nicht zuftatten 
kommt, fondern nur, ſoweit dieſes Material Beitandteil des Grundbuch ge= 
worden ift. Dem ann ich nicht beipflidten. Meiner Überzeugung nad bat 
v. Jakubezki gerade ausbrüden wollen, daß den Satafterangaben als ſolchen 
überhaupt fein öffentlider Glaube zukommen fol, weil dod die Motive zu $ 2 
der Grundbuchordnung ganz ausdrüdlih jagen: „dat fie, aud wenn das 
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Sn der Tat erging aud) die erite der veröffentlichten Ent: 
Iheidungen des Reihsgerichts über diefe Frage am 17. Januar 
1900 durchaus in dieſem Sinne. (Vgl. GruchotsBeitr. Bd. 44 ©.446.) 
In den Entieheidungsgründen über den Streitfall, der gewiſſe Ab- 
weichungen der Katajtermefiung von der wirklichen Begrenzung bes 
Grundſtücks betraf, heißt es Flipp und Klar: 

„nenn die Auflaſſung erfaßt, wenn fie ihren Umfang nicht 
ſelbſt beſchränkt, das Grunditüf in demjenigen Umfange, in 
welchem es tatſächlich vorhanden iſt.“ 

Klarer konnte doch der Wille des Reichsgerichts, die Kataſter— 
karte bzw. die ihr zugrunde liegenden Meſſungszahlen nicht an dem 
öffentliden Glauben des Grundbuchs teilnehmen zu laſſen, gar nicht 
uusgeiprochen werden! — 

War man auch in den preußischen Landmeſſerkreiſen nicht wenig 
erſtaunt gewefen, daß die amtliche Begründung zu $ 2 der Reichs- 
grundbudhordnung die Redewendung gebraudt hatte: „Won felbit 
veriteht es fih, daß die Angaben über die Lage und die Größe 
eines Grundftüds .. .. nicht von dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs gebedt werden“, weil ja das Kammergericht und das 
Reichsgericht zuvor mehrfach entgegengejegt entichieden hatten, fo 
Ihmwanden ihre Beſorgniſſe wegen weiterer übler Nachmwirfungen der 
vielfah fehlerhaften Grundſteuervermeſſungen doch nach Bekannt: 
werden vorftehender Neichsgerichtsentfcheidung. 

Allein diefe Freude hat nur ein Jahrzehnt gedauert, denn unter 
den NRechtsgelehrten ging der Streit um die Teilnahme des Katajters 
an dem öffentlihen Glauben des Grundbuchs, foweit die Kataſter⸗ 
angaben in das Beitandsverzeichnis des Grundbuhs übergegangen 
waren, weiter. Ohne die, je nach der Unzuverläfligfeit der Ber- 
fertiger, nicht jelten haarſträubende Fehlerhaftigfeit der Katajter- 
bofumente genügend zu berüdjichtigen, erklärte man vom rein 
rehtstheoretifhen Standpunft aus, den in Abteilung II 
und ITI des Grundbuch eingetragenen dinglihen Rechten fehle 
jeder Nechtsboden, wenn nicht auch die auf Grund der Katajterfarten 
in dem Beltandsverzeichniffe der Grundjtüdel) eingetragenen Flächen— 


Grundbuch fie wiedergibt oder auf fie Bezug nımmt, von dem Öffentliden 
Glauben des Grundbuds nit gededt werden." Das ift Doch unmög- 
lic) mißzuverſtehen! 

) ©. $$ 8 und 10 der Allgemeinen Verfügung des Juftizminifterd vom 
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bezeichnungen, d. h. aljo zunädjt die Barzellennummern, an 
dent öffentlichen Glauben des Grundbuhs teilnehmen. Über die 
amtlihe Begründung zu $2 der Reihsgrundbukhordnung, wonach 
die Angaben des Grundbuchs (aljo des Verzeichniffes der Parzellen 
zu Abteilung I) das Grundftüd, für welches die dinglihen Rechte 
in Abteilung II und III eingetragen ftehen, nur mit binreichender(!) 
Deutlichkeit erfennbar (!) machen, die Angaben über die Lage 
und Größe aber nit an dem öffentlihen Glauben des Grund- 
buchs teilnehmen jolen, half man fih mit der Deutung hinweg, 
daß unter der „Lage“ nur die Ortsbenennung zu verftehen fei. 
Db das Grundftüd „im Dorfe” oder „im Mittelfelde” belegen und 
zehn oder zwölf Hektar groß ei, ſei gleichgültig. Anders verhalte 
es ſich Dagegen mit demjenigen Eintrage, der eine beftimmte 
Grundfläde als zum Grundftüde gehörig nadhmeife, 
weil durch ihn zugleich zum öffentlichen Glauben feitgeitellt werde, 
auf welchen Gegenſtand fich die eingetragenen Rechte eritreden und 
infonderheit, welde Grundfläde das Eigentumsredht des 
als Eigentümer Eingetragenen zum Gegenſtande hat 
und umfaßt. — Natürlich konnte diefer Zweckbeſtimmung aud 
die Parzellenbezeihnung allein noch nicht genügen, e8 mußte die 
Katajterfarte hinzukommen, auf der die Flähe nachgemiejen 
it. Und jo kam man durch rein vechtstheoretiiche Konftruftionen 
wiederum zu der früheren Auffaffung des Kammergerichts ulm. zurüd, 
daß auch die Katafterfarte und Die Ddiejer zugrunde liegenden 
Meffungszahlen!) an dem öffentlihen Glauben des Grundbuchs 
teilnehmen müſſen, und daß die hierdurch feftgelegten 
Grenzen des Grundftüds auch für deſſen Beltand, alfo 
für das Eigentumsredt an feinem Grund und Boden 
als dem Träger der in Abteilung II und II einge- 
tragenen dingliden Rechte maßgebend fein müffen. 

Dieſer Auffaſſung haben fi Oberneck? und Güthe?) in ihren 
20. Rovember 1899 zur Ausführung der Grundbuchordnung; JuſtMinBl. 1899 
8.349}. Vgl. Süthe, Grundbuchordnung, 3. Aufl. 1913, Bd. 2 S. 1582 ff., 1588 ff. 

1) Bal. Bud, „Die Beftandsangaben des Grundbuchs“ in Gruchots Beltr. 
61. Jahrg. ©. 432 ff. 

2) Dberned, „Reichsgrundbuchrecht“ 4. Auflage, Berlin 1909 bei Garl 
Heymann. 


2) Büthe, „Die Grundbuchordnung für das Deutfche Reich und dic preußischen 
Ausführungsbeitimmungen”, 3. Auflage, Berlin 1913 bei Franz Vahlen. 
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Merken über dag Reichsgrundbuchrecht angefchloffen und ebenſo das 
Neihsgeriht in feinem Urteile vom 12. Februar 1910, das zunächſt 
in 73. Bande ©. 125 ff. der Reichsgerichtsentfcheidungen veröffentlicht 
worden ift. Leider fehlte in diefer erjten Veröffentlichung der leßte 
Abſatz des Urteils, der Schon erkennen ließ, daß das Reichsgericht 
die zuvor von dem Oberlandesgerichte zu C. getroffene Entſcheidung 
Jahlid nicht ohme weiteres für unzutreffend hielt, daß es deſſen 
Urteil vielmehr nur aus dem formellen Grunde aufhob, weil 
diejes die in I. Inſtanz von dem Landgerichte zu D. getroffene Feit- 
tellung, daß Sowohl die Vorbefigerin des Grundſtücks als auch 
die beklagte Firma als Gegenjtand der Auflafjung gar nicht den 
vom Kläger als fein rechtmäßiges Eigentum geforderten Landitreifen 
im Auge gehabt haben, niht nachgeprüft habe. Sei es richtig, 
daß beider Wille gar nicht darauf gerichtet gewejen jei, Eigentum 
an der ftreitigen Fläche zu erwerben, jo müfje Die Klage Erfolg haben. 

Diefer Schlußſatz des Urteils wurde erit in Bd. 77 ©.33 der 
Reichsgerichtsentſcheidungen veröffentlicht, nachdem das Urteil von 
verschiedenen Seiten aus rechtlichen wie aus techniichen Gründen 
angegriffen worden war. 

In Nr. 37 des preußifchen Zuftizminifterialblatts von 1910 wurde 
das Urteil aber ſchon vollftändig mir Tatbeitand und Entjcheidungs- 
gründen veröffentliht. Bei feiner Wichtigkeit für meine Berufs- 
genoffen brachte ich es unter der Überfhrift „Das tatſächlich 
falſche SKatafter genteßt wieder öffentliben Glauben 
als Eigentumsnahmeis“ alsbald in der „Verbandgzeitjchriit 
preußifcher Landmefjervereine” (Breslau 1910 ©. 287 ff.) vollftändig 
und mit daran. anfchließender Beiprehung zum Abdrude.!) 

Mir war jofort, und noch ehe das Endurteil des Dberlandes- 
gerihts C. am 10. Dezember 1910 in diefer Sache gefprochen wurbe, 
klar, daß die Neichögerichtsentfheidung vom 12. Februar 1910 an- 
gefihts der zahllojen groben Fehler im Kataſter für die davon be- 
troffenen wahren Grundeigentümer von den verberblichiten Folgen 
werden müjle. 

Schon damals wies ich darauf hin, daß dieſe Reichsgerichts- 


1) Der Artikel ift auch in der „Zeltichrift für Vermeſſungsweſen“ 1911 
S. 316 ff. unter dem Titel „Der öffentliche Glaube des Kataſters als Eigentums: 
nachweis“ abgedrudt. worden. Die Abänderung des Titels hatte deren Schrift⸗ 
leiter (Steuerrat Steppes, München) vorgenommen. 
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entſcheidung nicht mit den preußiſchen landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften übereinſtimme, nach denen bei Aufſtellung des Kataſters von 
vornherein auch die Berichtigung der darin enthaltenen materiellen 
Irrtümer vorgeſehen war, die jederzeit erfolgen ſollte. Ich brachte 
auch die betreffenden Beſtimmungen aus den beiden Verordnungen 
vom 12. Dezember 1864 (GS. ©. 673 und 683) im $ 3 bzw. 821 
für die öſtlichen und für die weftlichen Provinzen zum Abdrude, die 
jpäterhin in $$ lc, 2, 321 und 33 des Gejeßes vom 8. Februar 1867 
(SS. ©. 185) für die öftlihen Provinzen ihren Niederfchlag gefunden 
haben. Für die neu erworbenen Provinzen waren dieje, wie ſchon 
früher erwähnt, durh $ 1 des Geſetzes vom 11. Februar 1870 
(GE. ©. 85) ebenfalls in Kraft gefeßt, und für die beiden mejt- 
lihen Provinzen war die Befeitigung materieller Jrrtümer im Katafter 
Ihon durch 825 des Geſetzes vom 21. Januar 1839 (GS. ©. 30) 
für alle Zeiten geregelt worden. Wenngleich nun dieſe Ver— 
ordnungen und gejeglichen Beſtimmungen durd) vorgedachte Reichs» 
gerichtsentfcheidung vom 12. Februar 1910 keineswegs aufgehoben 
wurden, jo wurden fie doch tatfächlich Dadurch unwirffam gemadht. 

Daß meine Befürhtung für die rechtmäßigen Eigentümer, im 
vorberegten Brozeßfalle den Fürlten v. B., vollauf begründet war, 
iſt aus dem weiteren Verlaufe dieſes Prozeſſes zu erjehen. 

Die mir von dem Herrn Oberlandesgerihtspräfidenten zu Gelle 
gütigft zur Einficht überlaffenen Akten (4 U. 138/10) ergeben, daß 
das Dberlandesgeriht infolge Aufhebung feines Urteils durch das 
Keihsgeriht einen weiteren Termin zur Bemweisaufnahme an Ort 
und Stelle angejeßt und zu diefem auch den zujtändigen Kataſter— 
Eontrolleur als Sachverſtändigen geladen hatte. Diejer war aber 
gerade in Urlaub abmwejend und hatte dem Termine daher nicht bei: 
wohnen lönnen. So blieb er unvernommen. Wie ich jedoch Durch 
forgfältige Einfiht der bei den Alten befindlichen Lagepläne und 
durh Nachfrage bei der Katajterverwaltung feitgeitellt habe, war im 
vorliegenden Falle nicht nur bei der 1872 auf Grund einer Neu— 
meſſung hergeitellten Katafterfarte in dem Abfchluffe der Parzelle 90 
des Klägers, Fürften v. B., gegen Parzelle 89 der Beſitzvorgänger 
der beflagten Firma ©. & Co. ein Fehler vorgefommen, ſondern 
diefer Fehler war auch fpäterhin noch zweimal in einer den Dienjt- 
vorſchriften durchaus widerfprechenden Weife ſtillſchweigend über- 
gangen worden. Bei vorichriftsmäßiger Bearbeitung der Yort- 
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ihreibungsmefjungen hätte der Fehler ſchon 1885 beim Abverkaufe 
der Parzelle 325/89 ſeitens der Belißvorgänger der beklagten Firma 
an den Fürſten v. B. entdecdt werden müffen, denn die abgezweigte 
Parzelle grenzte unmittelbar an den faljch dargeftellten Parzellen: 
abihluß. Und 1887 hätte dieſer materielle Irrtum abermals 
bei Aufmeflung der Gebäude in dem Fabrifgrundftüde der Belit- 
vorgänger der Beklagten entdedt und berichtigt werden müſſen, 
denn das Gebäude Parzelle 380/89 grenzte ebenfalls unmittelbar 
an die falſch dargeitellte Grundftüdsgrengze. 

Diefe Tatfahen blieben dem Gerichte zwar unbefannt, fie 
würden aber, auch wenn fie ihm befannt geworden wären, nach der 
erlaffenen Reichsgerichtsentfcheidung vom 12. Februar 1910 an dem 
endgültigen Ausgange des Prozefjes möglicherweife nichts geändert 
haben. Denn diefer war ja nur noch davon abhängig, ob der 
Liquidator F. der Firma L. & Co. als Vorbeſitzerin der beklagten 
Firma ©. & Co. und der Vertreter der legteren, K., tatſächlich das 
zweifellos dem Fürften v. B. gehörige Streitftüd übereignen 
wollten. 

Aus dem Tatbeſtande des Reichsgerichtsurteils vom 12. Februar 
1910 geht Elar hervor, daß das Grundftüd des Fürften v. B. gegen 
das Grundftüd der Beklagten durch einen fladen Graben 
fowie dur eine aus Stacheldraht .hergeftellte Ein- 
friedigung abgegrenzt war. %. und K. find auch auf dem Grund» 
jtücle gewejen, und %. hat den K. an der Hand der Ratafterzeichnung 
ausdrüdlic auf die Vorteile bingemiefen, die die ftreitige Fläche für 
das ganze Grundſtück insbefondere zur Herſtellung eines 
Bahnanfhluffes gewähren würde — 

Für mi als technifhen Sachverftändigen ift die Hauptfrage 
in der ganzen Sade nun diefe: Was muß ein redlider Mann tun, 
der bei einem Grudftüdsfaufe fieht, daß ein nach der Karte dazu: 
gehöriger Zeil durch einen flahen Graben und einen Stadeldraht- 
zaun Davon getrennt und als zu dem Belige des Nachbarn gehörig 
erfennbar ift? 

Und meine Antwort darauf ift: Er muß dem Vorbefiger des 
Grundſtücks und dem Nachbarn — oder deffen Bertreter — bie 
Karte zeigen und ihn fragen, welche Bewandtnis es mit der von 
der örtlich erkennbaren Grenze abweichenden Kartendarftellung bat, 
dann erfährt er die wahre Sadjlage. 
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F. und K. ſagten ſich aber im vorliegenden Falle offenbar: Wenn die 
Fläche nach Katafterfarte und Grundbuch zu dem zu verfaufenden Grund: 
ftüde gehört, jo tft nach der gegenwärtigen Rechtſprechung kaum daran zu 
"zweifeln, daß fie auch endgültig als dazugehörig beurteilt werden wird. 

Die Beklagte faufte das Grundſtück daraufhin, brad) nach ge- 
ſchehener Auflaſſung den Stadheldrahtzaun ab, Ichüttete den Grenz- 
graben zu, eignete fih das Streitſtück an, und F. und K. erklärten 
im Prozeß als Zeugen, daß fie fi den ganzen Beftg, wie 
er im Katafter und Grundbud eingetragen ftand, bei 
der Auflaffung haben übereignen wollen! 

Diefe höchſt einfache und leicht begreiflihe Erklärung genügte 
nun, um dem Fürften von B. feinen von den Vätern ererbten, mit 
Grenzgraben und Stacheldrahtzaun umfriedigten Belig für alle Zeit 
‚zu entreißen! — Don der Berichtigung des offen zutage liegenden 
materiellen Irrtums im Katajter gemäß $ 3 der Verordnung 
vom 12. Dezember 1864 (GS. ©. 673) fowie gemäß S 1 des Geſetzes 
vom 11. Februar 1870 (GS. ©. 85) bzw. 88 lc, 2, 32i und 33 
des Gejetes vom 8. Februar 1867 (85. ©. 185) und von dem— 
entfprechender Berichtigung des Grundbuchs gemäß $ 894 BEP. iſt 
in dem ganzen Prozejje mit feinem Worte die Rede geweſen. — 
Den pofitiven Nachweis, daß die Beklagte die Unrichtigfeit des 
Grundbuhs gefannt habe ($ 892 BGB.), fonnte der Kläger 
natürlich nicht erbringen. Die Frage, ob F. und K. bei einiger 
Aufmerkſamkeit doch hätten erfennen müffen, daß die dur‘) Grenz- 
graben und Stadheldrahtzaun umfriedigte Wiefenfläche 
des Fürften v. B. nicht mehr zu dem Fabrifgrundftüde der Firma 
2. & Co. gehörte, ift gar nicht erörtert worden. — 

Nah Verluſt feines rechtmäßigen Eigentung durch das Urteil des 
DOberlandesgerihts vom 10. Dezember 1910 Elagte der Fürft v. B. noch 
auf die Gewährung des Wegerechts auf der Streitfläche, da dieſe 
den Hauptzugang zu feiner großen Wieje gebildet hatte und ftets als 
folder benugt worden war, weil er ohne dieſes Wegerecht einen ſehr 
weiten Umweg zu der Wieje machen mußte. Aber aud) dieſen Prozeß 
bat der Kläger verloren, weil nad) den hergebrachten Rechtsregeln 
niemand eine Servitut an feinem eigenen Grund und Boden erligen fann.!) 


1) Paßt auf vorliegenden Rechtsfall nicht in der Tat Cicero „Summum 
jus, summa injuria“? Iſt Hier nicht in Wahrheit dag auf die Spike getriebene 
Recht zum größten Unrechte geworden??? 

Plähn, Die Mängel des preußifchen Kataſters. 6 


89 — 


Wie das Fürftlihe Rentamt mir auf Anfrage mitgeteilt hat, 
beträgt der Wert der verlorenen Wieſenfläche etwa 2500 M., der 
Schaden durch den zukünftigen großen Ummeg zur Hauptfläche ber 
großen Wieſe ebenfalls 2500 M., und die durch den Nechtsitreit 
erwachſenen Prozeßkoſten haben auch rund 3000 M. betragen. 
Fürft v. B. hat Durch diefen materiellen Irrtum im Katajter 
und durch deſſen Teilnahme an dem öffentliden Glauben 
des Grundbuchs nah der gegenwärtigen Redtiprehung jomit 
einen Gelamtichaden von rund 8000 M. erlitten! 

Ich frage nun: Iſt das recht? Iſt das deutſches Recht? Sit 
bier nicht ſyſtematiſch mittels juriſtiſcher Spitfindigfeiten (sit venia 
verbo, das Wort „Konftruftionen“ würde hier nicht ganz pafjen) 
reinem Yormalismus zuliebe der Flare Wille des Geſetzgebers zum 
Schaden des wahren und redlichen Eigentümers und Beligers durch 
die Rechtſprechung unferes höchften Gerichtshofs in fein Gegenteil 
verkehrt worden? 

Das Reichsgericht jelbit jagt in feinem Urteile vom 12. Febr. 1910: 

„Rah den VBrotofollen der 2. Kommillion des BGB. (3, 11) 
it zwar zu 8 785 des Entwurfs eines Bürgerlichen Geſetzbuchs 
erwogen worden: das Grundbuh fol dem Erwerber für die 
Richtigkeit und VBollftändigfeit feines Inhalts bezüglich feiner An» 
gaben über die Nechtsverhältniffe am Grundftüde Gewähr leiften, 
nicht aber für eine bejtimmte tatfächliche Beichaffenheit oder einen 
beftimmten Beltand des Grundſtücks.“ 

Warum fügt es bier zum Schaden des wahren und reblichen 
Eigentümers und Befiters hinzu: 

„Unter dem Ausbrude „Beſtand“ Tcheint(!) aber nicht die 
Grundfläche ſelbſt verftanden zu fein. Es ift(?) nur an die 
etwaigen (?) Beſtandteile eines Grundftüds wie „Gebäude, Baum⸗ 
ihulen, Pflanzgärten“ gedacht worden, und wenn die Erjtredung 
des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs auf die Rechtsverhältnifie 
an diefen Sachen abgelehnt worden ift, jo ent|pricht dieſe Auf- 
fafjung allerdings dem geltenden Rechte." (?) 

Warum erjegt e8 bier den Klaren Ausprud der 2. Kommilfion 
„Beſtand“ durch das Surrogat „Beitandteile‘? Und mie jol 
denn dieje Definition mit der amtlichen Begründung zu 82 
der Grundbuhordnung vereinbart werden, daß eine amtliche 
Vermeſſung und Kartierung der Grundftüde, jo ſehr fie den Wert 
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des Verzeihniffes erhöht, reichägejeglih nicht als deſſen Grundlage 
vorgejchrieben werden kann, und daß das Grundbud) das Grundftüd(!) 
zwar mit hinreichender(!) Deutlichteit erfennbar(!) machen muß,!) 
daß aber jeine Angaben über die Lage und Größe von dem 
öffentlichen Glauben nicht gededt werden, diefer fich vielmehr nur 
auf die dinglihen Rechtsverhältniſſe eritreden jol?2) Inter den 
dinglihen Rechtsverhältnifien veriteht man doch allgemein die Ein- 
tragungen in Abteilung II und III des Grundbuchs; warum 
wird bier troß der bekannten vielfachen Fehlerhaftigleit des Katafters 
unter gewundener Begründung der Zwang ausgeübt, diefen Begriff 
auh auf die Katafterangaben in dem Verzeichniſſe der 
Grundftüde zu Abteilung I auszudehnen, d. h. auch auf deren. 
genaue Abgrenzung? Und mie ijt dieſes Urteil denn überhaupt 
mit vorgedadhter Begründung der Neichsgerichtsentjcheidung vom 
17. $anuar 19003) zu vereinbaren? Wie joll es ferner mit der 
amtlihen Begründung zu 8 55 des Gefeges vom 28. Mai 1885 
(Aktenftüd Nr. 148 des Abgh. ©. 1573) vereinbart werden), die 
doch finngemäß für alle nicht poſitiv bemeisträftigen Katafterkarten 
Geltung haben muß, und wie mit dem Inhalte der amtlichen 
Denktichrift?) über die umfangreichen Grundjteuervermeflungen von 
1861 bis 1864? 

Daß diefer Zwang keineswegs nötig ift, um die in Abteilung II 
und III eingetragenen Rechte der Hypothelengläubiger uſw. zu 
Ihüßen, fann man ſchon durch den Hinweis widerlegen, daß gerade 


1) Nach dem Berichte der Reichſstagskommiſſion zur Beratung der Grund: 
buchordnung vom 19. Februar 1897 Hatte der Staatsſekretär des Reichzjuftiz- 
amts Nieberding zu $2 des Gejegentwurfs bei Befprehung der Übelftände 
des Katafters erklärt: „In der Hauptfache komme es darauf an, daß die im 
Katafter und im Grundbuche verzeichneten Grundftüde mit den Grundftüden 
im Felde identifh find, und in diefer Beziehung reihe das Katajter 
aus." (Bol. „Srundbuhordnung für das Deutſche NReih vom 
24. März 1897. Mit Materialien” uſw. Berlin 1897 bei Carl Heymann. 
3. Auflage ©. 93.) Hiernach war das Katafter alfo lediglich zwecks bequemer 
Sdentifizierung der im Felde vorhandenen Grundſtücke zur Unter: 
lage des Grundbuchs genommen worden. 

2) Die Römer fagten: „Maledictus qui pervertit judicium“ ; fie verfluchten 
die Rechtöverdreber. 

3) Siehe ©. 76. 

*) Siehe ©. 67. 

5) Siehe ©. 36. 
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die wertvollften Grundftüde, nämlih die Hausgrundftüde, in unfern 
meiften öftlichen mittleren und Fleinen Städten auch heute noch auf 
unſern Katafterfarten gar nicht einzeln dargeftellt find und in unjern 
öffentliden Büchern lediglich al „Anteil an den ungetrennten Hof- 
räumen” ohne alle Flächenangaben und ohne jedwede genauere Be- 
zeichnung erjcheinen! 

Die Sachlage wäre freilich eine ganz andere, wenn wir ſchon 
ein wirklich zuverläſſiges und vollitändiges, bemweisfräftiges 
deutsches Katajter hätten, wie unfere wirtichaftlichen Verfehrsver: 
bältnifje dies allerdings Dringend erfordern. ber ich habe ja in 
zahlreichen Beifpielen unmiderleglih nachgewiefen, welche techniſch 
wertlofen Arbeiten vielfach darin enthalten find! — Werben feine 
Angaben denn etwa dadurch glaubwürdiger, daß fie ohne 
wirklich ſachgemäße Nachprüfung ins Grundbuch übernommen jind, 
und daß unfer höchiter Gerichtshof eines guten QTages erklärt bat, 
er müfle ihnen aus allgemeinen rechtstheoretiichen oder formal: 
juriftifchen Gründen nunmehr in bejtimmter Hinficht öffentlichen 
Glauben beimefjen? 

Mas würde man wohl jagen, wenn in einer umfangreichen 
Schmwurgerihtsfadhe ein Zeuge Schon zahlreicher Unmahrheiten über- 
führt worden wäre, und der Vorſitzende den Geſchworenen troß- 
dem zum Scluffe in feiner NRechtsbelehrung erklären würde, man 
müfje diefem Zeugen dennoch im vorliegenden Falle aus allgemeinen 
rechtstheoretifhen Gründen glauben? — Durch ſolche Deduktionen 
Ihafft man doch feine Flar vor Augen liegenden Tatjachen aus der 
Welt! Ein Grund-Stüd iſt aber ein rein tatfächlich vorhandener 
Teil unferer Erdoberfläche, der durch rechtsgeſchichtliche oder 
rehtsgeihäftlihe Borgänge entitanden oder begründet worden 
if. Die SKatafterfarte foll das Grundftüd auch in feinem tat: 
ſächlich vorhandenem Umfange wiedergeben; tut fie es nicht, 
fo muß der Irrtum auf Grund unferer beftehenden Gefege in der 
Katafterlarte berihtigt, niht aber die tatſächliche, hiſtoriſch 
gewordene Begrenzung nad der fehlerhaften Karte ab- 
geändert werden, wie dag Urteil des Reichsgerichts 
vom 12. Februar 1910 dies in vollftändigem Gegenſatze 
zu feinem Urteile vom 17. Januar 1900 zur Folge gehabt 
bat! — 

Sodann ſcheint mir vom Standpunkte des fachverftändigen 
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Technikers aus noch ein weiterer Punkt in dem Urteile des Reichs» 
gerichts vom 12. Februar 1910 bedenflid. Das Hauptredt an 
einem Grundftüd ift doch das Eigentunsredt. Nah $ 903 BGB. 
jol der Eigentümer einer Sahe nach Belieben mit ihr verfahren 
und andere von jeder Einwirkung ausfchließen können, ſoweit nicht 
das Geſetz oder Nechte Dritter entgegenjtehen. Somit müßte die 
Rechtſprechung doch auch in eriter Linie den wahren und red- 
lihben Eigentümer und Beſitzer in feinen Rechten jhügen! 
Das direkte Gegenteil ijt aber durch dag Urteil des Reichsgerichts 
vom 12. Februar 1910 erzielt worden. Der wahre und rebliche 
Cigentümer und Beliger de8 Grund und Bodens, Fürſt v. B., 
wurde infolge dieſes Urteils eines Erbteils feiner Väter beraubt, 
und zwar aus dem völlig nichtigen Grunde, weil ein “Feld: 
meſſer oder Zeichner im Jahre 1872 eine Grenzlinie des fürjt- 
lihen Befigtums in der Katafterfarte nahmeisbar irrtümlid 
Dargeitelt bat, weil ferner der Katafterkontrolleur oder Feld» 
mefjer, der die Fortichreibungsmeflungen von 1885 und 1887 
bewirkte, ebenfalls in beiden Fällen feine Pflicht verlegt hat, 
denn er mar nad der Katafteranmweifung II vom 31. März 1877 
$s 1a, 10 und 12 verpflichtet, die Außengrenzen des Grund: 
jtüds vor der Vermeſſung unter Zuziehung der Eigentümer feſtzu— 
itelen, materielle Irrtümer in der Katafterfarte von 
Amts wegen zu beridtigen und auch die entfpredhende 
Berihtigung des Grundbuhs herbeizuführen! — Der 
Vorbefißer der beklagten Firma hat bei der BZeugenvernehmung 
eidlich erklärt, daß er das Streitſtück weder beſeſſen babe, noch 
auch, falls er den Irrtum im Satafter und Grundbudhe gekannt 
hätte, e8 vom Kläger beanfprudt haben würde. Nun kann doch 
niemand mehr Rechte übertragen, als er jelbft beſitzt. Eine ſach— 
gemäße Rechtspflege würde alfo m. E. in einen Falle wie dem vor- 
liegenden das Recht dahin entwideln müſſen, daß dem Käufer, 
der in gutem Glauben an die Richtigkeit des Katajters mehr Fläche 
bezahlt hat, als der Verkäufer tatfächlich befaß und ihm recht— 
mäßig übergeben konnte, wegen ber zuviel bezahlten Fläche allenfalls 
gemäß $ 468 BGB.) ein Nüdforderungsredt an den Ver— 

1) 8468 BGB. lautet: „Stehert der Verkäufer eines Grundſtücks Dem 


Käufer eine bejtimmte Größe des Grundftüds zu, jo haftet er für die Größe 
wie für eine zugeficherte Eigenſchaft. Der Käufer kann jedod wegen Mangels 


käufer zugeltanden wurde, nicht aber dahin, daß einem an 
dem Kaufgefhäfte gänzlich unbeteiligten Dritten, mie 
bier dem Fürften v. B., fein rehtmäßiges Eigentum 
einfah abgeſprochen und ibm auch noch die ganzen 
Prozeßkoſten dazu auferlegt wurden. 

Endlid muß ih nad) meinen langjährigen praftiihen Er—⸗ 
fahrungen in dieſen Dingen durchaus beftreiten, daß die vom 
Keichsgerichte hervorgehobene „Schugbedürftigfeit des gutgläubigen 
Erwerbers ſowie namentlih der Schuß des Realkredits vom Stand- 
punkte de8 Verkehrs aus” das Intereſſe des wahren rechtmäßigen 
Eigentümers überwiegen, „weil niemand ohne Beforgnis ein Grund: 
ftüd erwerben oder beleihen könne, falls er ſich nicht darauf ver- 
lafjen dürfe, daß Gegenftand des Ermerbes oder im andern Falle 
der Haftung die durch den Inhalt des Grundbuch nachgemiejene 
Grundfläche ift“. Denn im Kleinverkehre befieht ſich jedermann, 
ber ein Grundſtück zu kaufen oder zu beleihen beablichtigt, in erſter 
Linie diefes Grundftüd mit allem feinem Zubehöre ſelbſt an Drt 
und Stelle, nody ehe er das Grundbuch darüber einfieht. 
Und die großen Geldinftitute, Banken und Großfapitaliften laffen, 
wenn die beantragte Beleihung ein beitimintes Vielfaches des Grunb- 
fteuerreinertrags oder des Gebäudefteuernugungsmerts überfteigt und 
die Sicherheit des Darlehns nur irgendwie in Frage fommt, das 
Srundftüd vor der Beleihbung und ebenjo vor jedem An- 
Taufe durch PVBertrauensleute befichtigen und durch vereidete 
Zaratoren eine Sicherheitstare oder eine Werttare anfertigen. 
Ich ſelbſt habe früher ſowohl als Oberlandmeſſer wie auch als 
Stadtrat an einer ganzen Reihe von Taren in amtlicher Eigenſchaft 
teilgenommen und bin außerdem auch von privater Seite, 3.8. 
von einer großen Lebensverficherungsgejellihaft, vor Grundftüds: 
beleihungen vertraulih um Nat befragt worden. Bei der unter 
Benubung der Katafterhandzeichnungen ftattfindenden örtlichen Bes 
ichtigung des Grundftüds durch Sachverſtändige ftellt fich aber bei 
nur einiger Aufmerkſamkeit heraus, wenn Parzellen, die tatſächlich 
in fremdem Eigentume ftehen, irrtümlich dem zu beleihenden oder 
zu erwerbenden Grundftüd im Katafter und Grundbuche zugelchrieben 
jtehen. 


der zugejicherten Größe Wandelung nur verlangen, wenn der Mangel fo erheblich 
ift, daß die Erfüllung des Vertrags für den Käufer fein Interefie bat.” 
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Wird jedoch die örtliche Belichtigung oder die Sicherheits- oder 
Werttare jo flüchtig bewirkt, daß grobe Fehler in dem Beſtands⸗ 
verzeihniffe des Grundſtücks gar nicht bemerkt werden, dann liegt 
doch bei dem Beleiher oder Erwerber oder bei feinem Beauftragten 
ganz offenbar grobe Fahrläſſigkeit im Sinne des 8 276 Sap 2 
und $ 932 Abf. 2 BGB. vor.!) Die Betreffenden haben in biefem 
Falle nicht gutgläubig, ſondern leichtgläubig, ja leichtfertig ge: 
handelt und müfjen hierfür verantwortlich” gemacht werden, ftatt 
daß man ihnen den guten Glauben beim Erwerbe zufpricht. Keinesfalls 
aber darf man den rechtmäßigen und redlichen Eigentümern und Befigern, 
wie im vorliegenden Falle dem Fürften v. B., ihr offenbares Eigentum 
aberfennen, nur weil ein Fehler aus dem feinerzeit in voller 
Überftürzung aufgeftellten Steuerfatafter in das zum 
Teil ebenfalls überftürzt auf dieſes zurüdgeführte Grund— 
buch übergegangen if. — Die Alten des vorgedadhten Prozefjes 
ergeben 3. B., Daß noch zwei weitere Grundftüde des Fürften v. 2. 
in berfelben Gemarkung faljch in der Katafterfarte dargeftellt und 
dementsprechend auch im Grundbuche mit erheblich falihen Flächen 
aufgeführt waren. In dieſen beiden Fällen waren die Nachbarn 
des Fürften aber geiftlihe Inſtitute, die freiwillig der Be— 
rihtigung des Kataſters und des Grundbuch zugeftiimmt haben, fo 
daß es hierüber nah der mir von dem fürftlihen Rentamt 
erteilten Auskunft nicht zu Prozeffen gefommen, und der Fürſt 
weiteren Beraubungen feines Eigentums dadurch entgangen ill. 

Melche verhängnisvollen Folgen dieſes Urteil des Neichsgerichts 
vom 12. Februar 1910 inzwiſchen ſchon gehabt hat, das geht be- 
ionders auß zwei Urteilen des Oberlandeskulturgerichts 
zu Berlin hervor. Während dieſes unterm 7. Januar 1910 nod) 
das Urteil der Generallommiljion zu F. über die Bedeutung des 
8 892 BEB. und den öffentlihen Glauben des Grundbuchs als 
rehtsirrtümlih aufgehoben und im entgegengeſetzten 
Sinne entjhieden hatte?), hat es fi in feinen fpäteren 

1) Diefe lauten: „Fahrläſſig Handelt, wer die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt außer acht läßt.” — und „Der Erwerber tft nit in gutem Glauben, 
wenn ibm befannt over infolge grober Fahrläſſigkeit unbelannt iſt, daß 
die Sache nicht dem Beräußerer gehört.“ 

2) Bgl. „Zeitfchrift f. d. LandesfultursGefeggebung”, Berlin 1912 bei 
P. Barey, Bd. 38 ©. 27 ff. 
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Urteilen von 2. November 19121) und vom 2. Juni 19132) der Reichs- 
gerichtsentſcheidung vom 12. Februar 1910 angepaßt und den Katafter 
Teilnahme am öffentlichen Glauben des Grundbuchs zugeſprochen. 

Der dem Urteile vom 2. November 1912 zugrunde liegende, 
vom Oberlandmeifer Drolshagen a. a. D.!) eingehend beiprochene 
Tal ift kurz folgender: Nach der Separationsfarte und dem Sepa- 
rationsrezeß von 1851 ftand dem Forſtfiskus das Eigentums- 
recht an dem ganzen Kölpin-See auf der Inſel Uſedom zu; aud) 
war dieſes Eigentum von ihm bereits 1864 durch alle Inſtanzen 
in vollem Umfange erjtritten worden. Auf zwei mit Rohr be- 
itandenen, 20—40 m breiten Uferfireden der Seefläche ftand den 
angrenzenden bäuerlichen Befigern nur das Rohrnutzungs- und 
Sifhereireht zu. Irrtümlicherweiſe und auf die ein- 
jeitige Angabe der Bauern hin waren diefe Rohrflächen 
jedoch bei der Grundfteuerveranlagung herausgemefjen, im SKatajter 
ale Eigentum der Bauern aufgeführt worden und auch) als ſolches 
ins Grundbuh übergegangen. Nun hat das Oberlandesfulturgericht 
den gegenwärtigen beiden Grundbeligern, die ihre Wieſenparzellen 
von ihren Borbefigern durch Auflaffung erworben haben, unter 
Bezugnahme auf die Neichsgerichtsentfcheidung vom 12. Februar 
1910 durch Urteil vom 2. November 1912 aud) das Eigentums- 
recht an dieſen Rohrflächen zugeiprochen, obgleich In dem Urteile 
jogar zugegeben iſt, daß die Annahme der Zugehörigkeit diefer Rohr: 
ftreifen zum See durch die wiederholten örtlichen Feftitellungen 
unterſtützt werde. 


Den zmeiten Sal babe ich bereits eingehend unter wörtlicher 
Wiedergabe der Urteile der Generallommiffion zu K. und des Ober» 
landesfulturgerihts mit den zugehörigen Zeichnungen in dem Aufjaße 
„Sf die Rechtſprechung in Grenzſtreitſachen aufridtigen 
Wegen?” in der „Zeitfchrift für Vermeſſungsweſen“ wie auch in 
den „Allgemeinen VBermefjungs- Nachrichten” von 1914 veröffentlicht 
undeingehend befprochen.3) Diejer Fall lag, kurz geſagt, folgendermaßen: 


1) Bgl. „Der Landmeifer”, Samm 1913 bei Breer & Ihiemann, ©. 76 If. 

2) Bol. „Zeitfchrift für Bermeffungswefen”, Stuttgart 1914 bei Konrad 
Wittwer, S. 561 ff. und „Zeitfchrift für Die Yandestultur:Sefeggebung”, Berlin 
1914 bei Paul Parey, Bd. 39 ©. 2375 ff. 

3) Sonderabdrude dieſes Auffates find durch den Verlag von R. Rei in 
Liebenwerda erhältlid). 
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Bei Aufteilung eines der Oftpreußiihen Landgeſellſchaft ges 
hörigen Gutes M. in Rentengutsſtellen mußte wegen der Fehler— 
hbaftigfeit der alten Separations- und der davon fopierten Katafter- 
farten eine Neumefjung des Gutsareals erfolgen. Dabei ftellte fich 
heraus, daß ein in Wirklichkeit 477 m langer, in flahem Bogen 
verlaufender, bisher auch von beiden Parteien innegehaltener, mit 
etwa 50jährigen Bäumen bejtandener Grenzrain nicht 
mit den Starten übereinftimmte. Nach diefen war er bei ber 
Separation um rund 48 m kürzer und außerdem auch, Statt im 
Bogen verlaufend, geradlinig dargeftellt worden. Dieſe Tatſache 
war zwar dem Gutsnachbarn der Oftpreußifchen Landgeſellſchaft bis 
dahin unbelannt geweſen; auf Grund der SKartendaritellung be: 
anipruchte er aber nunmehr dag Eigentumbisan die geradefarten- 
mäßige Grenze, obwohl er tatfähli ſchon etwa 2,15 ha 
(aljo 31/, Morgen) an Fläche mehr beſaß, als er nad Kataſter 
und Grundbud haben jollte. Die Dftpreußiiche Landgeſellſchaft 
beanipruchte Dagegen wegen der nachweisbar groben Fehler 
in der Karte, die zur Feitftellung der Grenze überhaupt 
ungeeignet fei, den Grund und Boden bis an die tatſächlich 
vorhandene, ſchon feit der Separation im Sahre 1835 von beiden 
Varteien und ihren Befißvorgängern innegehaltene Grenze. 

Die Generalkommiſſion zu K. 309g nun bei der Inſtruktion des 
Prozeffes ihren Landmefjer H. als Sadyveritändigen heran. Diejer 
verfhwieg in feinem Gutachten zwar nicht den Fehler von 48 m 
auf 477 m Länge, der die nad) $ 71 des Feldmefjerreglements von 
29. April 1813 erlaubte Abweihung von nur 1,3 m um das 
37fache überfchritt und daher unbedingt zur völligen Ber- 
werfung der Starte als Unterlage für die Grenzfeit- 
ftellung hätte führen müſſen. Er erklärte aber unbegreiflicher- 
weile, daß er auf Grund des Separationsrezefles Die gerade Grenze 
für richtig halte, obgleich der Rezeß Feinerlei pofitive Angaben diejer 
Art, ſondern gerade in bezug auf die ftreitige Grenzſtrecke weder 
eine Längen: noch eine Winfelangabe enthielt, auch den einen Grenz- 
hügel noch mit einer offenfichtlih Falfhen Nummer bezeichnete. — 
Wiewohl nun die Klägerin die Zuziehung des Steuerrats E. als 
weiteren Sachverſtändigen verlangte, und der beklagte Grenznachbar 
dem auch zugeftimmt hatte, lehnte die Generallonmiflion defjen 
Bernehmung als überflüflig ab. Ste erklärte in ihrem Urteile vom 
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25. März 1912, der beklagte Grenznachbar ſei im Grundbuche bis 
an die kartenmäßige gerade Grenze als Eigentümer eingetragen, eine 
Erſitzung der Klägerin komme gemäß 86 des Grundeigentums- 
erwerbsgeſetzes vom 5. Mat 1872 vor dem 1. Oktober 1872 
ebenfalls nicht in Frage, die Klägerin fei daher mit ihrer Klage 
abzumeifen. | 

Das Dberlandeskulturgericht ließ als Berufungsinftang zwar 
noch Zeugen über den Erjigungsbeweis vernehmen, erachtete dieſen 
aber nad) feinem Urteile vom 2. Juni 1913 für nicht geführt, weil 
die Zeugen den Beſitz der Klägerin und ihrer Rechtsvorgänger nur 
bis zum Jahre 1850 zurüd befunden fonnten, nicht bis zum 1. Ok— 
tober 1842, wie dies nad) $ 6 des Geſetzes vom 5. Mai 1872 zur 
Erfigung erforderlih fei.!) Auch die VBernehmung eines weiteren 
Sachverſtändigen lehnte e8 ab. Die Kataſterkarte weiſe bie 
Grenze in der geraden Linie nach, Dies ſei von den Parteien nicht 
beftritten und von dem Landmeſſer H. ausdrüdlich begutachtet worden. 
Auf die Frage, ob die Separationsfarte vom Jahre 1823 
richtig, oder ob vielmehr der die tatjächliche Grenze bildende Rain 
die im Separationsverfahren begründete Eigentumsgrenze fei, 
fomme es für Die Entjcheidung nicht an. Nach der Entiheidung des 
Keichsgerihts vom 12. Februar 1910 gelte „der Inhalt des Grund- 
buchs“ gemäß $ 892 BGB. als richtig, und diefer umfaffe das 
Eigentum in den in der Katafterfarte eingezeihneten 
Grenzen. Hiernad) fei die Berufung der Klägerin gegen das erft= 
inftanzlide Urteil der Gencrallommilfion zu K. unbegründet. — 

Sm Interelle einer ſachgemäßen Rechtspflege ift dieſes Urteil 
jedenfall anferordentlih zu bedauern, denn für das geſunde 
Rechtsempfinden des dentihen Volkes bedeutet es einen Schlag 
ins Gefiht, wenn der redliche, eingetragene Kigentümer und 
Beſitzer eines Grundfſtücks lediglih auf Grund einer nachweisbar 
falihen, völlig unbraudhbaren Stataiterfarte, die nur den Wert 
einer Handijfisze hat, einen Teil feines rechtmäßigen Eigentums 
au einen gewinnfüchtigen Grenzuahbarn herausgeben muß. 





1) Daß ich diefe Beltimmung oder Yolgerung aus 86 des Gigentums- 
erwerbögejeges vom 5. Mai 1872 (5. ©. 433) nicht mit den allgemeinen Rechts— 
normen über Berjährung und Grfigung von Grundeigentum im Ginflange 
ſtehend erachte, habe ich ſchon im Jahre 1914 in der oben genannten Abhandlung 
Aber diejen Rechtäftreit näher Dargetan, und ich beziehe mich hierauf. 


—. 39f. 


Es fol feineswegs verfannt werden, daß dies Urteil in erfter Linie 
durch das techniſch völlig unhaltbare Gutachten des Landmeſſers 9. 
hervorgerufen worden tft. Diejer hätte unbedingt erklären müflen: 

Die vorhandenen Karten find an der ftreitigen Stelle nach— 
weisbar ſo fehlerhaft, und der Rezeß ift nachweisbar jo unvoll» 
ftändig, die Flächeninhaltsangaben jind aud) fo unzutreffend, daß es 
aus diefem Grunde unmöglich it, die ftreitige Grenze hiernach 
feſtzuſetzen. 

Dann hätte das Gericht zweifellos gemäß $ 920 Abſ. 1 BGB. 
den gegenwärtigen, bis dahin völlig unitreitigen und durch 50jährige 
Bäume abgegrenzten Beligftand als Grenze feitfegen müffen! 
Der Generallommiffion zu 8. wie aud) dem Oberlandeskulturgericht 
ift aber der Vorwurf nicht zu eriparen, Daß e8 dieſen aus dem land- 
meflerifchen Gutachten und aus dem Rezeſſe ſelbſt Tlar erficht- 
liden Grundfehler nicht erfannt, von Amts megen 
gerügt und durch Zuziehung eines befähigteren Sad- 
verftändigen abgejtellt bat. Obwohl die Auseinanderfegungs- 
behörden nicht an die Einigung der Parteien über beftimmte Sad: 
verjtändige gebunden jind!), hätten fie ihr m. ©. im vorliegenden 
Falle gemäß des Schlupfates in $ 404 der Zivilprozeßordnung doch 
ftattgeben müflen, weil nad) dem Gutachten des Yandmeflers H. die 
nad) dem Feldmeſſerreglement zuläflige Fehlergrenze um das 37fache 
überfchritten war! Die fhon durch 8 71 des SFeldmefler- 
reglements vom 29. April 1813?) feſtgeſetzten Fehlergrenzen waren Doch 
gerade zum Schutze des Publikums geichaffen worden. Wurden fie 
um mebr als das Doppelte überfhhritten, fo galt die Arbeit 
Ihon für unbrauchbar, und nah $ 77 mußte dann von Amts 
wegen erwogen werden, ob ber betreffende Feldmeſſer wegen Uns» 
fähigfeit feine Anftelung verlieren nmüfle. Diefe Beitimmungen 
mußten nad) $$ 4, 42 und 104 der Verordnung vom 20. Juni 1817 
(85. ©. 161) und $ 17 der Verordnung vom 30. Juni 1834 
(SS. ©. 96) von der Generallommifjion und dem LOberlandes- 
fulturgerichte bei Entjcheidung des Nechtsfalles von Amis wegen 
berüdfihtigt werden, aud wenn fie von den Beleiligten aus Un⸗ 
fenutnis nicht vorgebradt wurden. 

1) ©. $ 43 des Geſetzes vom 18. Februar 1880 in der Faſſung des Geſetzes 


vom 22. September 1899 (GS. ©. 403). 
2) S. v. Kampk „Annalen“ Bd. 11 ©. 783 ff. 





In der Deröffentlihung des Urteils des Oberlandeskultur— 
gerichts vom 2. Juni 1913 („Zeitfchrift für Landeskulturgeſetzgebung“ 
90.39 S. 275ff.) ind die vorberegten Punkte zwar mit feinem 
Worte erwähnt worden, fie dürfen aber von Standpunfte des 
ſachverſtändigen Technikers aus im öffentlihen Anterelle nicht ver- 
ſchwiegen werden. Gerade die Außerachtlaſſung der großen Fehler- 
baftigfeit der SKatafterfarten und die rein rechtstheoretiiche Be: 
urteilung der Dinge find es, die zu jahlid ganz unhaltbaren und, 
wie ic) noch zeigen werde, auberordentlih folgenihweren Ent- 
jheidungen geführt haben. 

Daß dieſe neue Rechtſprechung, weldhe die Katafterfarte jet 
über alle Gebühr an dem öffentlihen Glauben des Grundbuch 
teilnehmen läßt, bei den Landmeſſern und Satajterfontrolleuren 
jelbft Verwirrung angerichtet hat, it für mich außer Zweifel und 
bat ebenfalls jehr betrübende Erſcheinungen zur Folge gehabt. 

So war neuerdings auf Anraten eines Katafterlandniefers ein 
Srenzjtreit in der Gegend des erſten Nufjeneinfalls anhängig ge: 
macht worden, weil die Grenze der Gemeinde Scz. auf der Katafter: 
farte nicht mit der Drtlichkeit übereinftimmte. Ortlich hatte jie 
zwiſchen zwei 560 m voneinander entfernten Grenzhügeln noch einen 
Brechpunkt, der um 9 m feitli von der geraden Verbindungslinie 
abwich, während fie nad der Karte gerade gehen ſollte. Obwohl 
diefer Brechpunkt auf einem deutlich erfennbaren, mit alten Bäumen 
und Baumftümpfen bejegten, von einem Graben begleiteten Grenz— 
walle lag und, wie ſich im Laufe des Prozeſſes herausftellte, aud) 
durd) einen Grenz ftein bezeichnet war, und obwohl bis dahin aud) 
fein Streit über Diefe Grenze geherriht hatte, verlangte der an- 
grenzende Gutsbefiter von KL. NR. nunmehr auf Grund der Karte 
von ſeinem bäuerlihen Grenznachbarn die Herausgabe einer 26 a 
großen, zum Zeil mit 60jährigem Holze bejtandenen Fläche. 
Trotzdem zwei bejahrte Zeugen, welche 1845 die Separation noch 
miterlebt hatten, befundet hatten, daß der Wal auch ſchon vor der 
Separation die Grenze gebildet habe, erfannte das Amtsgericht nad) 
dem Klagantrage, weil der als Sadjverftändiger zugezogene Katajter: 
fontrolleur die Karten für richtig erklärte, die Yeugenausfagen aber 
anzweifelte. Ein Privatlandmeſſer Schloß ſich dieſer Auffaflung 
nicht an, und als ich daraufhin 1916 in der IL. Inſtanz als Ober: 
gutachter zugezogen wurde, mußte ich feititellen, daß auch der 
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Katalterfontrolleur ebenfo wie ſchon der Katafterlandmeffer nachweisbar 
von unrichtigen Borausfegungen ausgegangen war, daß die beiden 
bohbejahrten Zeugen zuverfihtlid die Wahrheit be- 
fundet hatten, und daß der Wal mit feinem befteinten Brech- 
punkte ſchon feit etwa 1831 die Grenze gebildet haben 
mußte. So blieb nun der bäuerlide Grenznadhbar im Beſitze 
feines rechtmäßigen Eigentums, und die Ehre der beiden body» 
betagten Zeugen mar gerettet, denn das Urteil deg Amtsgerichts 
wurde in Il. Snitanz aufgehoben. 

Einen ganz ähnlihen Fall, daß ein SAjähriger Zeuge, deſſen 
Ausſage mit der Katafterkarte nicht übereinftinmte, von dem Kläger, 
der das Hausgrundftüd ſeines Nahbarn als Eigentum 
verlangte, für ſchwachſinnig erklärt wurde, habe ich als zweiten 
Prozeßfall in meiner Schrift „Der Grenzprozeß“ (S. 29ff.) aus— 
führlih geſchildert. Auch hier war auf das Gutachten des Katajter- 
fontrolleurs hin der beklagte Grenznachbar in I. Inſtanz zur Heraus» 
gabe der ftreitigen läche, auf der das Wohuhaus des Nachbarn 
ftand, verurteilt worden, obgleich der Kreisarzt dem 84 jährigen 
Zeugen die völlige Unverjehrtheit feiner Geiſteskräfte amtlich 
bejcheinigt hatte. — Als Sachverſtändiger der II. Inſtanz konnte 
ih die Unrichtigkeit der Katafterfarte ſchon aus der Gebäude: 
jteuerrole und den Grundalten in Verbindung mit örtlichen Felt: 
ſtellungen nachweiſen, durch welche auch die Zuverläffigfeit der Aus» 
jage des S4jährigen Zeugen dargetan wurde. Darauf nahm dann 
der Stläger von feiner Forderung des nachbarlichen Wohnhaujes mit 
den Worten Abjtand: „Ich Fann doch nicht dafür, wenn der Satafter 
falſch it!“ Darin lag doch das ftillfchweigende Anerfenntnis, daß 
nur die falſche Katafterfarte ihn zu feiner Forderung veranlaßt 
hatte. — 

Noch übler liegt ein Fall, der vor etwa einem Jahrzehnt vor 
dem Landgerichte zu S. verhandelt worden iſt. Bon vertraueng- 
werter Ceite wurde mir folgende Mitteilung darüber gemacht: 
Einem Grundbeliger aus Gr. D. wurde infolge eines Fehlers im 
Katajter, der ins Grundbuch übergegangen war, ein ihm recht: 
mäßig gehöriges Stüd Land durch Urteil des Amtsgerichts F. ab- 
geſprochen. Das erregte den Betreffenden begreiflicherweife in 
höchſtem Grade, und er ließ sich wiederholt in bezug auf den be— 
treffenden Richter zu Außerungen wie Rechtsbeugung und dergleichen 
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hinreißen, die ihn Tchlieglih auf die Anklagebant brachten. Obwohl 
er jih nun in einer jo gefhidten und gewandten Weife verteidigt 
haben fol, daß an feiner geiftigen Unverjehrtheit und Befähigung 
gar fein Zweifel bleiben Eonnte, iſt er Schließlih Do als Duerulant 
entmündigt worden; — ein nach meiner Auffafjung ungemein 
hartes Los für einen Mann, der fein redlich erworbenes Eigen: 
tum lediglih durch die gegenwärtige verfehlte Art der Recht— 
jprehung verloren hatte und dieje treffen wollte. 

Das bedauerlichſte Vorkommnis diefer Art ilt jedoch der Fal Kurz 
in Aalen. Wenngleich diefer Fall in Württemberg vorgelommen ift, 
(er wurde vor etmaeinem Jahrzehnt inden „Mitteilungen des württem- 
bergiihen Geometervereins“" befanntgegeben), jo möge er bier doch als 
ein Beiſpiel der außerordentlih jchwerwiegenden Folgen unferer 
neueren deutſchen Rechtiprehung in Grundeigentumsprozefjen kurz 
erwähnt werden: 

Durch einen ins Grundbuch übergegangenen Fehler im Katafter 
verlor der Zimmermann Kurz in Aalen infolge Subhajtation eines 
Kahbargrundftüds durd) alle Inſtanzen eine ihm gehörige Wieje 
und ebenfo fein Vermögen. Darauf wurde er auch nod wegen 
Onernlantenwahns ind Irrenhand gebracht, in dem er 9 Jahre 
fejtgehalten wurde, ehe es ihm gelang, feine geiftige Unverjehrtheit 
Darzutun. Nachdem dann auf fein weiteres Betreiben auch der 
früher allfeitig in Abrede geftellte Fehler im Kataſter Elar erwiefen 
worden war, hat die württembergifche Staatsregierung ihm 4000 M. 
gezahlt, damit er fich wieder eine neue Eriftenz begründen konnte. 

An diefem VBorfommnis, über das Jeinerzeit eingehend in der 
württembergifchen Sammer verhandelt worden ijt, läßt fih m. ©. 
am beſten das ſchwere Unrecht ermefjen, welches infolge Nicht: 
beadhtung der zahlreichen Fehler im Katajter dem wahren, recht⸗ 
mäßigen und redlichen Eigentümer und Befiter eines Grundftüds 
durch unfere gegenwärtige Rechtſprechung zugefügt werden kann. 

Mit Hilfe eines Abgeordneten der zmeiten mwürttembergijchen 
Kammer war es dem Zimmermann Kurz fchließlid” doch noch ge= 
lungen, fein wirkliches Recht auf die ihm abgejprochene Wiejenfläche 
nachzuweiſen, die jeinem früheren Nachbarn tatſächlich niemals 
gehört hatte, die vielmehr lediglich infolge eines Irrtums im Katajter 
duch die Bmangsverfteigerung des Nahbargrundftüds auf deſſen 
Erfteher übergegangen war. Hier lag alſo ganz offenbar auch ein 
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Juſtizraub vor, und trotz ſeiner Verbringung ins Irrenhaus 
hatte Kurz nur ſein gutes, wahres Recht verfochten. Ganz ohne 
Voreingenommenheit betrachtet, wohnte ihm doch offenbar ein ſtärkeres 
Rechtsempfinden inne als ſeinen geſamten Richtern, denen es trotz 
aller Rechtsgelehrſamkeit im vorliegenden Falle nicht gelungen war, 
den wahren Sachverhalt zu ermitteln und dem wirklichen Rechte 
zum Siege zu verhelfen. 

Der Grundfehler liegt eben darin, daß unſere heutige Ge- 
ſehgebung oder Rechtſprechung das hiſtoriſch nachweisbare wirk⸗ 
liche Eigentumsrecht im Falle der Auflaſſung oder der Zwangs⸗ 
verſteigerung des Grundſtücks gegenüber einem bloßen Irrtum 
im Kataſter nicht mehr aufkommen läßt! 

So wenig ſich einerſeits verkennen läßt, daß die Forderung der 
Juriſten, das Kataſter müſſe die beweiskräftige Unterlage des 
Grundbuchs bilden, ſachlich vollauf berechtigt iſt, ebenſowenig 
läßt ſich andererſeits verkennen, daß unſer gegenwärtiges, mit ſo 
zahlreichen und oft großen Fehlern behaftetes Kataſtermaterial durch— 
aus nicht allgemein als bemeisfräftig angefehen werden darf und 
deshalb auch nicht ohne die durch die Srrtümer gebotene 
Einſchränkung am öffentliden Glauben des Grundbuds teil» 
nehmen darf! Man darf eben niemals außer acht laſſen, daß unfer 
Kataftermaterial zum weitaus größten Teile feinerzeit von den 
Grundeigentümern nur als Unterlage für die Grundfteuer, nicht 
aber als Unterlage für unfer heutiges Grund buch, d.h. nit als 
einwandfreier Eigentumsnachweis anerfannt worden ift. 

Auch muß ich es nicht nur in rechtlicher, Tondern aud) in vollg- 
wirtfchaftliher Hinficht für beflagenswert erachten, wenn die Recht- 
ſprechung, wie e8 fcheint, dazu übergehen jollte, das mindere Recht 
bes Pfandgläubigers mehr zu ſchützen als das Hauptredht des 
wahren und revlichen Eigentümers und Beſitzers des Grundftüds. 
Sine ſolche Rechtſprechung würde m. E. denallmähliden 
Ruin unserer Bolfswirtihaft bedeuten, weil fie der 
ohnehin ſchon bevorrehtigten Geldherrſchaft zu nod 
größerer Macht verhelfen würde. 

Sicherlich ift e8 befonders auffallend, daß fich Die neuere Recht— 
ſprechung an bie Beitimmung des $ 892 BGB., wonach der Inhalt 
des Grundbuchs zugunften desjenigen, der ein Recht an einem 
Srundftüde durch Rechtsgeſchäft erwirbt, ala richtig gilt, in 
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ungewöhnlidem Maße flammert. Sie läßt die voraufgegangene 
Beitimmung des 8 891 der bloßen Rechts vermutung für die im 
Grundbuh eingetragenen Rechte und die in den 88 894 und 898 
nachfolgende Beitimmung des unverjährbaren Auſpruchs anf Be— 
rihligung des mit der mirklihen Rechtslage nicht im Ein- 
fange stehenden Grundbuchs gegen obige Beltimmung Des 
8 892 nur Selten auflommen. Sie jucht vielmehr die rechtlich 
doch durchaus mögliche Widerlegung der Nechtsvermutung des $ 891 
ſelbſt im Falle offenbar vorgefallener Irrtümer durch höchſt ge— 
wundene Begründungen zu umgehen. So berichtet Amtsrichter 
Dr. Reiß in feiner Schrift „Grenzrecht und Grenzprozeß“ 
(Berlin 1914 bei Franz Vahlen, ©. 75), daß das Beitreben, die 
Anwendung des 8 892 durch Auslegung des Vertragsmwillens zu 
vermeiden, um nicht auf $ 891 zurüdgreifen zu müffen, ſchon zur 
Annahme des Borhandenfeing einer Doppelbuhung auch in Fällen 
geführt habe, wo eine ſolche keineswegs vorliegt. Nach der feit- 
jtehenden Rechtſprechung verjagt der öffentliche Glaube des Grund» 
buchs im Falle wirklider Doppelbuchung des Srundftüds, weil das 
Grundbuch fih dann felbit widerlegt. Wenn aber beiſpielsweiſe 
die nur einmal vorkommende Parzelle Kartenblatt 7 Nr. 379/89 bei 
Zurüdführung des Grundbuhs auf das Statafter verfehentlich auf 
ein falſches Grundbuch blatt übertragen worden ilt, jo fann man 
doch nur von einem Irrtume des Grundbudhamts bei der 
Übertragung fprechen, nicht aber von einer Doppelbudung. 
Trotzdem hat ein Landgericht in einem derartigen alle eine Doppel- 
buchung angenommen, weil ein Teil des Grundftüds entgegen den 
Vorſchriften noch nit auf das Kataſter zurüdgeführt fei; Die 
Parzelle ſei noch Beitandteil des Grundftüds, zu dem jie vor der 
Zurüdführung gehört habe, da lie von diefem niemals abgeichrieben 
worden Sei. 

Seder techniſche Sachverſtändige würde das Vorkommnis 
dahin auslegen, daß die Nehtspermutung des $ 891 BGB. in 
diefem Falle nicht zutrifft, das irrtümlich aufgeftellte Grund- 
bud vielmehr nad) 88 894 und 898 zu berichtigen ift! 

Wohin das ftarre Feithalten unferer Nechtögelehrten an dem 
Grundjage des $ 892, daß der Inhalt des Grundbuchs als richtig 
gilt, und die Ausdehnung diefes Grundfages dahin, daß nun auch 
die in dem Verzeichniffe der Srundftüde zu Abteilung I des Grund: 
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buchs eingetragenen SKatajterparzellen nad) Maßgabe der Katafter- 
farte und ihrer Unterlagen uneingeſchränkt an deſſen öffentlichem 
Glauben teilnehmen müfjen, ſchließlich führt, das zeigt gerade Die 
vorerwähnte Schrift „Srenzreht und Grenzprozeß“ des Dr. Reiß 
am allerdeutlichitien.. Ahr Berfaffer kommt nämlid auf Grund 
feiner, die notoriſchen Mängel des Katalters außer acht laffenden, 
rein rechtstheoretiſchen Erwägungen (©. 49) zu folgendem Schluffe: 
„Nat $ 892 BGB. ift ebenſo wie nach preußifhem Eigen- 
tumsermwerbögejfege der in feinem Erwerbe nad), Maßgabe des 
Grundbuchs gefhüst, der fih um den Inhalt des Grundbuchs 
überhaupt nicht kümmert.(!) Man kann hinzufügen: er iſt am 
beiten und ficherften gefhüst, wenn er fich über den Verlauf der 
Grenze im Felde feine weiteren Gedanken macht, Jondern fid) das 
Grundſtück unbefehen auflaffen läßt.(!) Denn fobald er erft in 
ber Ortlichfeit den Grenzen nachgeht und fie fich zeigen läßt, ift 
die Möglichkeit gegeben, daß er die Unrichtigfeit der Angaben bes 
Grundbuchs kennen lernt, und dies ift um fo eher möglid), als 
zur Kenntnis von der Unrichtigfeit des Grundbuchs nicht nötig 
ift, daß der Erwerber das Grundbuch eingejehen und von deſſen 
Inhalt Kenntnis genommen hat (Staudinger, Bem. III, 4 zu 
8 892, Urteil des Reichsgerichts vom 14. Dezember 1910, RG. 74, 
420). Das Gele verlangt eben nicht, daß der Erwerber das 
Grundbuch als unrichtig erkannt hat, fondern nur, Daß er bie 
Unrictigfeit des Grundbuchs gefannt hat.“ 

MWenngleih ih in Feiner der juriltiihen Beiprechungen ber 
Reißſchen Schrift einen Hinweis darauf gefunden habe, daß dieſe 
Ausführungen, fofern fie nicht als eine herbe Kritik des gegen- 
wärtigen Rechtszuftandes aufgefaßt werden follen, jahlih un- 
haltbar find, fo möchte ich bier doch darauf hinweiſen, daß die 
Motive zum BGB. (3, 212) ausführen: Das Grundbuch müfje 
formell öffentlich fein. Diefe DOffentlichleit habe den Sinn, daß es 
von jedem Beteiligten eingefehen werden könne und eingejehen 
werden mülle! (Vgl. Güthe, Grundbuchordnung, 3. Aufl. 1913 BD. 1 
©. 152.) Sachlich wäre das Nichtbefünmern um den Inhalt des 
Grundbuchs aud nur für denjenigen von Nuten, dem diefer Inhalt 
binfichtlih eines Fehlers im Katajter Vorteil bringt. Er kann 
aber jedem Erwerber gerade jo gut Nachteil bringen, denn liegt 
ein Irrtum im Katafter zugunften eines Eigentümers vor, jo pflegt 
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dieſer Irrtum in der Regel einen Nachteil für den angrenzenden 
Eigentümer zu bedeuten. Deshalb iſt es ſachlich das einzig Richtige, 
daß jeder Erwerber eines Grundftüds nicht nur das Grundbuch 
und das zugehörige Belisftandsverzeichnis der Abteilung I genau 
durchlieht, ſondern auch eine Jorgfältige Vergleihung der zugehörigen 
Ratafterhandzeichnung mit dem örtlichen Beſitzſtande vornimmt oder 
durch einen Sachverſtändigen vornehmen läßt. 

Jedenfalls aber bemweilen obige Ausführungen von Dr. Reif, 
daß die ganze Rechtiprehung hier auf Abmwege geraten if. Man 
darf Doch billigerweile fragen: Wozu wurde denn dem Grundbud 
öffentliher Glaube beigelegt und jedem, ‘der ein Intereſſe 
daran hat, deſſen Einfiht geitattet und zur Pfliht gemadt, 
wenn man am beiten daran tut, fih um den Inhalt des Grund- 
buchs überhaupt nicht zu kümmern und fich auch Feinerlei Gedanken 
über den Verlauf der durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
mitgededten Grenzen im Felde zumachen? — Wird die Vernunft hiernicht 
zum Unfinn ??? Welchen Sinn und Zwed hat ber öffentlidhe 
Glaube des Grundbuhs überhaupt, wenn die Nichtigkeit des 
hierdurch gededten Inhalts nicht unzweifelhaft im allgemeinen 
verbürgt werden fann? 

Die Überlegung diefer Frage führt m. E. ohne weiteres zu 
dem allein möglichen Scluffe, daß der öffentlihe Glaube des 
Grundbuchs fi) unter den tatſächlich vorliegenden Verhältniſſen 
nit ohne die durch Irrtümer gebotene Einſchränkung 
auf das Verzeichnis der Grundftüde zu Abteilung I, fondern nur 
auf die in Abteilung II und III eingetragenen dinglichen Rechte 
erſtrecken kann und darf, wie der zweite Abſatz der amtlichen Be: 
gründung zu $ 2 der NReichsgrundbuchordnung dies auch mit den 
Worten: „Bon ſelbſt verfteht es ſich“ uſw. Flar ausgefprocdhen, 
wie ferner v. Jakubezki dies dem bayerifchen Suftizminifterium 
als Ergebnis der Kommilfionsberatung des BGB. berichtet, und 
wie das Urteil des Neichsgerichts vom 17. Januar 1900 dies auch 
durch feine Begründung (|. ©. 76) anerkannt hat. Die Umdeutung 
der amtliden Begründung des $ 2 der Reichsgrundbuchordnung 
durch die Neichögerichtsentiheidung vom 12. Februar 1910 mar 
zweifellos vom Übel! 

Zu meiner Freude it übrigens Dr. Reiß (jebt Landrichter in 
Allenftein), dem ich meine Beſprechung feiner Schrift in Heft 21 
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(1914) der Zeitſchrift für Vermeſſungsweſen überſandt hatte, in 
einem Aufſatze „Die Beſtandsangaben des Grundbuchs“ 
in der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ 1915 ©. 1413 ff. nochmals auf 
die Sache zurüdgelommen. Er erklärt bier: „daß die Gründe 
der NReihsgerihtsentiheidung (vom 12. Februar 1910), 
mögen fie aub von vornherein noch fo beftridend er- 
Iheinen, dob zum großen Teile bet näherer Unter: 
juhung ſich als wenig haltbar herausstellen". Er führt 
bier ferner an, daß Elfaß-Lothringen noch gegenwärtig genötigt 
ift, Grundbücher ohne zugrunde liegende maßgeblihe Karte zu 
führen, da dort überhaupt feine amtliche Vermeſſung der Ländereien 
ftattgefunden bat!), und ſchließt diefe Betrachtung mit den Worten: 
„Aus all diefem ergibt fih deutlih, daß die 
Mapgeblihfeit der Katafterangaben vom Stand- 
puntte des Prinzips des öffentlihen Glaubens des 
Grundbuchs aus grundfäglih entbehrlid ift.“ Und 
weiterhin fagt er noch: „Richtiger Anſicht nah wird davon 
auszugehen fein, daß alle Angaben des Beltands- 
verzeihhnifjes, eine jede nad ihrer Art und an ihrem 
Teile mitwirfen follen zur Befhreibung desgebudten 
Grundſtücks.“ 

Sonach tritt Dr. Reiß jetzt m. E. dem Standpunkte bei, den 
ich von vornherein aus techniſchen Gründen als den allein 
möglichen und richtigen erachtet habe. 

Wenn er dann zum Schluſſe ſeines Aufſatzes jedoch ſagt: 
„Dagegen werden Kataſterirrtümer nach wie vor ihre Rolle ſpielen, 
und die Klagen über Kataſterraub werden nicht verſtummen, 
ſolange für ſolchen nicht Erſatz aus Staatsmitteln gewährt 
wird,“ ſo halte ich dieſen Weg nicht für gangbar. Die Fehler 
des Kataſters ſind ſo zahlreich und deren Entſchädigung würde ſo 


1) Dies kann ſich nur noch auf beſtimmte Kreiſe oder Gemeinden beziehen, 
denn ſeit Erlaß des Geſetzes vom 31. März 1884 find in Elſaß-Lothringen 
ununterbrochen Kataſterneumeſſungen im Gange, denen nad) $ 15 des ge- 
nannten Befetes eine Bermartung Jämtlider Grenzen mit Grenziteinen 
ufm. vorausgehen muß, und deren ganze Durdführung fehr jorgfältig erfolgt 
iſt. (Vgl. „Zeitichrift für Vermeſſungsweſen“ 1884 ©. 400 und 1888 ©. 545 ff.) 
Die 1912 auf der Hauptverfammlung des deutfchen Geometervereing in Straßburg 
außgelegten Vermeſſungswerke, Karten und Riffe aller Art legten biervon 
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enorme Summen erfordern, daß die Staatskafje diefe auf die Dauer 
niht würde zahlen können. So wurde in der ſchon erwähnten 
Streitfache der Separationginterejjenten gegen B. in Charlottenburg 
das Grundftüd des Beklagten durch den Fehler in der Fortichreibung 
de8 Katafters in feinem Werte um 100 000 M. berabgeminbdert. 
Der faft gleichzeitig mit dieſem Fehler zutage getretene Flächenfehler 
in der Berliner Wuhlheide umfaßte rund 466 000 M., und ein 
wenige Jahre zuvor aus dem Katafter ins Grundbuch übergegangener 
Sehler betreffend das Eigentum an den „Streitwalde" der Stadt 
Elbing fol nach einer Zeitungsnachricht 300 000 M. Wert umfaßt 
haben!) Somit handelt es fi bei diefen drei Fehlern 
im Ratalter allein ſchon um 866 000 M.! 

Richtiger und fahgemäßer wäre eg jedenfalls, das Übel 
an der Wurzel zu paden, die Neichsgerichtsentiheidung vom 
12. Februar 1910 mit ihrer Umpdeutung der Motive zu $ 2 der 
Reichsgrundbuchordnung durch einen Plenarbeihluß des Reichs⸗ 
gerichts wieder umzuſtoßen und dem in der Reichsgerichtsent⸗ 
ſcheidung vom 17. Januar 1900 (GruchotsBeitr. Bd. 44 ©. 446) 
ausgeiprochenen Grundſatze wieder zum Durchbruche zn verhelfen: 
„dar die Auflaſſung, wenn fie ihren Umfang nicht jelbit beichräntt, 
das Grundftüd in demjenigen Umfange umfaßt, in weldem es 
tatijahlih vorhanden iſt,“ daß alio der Gegenbrweis gegen die 
Richtigkeit des Stataiters zuläflig iſt. 

Für die Zufchlagsurteile bei Zmangsverfteigerungen müßte 
dasjelbe gelten! 

Damit wäre der Mangel in unferer gegenwärtigen Recht: 
Ipredung m. ©. endgültig zu befeitigen, die fehlerhafterweife den 
nur zu Steuerzmweden bergejtellten Kataſterkarten Bemweisfraft für 
dag Sigentumsrecht beigelegt bat, und Die dadurch nicht etwa 
in erjter Linie den rechtmäßigen, vedlichen Eigentümer und Beliger 
des Grundſtücks ſchützt, ſondern diefem gegenüber papierne Rechte 
gelten läßt, die in Wirklichkeit gar nicht beitehen, vielmehr nur durch 
Srrtümer in den öffentlihen Büchern und deren SKatajterunter- 
lagen als bejtehend vorgetäuſcht werden. Der Rechtsſchutz, 
den das Grundbuch verleihen Soll, ift fomit ein trüge— 
riiher, und er verwandelt ſich in fein Gegenteil, fo: 


1, S. „Elbinger Zeitung” Nr. 229 vom 29. September 1907. 
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weit dem Grundbude nicht ſchon einwandfreie Katafter- 
farten zugrunde liegen. Da dies aber nad) meiner gewiſſen— 
haften Schägung für höchſtens den vierten Teil des preußi- 
hen Staatsgebiets!) der Fall tft, jo würde für drei Viertel 
desjelben unter dem Scheine des Rechtes verderbenbringend weiter 
geirrt werden, wenn nicht in Zukunft das Beltreben alljeltig in 
eriter Linie darauf gerichtet werden würde, die zahlreichen Irrtümer 
im preußifchen Katafter mit den beftehenden Gejegen zu überwinden. 

Um das mit den tatjächlichen PVerhältniffen nicht vertraute 





1) Die von Steuerrat Steppes zu Münden gefertigte Eingabe des 
Deutihen Geometervereind vom 11. Dezember 1911 an die Smmediatlommiifion 
zur Förderung der Verwaltungsreform in Berlin erklärt auf ©. 16, daß felbit 
nach) den meitgehendften Schäßungen nur für rund 40 Prozent des preußi— 
hen Staat3gebiet3 „ein genügender Nachweis des Grundeigentums“ vor⸗— 
handen iſt. Ich muß diefe Schätung jedoch nad) meinen eigenen Erfahrungen - 
für viel zu hoch Halten, wenn damit ein wirklich fehlerfreies Vermeſſungs— 
material gemeint fein fol. Wäre fie indefjen richtig, jo bleibt doch der ab: 
lehnende Standpunft, den diefe Denktichrift gegenüber der Rechtſprechung von 
1900 bis 1910 auf ©. 14 einnimmt, unverftändlih! Denn wenn fchon aller: 
mindeftend 60 Prozent der Katafterfarten nicht zuverläfftg, fondern faljch find, 
fo Tann man ihnen doch unmöglich Beweiskraft und öffentlichen Glauben bei: 
legen mollen, wie dies das vom Berfafjer gepriefene Reichdgerichtsurteil von 
12. Februar 1910 für Auflaffungen und Zwangsverſteigerungen zur Folge hat. 
Diefer Abſchnitt der Eingabe wäre, obmohl fie im übrigen die gänzliche 
Umgeftaltung des Bermefjungsmwefend zwecks Herſtellung einer beweiskräftigen 
Karte verlangt, von den Vereinsmitgliedern auch ſicherlich nicht genehmigt 
worden, wenn ſie vor deren Abſendung Kenntnis des Inhalts erlangt hätten. 
Schon ber lapsus linguae auf S. 13 (mo die Notwendigkeit ... für notwendig 
erflärt wurde), der erſt nachträglich auf meinen Hinweis handſchriftlich ver: 
beffert wurde, zeugt von übergroßer Eile und Flüchtigkeit der Ausarbeitung, 
und die fachlich zutreffende Behauptung im Schlußfage von S. 14: „daß das 
Bolt ſich an die tatfählihen Berhältniffe und nicht an die 
papierenen Grundbuchangaben Halten zu dürfen glaubt”, mwiders 
fprit für die preußifchen Verhältniffe auch jenem ablehnenden Standpunlte. 

Auch Steuerinfpettor Buch zu Pofen, der „Die Beſtondsangaben des 
Grundbuchs“ in GruchotsBeitr. Bd. 61 ©. 432 ff. beipriht und die Teilnahme 
der Meſſungszahlen am öÖffentlihen Slauben des Grundbuchs für deſſen 
Beftandsangaben im Sinne des Neichögerichtäurteild vom 12. Februar 1910 
verlangt, überfieht, daß diefe für allermindeitens mehr als 60 Prozent ber 
Kataftermaterialten unferes Staatsgebiets nicht zuverläſſig find, ſomit aud 
nit allgemein als bemeisfräftig gelten können und am öffentlichen 
Glauben des Grundbuch teilnehmen dürfen. Das wäre doch ein Widerfprud) 


in ſich jelbft! 
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Publifum vor Schaden zu bewahren, ilt ſchon der Vorſchlag ge» 
macht worden, die Beteiligten vor der Auflaffung der Grundſtücke 
amtlich auf die Möglichkeit vorhandener Fehler in den Katafter: 
angaben aufmerkſam zu machen. Es ſoll ihnen amtlich anempfohlen 
werden, ſich — allenfalls unter Zuziehung eines Sachverſtändigen — 
durch Vergleihung der Ratafterauszüge mit ber Ortlichleit davon zu 
überzeugen, daß zwifchen dem buchmäßigen Beltande des Grundſtücks 
nah der Mutterrolle ſowie zwilchen feiner Begrenzung nad der 
Kataſterkarte einerjeitS und feiner örtlihen Begrenzung andererfeits 
feine in die Augen fallende Abweichung beſtehe. Ob diefer Weg 
wirklih gangbar ift, will ich Dahingeftellt fein laffen. Das Publitum 
fönnte jedenfalls mit Recht einwenden: „Wie Tann man denn den 
Katafterangaben überhaupt öffentlichen Glauben beilegen, wenn fie 
nicht unzweifelhaft richtig find!" — Uber auch wegen der Ungeübt- 
beit der meiſten Grundbefiger im SKartenlefen verfprehe ich mir 
hiervon feinen wejentlihen Erfolg, und die Zuziehung eines Sad): 
verftändigen behagt ihnen der Koften wegen nicht. 


6. Die Überwindung der materiellen Irrtümer 
des Kataſters in Grenz- und Grundeigentumsprozeſſen auf 
Grund der beftehenden Geſetze und Rechtsnormen. 


Anerfanntermaßen entitehen Grenz: und Grundeigentumsprozefle 
äußerft jelten, wenn die vorhandenen Katafterfarten und deren Unter- 
lagen fehlerfrei und wirklich brauchbar find. Zumeift bilden Irr- 
tiimer in den amtlihen Karten und Büchern die eigentliche Urſache 
dieſer Prozeſſe. Gottlob hängt der Deutſche fehr an feinem Grund- 
befiß und wacht mit Argusaugen darüber, daß feine Grenznahbarn 
ihm nicht zu nahe kommen. Indeſſen ift jeder Grundeigentümer, 
lei er Stadt- oder Landbewohner, beitrebt, fein Grunbftüd bis hart 
an die Grenze auszunuben, jo daß zuweilen. die etwa noch vor- 
bandenen Grenzraine ujw. mitangegriffen, im Laufe der Zeit ſchmaler 
und fchmaler werden und jchließlih ganz verſchwinden. Fehlt es 
dann an feiten Grenzzeichen, wie dies nicht felten it, jo glaubt der 
zuerit Pflügende, die Grenzfurde vecht hart anfaffen zu müflen, was 
den Nachbarn ſchon verdrießt und ihn veranlaßt, im nächſten Jahre 
ebenjo zu verfahren. Wird dann die Grenze unklar, fo wenden fich 
die Parteien wohl an den Katafterfontrolleur oder an einen Land- 
meffer zur Wiederherjtelung und Abmarkung der Grenze. Sind 
nun die Meflungsunterlagen zuverläffig, To pflegen beide Teile auch 
mit der danach hergeitellten Grenze zufrieden zu fein. Zum Prozeſſe 
fommt e8 in der Regel nur dann, wenn die Meflungsunterlagen 
mangelhaft waren und die danad) wiederhergeitellte Grenze ſich nicht 
mit der urfprünglich tatfächlid vorhanden gewejenen bedt. 

Deshalb follte der mit Grenzmwiederherjtelungen beauftragte 
Sachverſtändige unter allen Umftänden die vorhandenen Karten und 
deren Mefiungsunterlagen ſchon vor Beginn der örtlichen Meſſungen 
ehr ſorgfältig auf ihren Zuverläffigfeitsgrad prüfen, damit er Die 
Beteiligten von vornherein hierüber aufklären kann, Liegen offen- 
bare frühere Meffungsfehler oder jonftige Irrtümer vor, jo muß er 
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diefe da wieder ausicheiden, wo fie entftanden find. Insbeſondere 
muß er ſich vor Augen halten, daß die Srundbefißer feinerzeit, vor 
Sahrzehnten, die Separationd- und die Grundfteuerfarten in 
der Borausjegung anerkannt haben, daß fie den ihnen örtlich 
überwiefenen oder den ihnen tatjächlich gehörenden Belititand 
richtig wiedergeben. Tun fie das nicht, jo muß er die Beteiligten 
nad) forgfältigiter Brüfung der Sachlage darüber aufzuklären fuchen, 
wie der Fehler entjtanden und wieder auszufcheiden ift, damit bie 
urſprüngliche rechtmäßige Grenze miederhergeitelt werden Tann. 
Gelingt ihm dies, jo werden die Beteiligten faft immer bereit fein, 
die jo miederbergeitellte Grenze durch feſte Grenzzeichen vermarfen zu 
laffen und fie für die Zukunft als maßgebend anzuerkennen, worüber 
dann eine den Borfchriften ent|prechende Verhandlung!) aufzunehmen 
iit, damit auch für Später ein Prozeß vermieden wird. 

Daß dies oft recht ſchwierig iſt und auch ein gewiljes Gefchid 
erfordert, wird man leicht ermeflen können. Daß es aber nidjt 
unmöglich ift, wolle man daraus entnehmen, daß e8 in den während 
33jähriger Staatsdienitzeit von mir jelbit bearbeiteten VBermeflungs- 
ſachen aller Art niemals zu einem Grenz oder Grundeigentums- 
prozeſſe gekommen iſt. Selbſt bei der Yufammenlegung der Dt. 
Kroner „Neuen Wieſen“ iſt e8 mir gelungen, bei den Befitern der 
Parzellen Kartenblatt 1 Nr. 110 und Sartenblatt 2 Nr. 2 (vgl. die 
Tabelle ©. 48 Zeile 3 von unten und ©. 50 Beile 2) einen Prozeß zu 
verhüten, obwohl beide zunächft behaupteten, ihre Nahbarn müßten 
ihnen doch zu nahe getreten fein, denn fie jelbit hätten nach dem Katafter 
viel zu wenig, jene aber mehr Fläche, als ihnen zuftehe. Dem 
erften von beiden konnte ich aus alten Verträgen beweiſen, daß fein 
Bater in der Tat feine volle zwei Morgen Wieſe gelauft habe, daß 
jeine wirklihe Fläche von 0,4725 Hektar aljo durchaus zutreffe, ob» 
wohl das Katafter 1,0120 Seltar, alfo um 114 Prozent mehr 
dafür nachwies. Und den andern Eonnte ic) aus den örtlich vor- 
liegenden Berhältniffen überzeugen, daß jeine Annahme ausgeſchloſſen 
und auch bier die Katafterfläche um 62 Prozent zu groß angegeben 
war. Beide Beliger ftanden hiernach von Prozeſſen ab; auch alle 
übrigen erlannten die Neumefjungsflähen als richtig an, und dieſe 
fonnten nun dem Zulammenlegungsverfahren zugrunde gelegt werden. 


„© Sudom, „Die Grenzanertennungsverhandlungen”, Liebenmwerda 
1913 bei R. Reif. 
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Nah deſſen Abſchluß wurden die neuen Abfindungspläne ing Katafter 
übernommen, ohne daß der alte Befigftand dort noch berichtigt zu 
werden brauchte. 

Schwieriger liegt die Sache bei Streitigkeiten, die außerhalb 
eined Zulammenlegungsverfahrens entitehen, nicht nur weil Die 
Parteien ihre Anfprüche zumeift mit großer Erbitterung verfechten, 
ſondern auch weil die Katafjterämter nicht felten in bezug auf Die 
Herausgabe ihres Materials ſehr zurücdhaltend find, was vielleicht 
in deſſen mannigfadher ehlerhaftigkeit feinen Grund haben mag.) 
Sp konnte ich jeinerzeit in der Ichon erwähnten, jehr verwidelten 
Prozeßſache Tr. gegen Ti. und Genofjen gewiſſe Verhandlungen, 
deren ih zur %eititellung der materiellen Irrtümer hinſichtlich der 
Eigentumsangaben für die ftreitigen ſechs Grundjtüde unbedingt 
bedurfte, von dem zuftändigen Katajteramte tro& wiederholten Er« 
ſuchens weder in Urſchrift noch in beglaubigter Abfchrift erhalten. Ich 
ſandte ſchließlich notgedrungen dem zuftändigen Kammergerichte den 
betreffenden Schriftwedhfel ein, worauf Diejes die Aushändigung 
anordnete, und ih mein Gutachten zum Abjchluffe bringen konnte. 
Selbitverftändlih muß man das gejamte einfchlägige Material in 
ſolchen Fällen einfordern und prüfen, um das vom Prozeßgerichte 
geforderte Gutachten auch mit Sicherheit erftatten zu können. 

Liegen den Kataſterkarten ältere Separationskarten zugrunde, 
jo müfjen diefe zur Fejtftelung und Behebung etwaiger materieller 
Irrtümer nebit den zugehörigen Rezeſſen ebenfalls bejchafft werden. 
Dabei ift zu beachten, daß in erfter Linie die Urkarte (Brouillon- 
farte) maßgebend ift, daß alfo in Yweifelsfällen die den Gemeinden 
ujw. ausgehändigten Reinkarten nicht genügen, jondern die Urkarte 
im Archiv der Generallommiffion eingejehen oder eine Kopie daraus 
erbeten werden muß. Manche Dinge find aber überhaupt nicht aus 


1) Selbftverftändlih Tönnen die Beute im Amte befindlichen SKatafter: 
tontrolleure nicht für Die Fehler ihres noch aus Älterer Zeit ftammenden Material 
verantwortlich gemacht werden, Dagegen ift den leitenden Beamten dieſer 
Verwaltung der Vorwurf nicht zu eriparen, daß fie nicht alsbald nad Erlaß 
der beiden Gefege vom 5. Mat 1872 für deſſen fchleunigen Erjag durch umfang: 
reihe wirklih bemeisfräftige Neumeffungen geforgt haben. Sie allein 
trifft die fchwere Verantwortung dafür, daß die Katafterverwaltung mit ihrem 
vielfah fo ungemein fehlerhaften Materiale bis auf den heutigen Tag von 
allen preußifchen Verwaltungen am meiften binter den Forderungen der Gegen: 
wart zurüdgeblieben ift. 
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Kopien alter Urkarten, fondern nur durch eigene Einficht dieſer 
Urkarten felbit zu erkennen. Auch die Rezeßausfertigungen für die 
Gemeinden uſw. find nicht immer fehlerfrei, jo daß auch hier in 
Zweifelsfällen Rüdfragen bei ben zuftändigen Generallommiffionen 
wegen Einfiht der Driginalrezeffe nötig werden fünnen, um Fehler 
und Irrtümer zu bejeitigen. 

Für das Separationsverfahren waren vorwiegend bie 
Beitimmungen der Verordnungen vom 20. Juni 1817 (GS. ©. 161) 
und vom 30. Juni 1834 (GS. ©. 96) fowie die Gemeinheitsteilungs- 
orönung, das Geſetz über deren Ausführung, beide vom 7. Juni 
1521 (GS. ©.53 und ©. 85) und das Ablöjungsgejeg vom 2. März 
1850 (GS. ©. 139) ntaßgebend. Außer eingehender Kenntnis diejer 
älteren Landeskulturgeleggebung !) ift auch die Kenntnis der älteren 
Seldmefferreglements vom 29. April 1813°) und vom 1. Dezember 
1857 (GS. 1858 ©. 233) mit den darin feitgejegten Fehlergrenzen 
unentbehrli, wenn man imftande fein will, Fehler und Irrtümer 
in diefen älteren Separationsdofunenten, die dem Kataſter vielfach 
zugrunde liegen, zuverläffig feitzuftellen und aufzuklären. 

Stellen jih in den Rezeſſen fachliche Unrichtigfeiten heraus, 
was bei den älteren nicht fo felten ift, als man glauben follte, fo 
müſſen auch dieſe forgfältig unterfuht und in den technifchen Gut: 
achten Tlargeitellt werden. Der beftätigte Nezeß hat nad) der Ent- 
ſcheidung des Neichsgerichts vom 9. Januar 1889 (RG. Bd. 22 ©.361), 
ſoweit die Beteiligten zngeitimmt haben, die Natur des gerichtlichen 
Vergleichs, ſoweit er durch Urteil ergänzt worden ift, die Natur eines 
gerichtlichen Urteils. Er fann nach obigem Reichsgerichtsurteil und den 
Erfenntniffen des vormaligen preußifhen Dbertribunals (f. deſſen 
Entſch. Bd. 36 ©.102 und Bd.48 ©.248) nadhträgli noch wegen 
Irrtums vor den ordentlichen Gerichten angefochten werden. 

Es fragt fih nun, wie find folde materiellen Irrtümer, 

1) ©. Lette und v. Rönne, „Landeskulturgeſetzgebung“, 3 Bde. (Berlin 
1353) oder Nobtling, „Landestulturgefege (Münfter 1901) ſowie Glatzel 
und Sternebera, „Auselnanderfegungsverfahren” (Berlin 1900). — Eine fehr 
gute, gebrängte Überficht über diefe Gefehgebung und das Auseinanderfegungs- 
verfahren bietet auch die Schrift des Regierungsrat? Haad, „Verfalfung, Ber: 
fahren und Wirkfamkeit der Auseinanderfegungsbehörden" (Berlin 1895). 

2) Abgedrudt in v. Kampg’ „Annalen“ Bd. 11 ©.783 bis 808 ſowie in 
Klo, „Die materiellen und formellen Geſetze für Feldmeſſer“ (Berlin 1836) 
5.15 bis 34. 
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die in den Kataſterkarten und Büchern ober in beren Unter: 
lagen (Separationslarten, Rezeſſen ufw.) feftgeftellt werden, und 
die in das Beltandsverzeichnis der Abteilung I bes Grundbuchs 
übergegangen find, zu befeitigen? 
Die Antwort lautet: Die Berichtigung des Katafters muß 
erfolgen: 
a) in den weitlihen Provinzen Rheinland und Weſtfalen: 
1. auf Grund des 8 25 des Geſetzes vom 21. Januar 1839 (GO. 
©. 30) und des $ 21 der Verordnung vom 12. Dezember 
1864 (©. ©. 683); 
2. auf Grund des $ 1 Ziffer 10 der Katafteranweifung I vom 
21. Februar 1896, jowie der 88 lc und 2, Biffer 1, der 
Kataſteranweiſung IL vom 21. Februar 1896. 


b) in den öltlichen Provinzen, Preußen, Brandenburg, Bommeru, 
Poſen, Sclejien und Sadjien: 
1. auf Grund des $ 3 der Verordnung vom 12. Dezember 
1864 (GS. ©. 673) und der $$ lc, 2, 32i und 33 Abf. 2 
des Gejeges vom 8. Februar 1867 (GS. ©. 185) 


2. wie vorjtehend unter a Ziffer 2. 


c) in den Provinzen Schleswig. Holitein, Hannover, Heſſen⸗ 
Naffau und im vormals heilen-darmitädtiihen Kreiſe 
Meifenheim: 
auf Grund des $ 1 des Geſetzes vom 11. Februar 1870 
(SS. ©. 85) und der vorjtehend unter'b Ziffer 1 und unter a 
Ziffer 2 genannten Beitimmungen. 

Daß diefe Berichtigung materieller Irrtümer im SKatajter, wenn 
jie von den Behörden feftgeitellt werden oder wenn die Reklamation 
der Beteiligten für begründet erachtet wird, jederzeit und zwar 
foftenfrei erfolgen muß und in allen Fällen feitens der 
Bezirksregierung von Amts wegen zu veranlaffen ift, 
babe ich ſchon früher dargetan. Die koſtenfreie Berichtigung iſt 
fahli auch gerechtfertigt, weil fait alle materiellen Irrtümer im 
Kataſter durch) Verſchulden der mit deſſen Errihtung vom Staate 
beauftragten Technifer oder der mit der fpäteren Yortführung des 
Katafters beauftragten Beamten entitanden find. Mir it jedenfalls 
in jegt mebr als 40jähriger Beſchäftigung mit dDiefen Dingen nod) 
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fein gegenteiliger Yal vorgelommen, wenn er auch nicht unbedingt 
ausgeſchloſſen fein mag.!) 

Nah 8 65 der SKatafteranmwelfung V vom 21. Februar 1896 
waren die durch Unterfuhung von Beſchwerden über materielle Irr⸗ 
tümer entftehenden Koften den Beteiligten auh nur dann zur Laſt 
zu legen, wenn ſich der behauptete Irrtum als nit vorhanden 
ergeben jolltee Sn der unterm 16. März 1909 neu heraus: 
gegebenen Katafteranweifung V ift diefe Beftimmung jedoch ganz 
fortgelaffen worden. Aufgefallen war jchon, daß die Behebung der 
materiellen Irrtümer, welche in der urfprünglichen Kataſteranweiſung II 
vom 31. März 1877 im S 1 unter a an erfter Stelle ftand, bei 
der Neuauflage diefer Anmweifung II vom 21. Februar 1896 im $ 1 
unter ce an die legte Stelle gerüdt worden war. Nun bat der 
Sinanzminijter unterm 17. Dezember 1909 (Nr. II. 14894) an die 
Regierung in Bromberg verfügt, daß die Befeitigung materieller 
Irrtümer im Kataſter niht mehr koſtenfrei zu erfolgen 
babe, weil die neue Gejhäftsanmeifung V feine Dies: 
bezüglihe Beltimmung enthalte, und er hat diefe Der- 
fügung auch den übrigen Regierungen befanntgegeben. Diefer 
Grund kann jedoch nicht als ftichhaltig erachtet, vielmehr muß dieſe 
Berfügung als nicht rechtsbeſtändig angejehen werden, weil 
der Sinanzminijter nicht befugt iſt, eine durchaus klare und un 
zweideutige gefetliche Beitimmung, wie $ 33 Abf. 2 des Gefehes 
vom 8. Februar 1867 fie enthält, durch eine „Geſchäftsanweiſung“ 
außer Kraft zu feben.?) 


1) Die zumeilen vorlommenden irrigen Angaben der heutigen Grund: 
eigentümer, die Grenze zwifchen ihren Grundftüden ſei niemals geändert worden, 
während die alten Bermeffungsunterlagen unzweifelhaft ergeben, daß die 
Grenze früher anders ging, und daß die früheren Eigentümer Grenzbegradigungen 
oder Örenzveränderungen vorgenommen haben müffen, ohne fie zur Fort: 
Ihreibung anzumelden, gehören ſelbſtverſtändlich nicht hierher, denn in dieſen 
Fällen liegt ja überhaupt fein Irrtum im Katafter, fondern ein Irrtum der 
Eigentümer vor. 

2) In der 1914 neu herausgegebenen 3. Ausgabe der Katafteranmeifung II 
vom 21. Februar 1896 lautet 5 2 Ziff. 1 unverändert: 

„Für die lediglich zur Behebung vorhandener Srrtümer im Kataſter vom 
Kataſterkontrolleur auf den Antrag der Beteiligten oder von Amt3 wegen 
ausgeführten Fortfchreibungsvermefiungsarbeiten ($ 1 zu c) werden den Be: 
teiligten Koften nicht auferlegt ($ 65 der Katajteranmeifung V).“ 

Hier iſt alfo Fein Hinweis darauf gemadt, daß dieſe Beitimmung auf 
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Indeſſen kann die Berichtigung des Katafters wegen materiellen 
Irrtums (mit wenigen Ausnahmen) nur erfolgen, wenn auch der 
Grundbuchrichter ihr zuſtimmt. Es fommt aljo darauf an, 
auch dieſen von der offenbaren Unrichtigfeit des Katafters bzw. 
jeiner Unterlagen zu überzeugen und allenfalls auch die Zuftimmung 
der Pfandgläubiger zur Berichtigung zu erwirken. Wird ein Grenz- 
nachbar durch den materiellen Irrtum mitbetroffen, fo muß felbft- 
veritändlid auch diefer feine Zuftimmung zur Berichtigung Des 
Katajters und des Grundbuchs geben. Weigert er fi, jo muß die 
Sade unter Berufung auf oben genannte gejetliche Beitimmungen 
und Dienſtvorſchriften im Prozeßwege ausgetragen werden. Erkennt 
das Gericht nad) dem Klagantrage, To iſt das Geſuch um Berichtigung 
des Kataſters auf Grund des beizufügenden gerichtlichen Urteils an 
die Bezirksregierung zu richten, weldde fie von Amts wegen 
zu veranlafjen hat. 

Es Tann jedoh auch der Fal eintreten, daß das Grundbuchamt 
der Berichtigung des Katafters zuftimmt, das Katajteramt ihr aber 
widerſpricht. In dem bereits erwähnten Charlottenburger Prozeß, 
in weldem die 1890 erfolgte eigenmächtige Verlegung eines 
Separationswegs um rund 9 m durch einen Landmeſſer den Wert 
eines an der Spree belegenen Grundftüds jet um 100000 M. 
vermindert haben würde, wenn fie für rechtsbeſtändig erklärt worden 
wäre, hatte das Grundbuchamt der Grundbuchberichtigung zugeftimmt, 
wenn das Katalteramt zuvor das Katafter berichtigen werde. Dieſes 
weigerte fich jedoch, nachdem die zuftändige Regierung und der 
Finanzminifter der Berichtigung gleichfalls widerſprochen hatten. 
Es follte 1890 feine Wegeverlegung, Jondern nur die Berichtigung 
eines materiellen Irrtums in der MWegelage erfolgt fein, und der 
Vorgänger Des jebigen Eigentümers des an den Weg grenzenden 
Grundſtücks ſollte diefer zugeftimmt haben, indem er fie unterfchriftlich 
anerlannte. Nach jahrelangem Prozeſſe zwiſchen dem Grundbeliger 
und der Wegeigentümerin mußte ich jedoh als Obergutachter auf 
Grund jorgfältigfter Prüfung der Sachlage das Gegenteil feititellen. 


Grund der neu erlaffenen, nur 60 Paragraphen enthaltenden Ratafteranweifung V 
vom 16. März 1909 und der den Regierungen und Katajterämtern zur Nad): 
achtung mitgeteilten Minifterialverfügung vom 17. Dezember 1909 (11. 14894) 
hinfällig geworden ſei. Nedtsbeftündig ift die lettgenannte unter feinen 
Umftänden! 


— 110 — 


Daraufhin wurde vom Landgerichte Berlin I unterm 5. Dezember 
1917 (Aktz. 18. O. 216/13) direft anf Berichtigung des Katafters 
und des Grundbuch erkannt. Dbmohl die Klägerin fih u. a. 
auch auf die Neichsgerichtsentfcheidung vom 12. Februar 1910 be- 
rufen und geltend gemacht hatte, daß die Katafterfarte hiernad) 
für den Beitand des Grundftüds maßgebend jei, ift fie mit ihrer 
Klage abgewieſen worden, weil ich nicht nur die 1890 ausgeführte 
Fortfchreibung des Kataſters als fehlerhaft und vorſchriftswidrig 
und Daher rehtsunmirtiam nachgewiejen, jondern auch (mie das 
Urteil fagt) überzeugend bargetan hatte, daß ſich das unter- 
Schriftliche Anertenntnis von 1890 auf etwas ganz anderes bezog 
als auf die Wegeverlegung. Freili war in diefem Falle nur das 
Grundftüd des Beklagten im Grundbud) eingetragen, die Tlagende 
Separationsintereffentenfhaft hatte den Weg, deſſen Lage ftreitig 
war, durch den Separationsrezeß als Eigentum zugewieſen erhalten, 
und dieſer Weg war nicht im Grundbuch eingetragen worden. 
Hier Fam alfo fein Erwerb im Vertrauen auf die Nichtigkeit des 
Grundbuchs nad) $ 892 BGB. in Frage, fondern in der Haupt: 
lache die Identität der von der Klägerin auf Grund der Katafter- 
farte in Anspruch genommenen Wegefläche mit der ihr durch den 
Rezeß überwieſenen ſowie die rechtmäßige Ausführung der 1890 
erfolgten Fortſchreibung des Katafters. Keineswegs aber drang 
die Klägerin mit der fehlerhaften Kataſterkarte als folder 
durch. 

Wegen Erzielung der Berichtigung materieller Irrtümer im 
Kataſter weiſe ich alſo ganz allgemein nochmals auf die in dieſem 
Abſchnitte bereits angeführten preußiſchen Geſetze und Dienſt— 
vorſchriften der Kataſterbeamten hin. Hinzufügen will ich noch, daß 
auch das Grundbuchamt, wenn es den Irrtum entdeckt, oder wenn 
ſich Zweifel an der Nichtigkeit des Kataſters oder an der Überein— 
ftimmung zwifhen Grundbuch und SKatalter ergeben, von Amts 
wegen!) verpflichtet ift, fich mit dem Katafteramt in Verbindung zu 
ſetzen und alle jonftigen Schritte, wie Durchſicht der Grundalten, 
Einſicht in die Abjchriften des Flurbuchs und der Gebäudefteuerrolle 
und ihrer Anhänge, Verhandlungen mit dem Eigentümer und 








1) S. $ 22 wie au $ 54 Abfa 1 der Grundbuhordnung vom 24. März 
13897 und 87 der Allgemeinen Verfügung des AJuftizminifterd vom 18. Februar 
1911 (Juſt MinBl. 1911 ©. 91). 
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ſonſtigen Perfonen zu ergreifen, welche zur Aufllärung förderlich er: 
iheinen. Denn eine folche Tätigkeit dient der ordnungsmäßigen 
Bezeichnung des Grundftüde, wie das Kammergeriht unterm 
6. Mai 1901 entjchieden hat. (Vgl. Güthe, Grundbuchordnung, 
8. Auflage 1913 ©. 522 und ©. 1042.) Gewinnt der Grundbuch—⸗ 
richter amtlich die Überzeugung, daß Srrungen bei der Purid: 
führung des Grundbuchs vorgelommen fein können, jo darf er 
durch einen entjprehenden Vermerk im Grundbude der 
weiteren Ausbeutung eines amtlihen Irrtums ent- 
gegentreten! 

Das formelle Verfahren wegen Berichtigung materieller Irr—⸗ 
tümer im Grundbud) ift feitens des Juftizminifters in Abfchnitt V 
feiner Allgemeinen Verfügung vom 5. Juni 1877 betr. „Beltinmungen 
iiber das Verfahren behufs Erhaltung der Übereinfiimmung zwiſchen 
den Grundbüchern und den Steuerbüchern“ geregelt worden. Diefe 
Verfügung ift im SYuftizminifterialblatt von 1877 ſowie auch in der 
Katafteranweifung VIII, 3. Ausgabe von 1906 (©. 516) zum Ab: 
drude gelommen. 

Die in diefem Abfchnitte zufammengeitellten preußijchen 
Geſetze und Dienftvorjhriften Über die Befeitigung der 
materiellen Irrtümer find nun zwar durch dag Urteil des Reichs— 
gerihts vom 12. Februar 1910, wie ich nochmals betonen möchte, 
feineswegs außer Kraft gejegt, vielmehr auch heute noch in vollem 
Umfange rechtsgültig, und jedermann kann heute noch unter Be— 
rufung auf fie die koſtenfreie Berichtigung materieller Irrtümer im 
preußischen Katajter beanſpruchen, welche die Berichtigung des Grund- 
buchs ohne weiteres zur Folge bat. Sie find nur ftillfehweigend 
begraben, obgleich fie aus ſachlichen Gründen unbedingt bejtehen 
bleiben müfjen, damit ſachlich jo fehlgehende Entſcheidungen 
wie die des Dberlandesgerichts zu C. vom 10. Dezember 1910 und 
des Dberlandesktulturgeriht8 vom 2. November 1912 und 2. Juni 
1913 zufünftig vermieden werden. 

Unfere Rechtswiſſenſchaft wird alſo die Mittel und Wege juchen 
müffen, daß diefe preußiſchen Geſetze und Dienſtvorſchriften für 
thren Geltungsbereich wieder allgemein Anwendung finden, und daß 
den Katafterfarten und ihren Unterlagen hinſichtlich des Grundftüdg- 
beftandes in Grenz: und Grundeigentumsprozeffen Teinerlei un— 
bedingte Teilnahme am öffentliden Glauben des Grundbuchs 
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eingeräumt wird, ſondern daß fie nur fo weit für bemeisfräftig gelten, 
als ihnen im Einzelfale nah dem Gutachten erfahrener Sach— 
veritändiger aus techniihen Gründen unzweifelhaft Beweiskraft bei- 
gelegt werden muß. Der Gegenbeweis, dak in unjerm heutigen 
Kataftermaterial noch zu berichtigende Irrtümer vorhanden find, 
darf unter feinen Umſtänden abgeichnitten, und der rechts⸗ 
geihichtlih entitandene redlihe Veit muß in höherem Maße 
geſchützt werden! 
Schon R. v. Ihering, einer unferer anerkannt tüchtigiten 
Rechtslehrer, bat in einer feiner erften Schriften „Über den 
Grund des Bejigesfhuges“ (Jena 1869) auf ©. 46 und 192 
als allgemeine Rechtsregel feitgeftelt: „Der Eigentumsſchutz 
pofjtuliert den Beſitzesſchutz“, und meiterhin auf ©. 144: 
„Beſitz ift Tatſächlichkeit, Sichtbarkeit des Eigentums“, 
jowie auf ©. 192: „Der Beſitz ift die Tatjädhlichleit des 
Rechtes“. 
Sn feiner umfaffenden Schrift „Der Befigmille” (Sena 1889) 
lagt dieſer Nechtsgelehrte ferner (S. 167): „Die Moral für den 
Gefeßgeber ergibt fih von felbft, er bat den Beweis der Befites- 
klage jo zu geftalten, daß der Befigesihug eine Wahrheit 
wird. Das gefchieht, indem er den Sat ausſpricht: Innehabung 
der Sache ift Beſitz. Gegenbeweis vorbehältlih.” — Er führt bier 
ferner die für die Praxis zweifellos ſehr zweckmäßigen Beitimmungen 
des franzöfiihen Nechtes (Artikel 2230, 2231 und 2234 des Code 
Napoleon) an: 
„2230. On est toujours presum6 posseder pour soi et à 
titre de propriötaire, s’il n'est pas prouv6, qu’on 
a commence & posseder pour un autre. 

2231. Quand on a commenc6 & posseder pour autrui, on 
est toujours presume posseder au möme titre, s’il 
n'y a preuve du contraire. 

2234. Le possesseur actuel qui prouve avoir possede an- 
ciennement est presum6 avoir possédé dans le temps 
intermediaire, sauf la preuve contraire.“!) 


1) 2230. Man bat immer die Vermutung für fih, daß man im eigenen 
Namen und als redtmäßiger Eigentümer befigt, wenn nicht bewiefen 
wird, daß man den Beſitz anfangs für einen andern ausgeübt hat. — 2231. 
Wenn man den Befig für jemand anders angetreten bat, jo wird immer vers 
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Auf ©. 325 diefer Schrift lehrt v. Ihering weiter: „Beim 
Eigentume wird in der Klage der Belig fichtbar, d.h. das Eigen- 
tum hat den Beſitz begrifflih zur Borausjegung.” 

Der „ungefunden Begriffejurispruden;” macht er auf S. 310 
den Borwurt: „daß fie vor den unlinnigiten Behauptungen nicht 
zurüdichhredt, wenn es gilt, ein Verhältnis unter die ihrer Anficht 
nach durch techniſche Gründe gebotene juriſtiſche Schablone zu bringen. 
Ein Menſch in Hypnotifchem Zuflande ißt eine Rübe für einen 
Apfel. Wer fih nicht in dem Zuftande befindet, weiß, daß e8 eine 
Rübe ift."!) 

Auch mit dem Entwurfe des BGB. geht v. Ihering in feiner 
Kritik binfichtli des Beſitzwillens ſcharf ins Geriht, denn er 
gelangt zu folgendem Endergebnis; 


1. Überfehen der entgegenftehenden Zeugniffe der Duellen (im 
römischen Rechte). 2. Kritiflofe Entgegennahme der rein Doftrinären 
Abitraktionen der römischen Juriſten. 3. Gänzliche Vernach— 
läfiigung der gejchichtlihen Seite der Frage. 4. Vollendetes 
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mutet, daß man auch weiterhin für diejen befigt, wenn nicht der Beweis 
des Gegenteils erbradt wird. — 2234 Der tatſächliche Befiter, welcher 
beweift, Daß er feinen Beſitz ſchon in älterer Zeit gehabt hat, hat die Ber: 
mutung für fi, ihn auch in der Zwiſchenzeit gehabt zu haben, ſofern nicht 
der Gegenbeweis vorliegt. 

1) Beim Leſen dieſer Stelle wurde ich unmillfürli wieder an einen 
ähnlichen Ausſpruch des hervorragenden bayerifchen Juriſten und Parlamentariers 
Dr. Völk erinnert (ZB. 1879 ©. 274): „Es gibt Feine gefährlicheren Feinde 
einer gefunden volkstümlichen Nehtsentwidlung als die Quriften, 
und je geicheiter und gelehrter fie find, deſto gefährlicher find fie. Damit fte 
niht gar zu gefährlih werden und das gejunde, im Bolfe fid) entwidelnde 
Rechtsleben töten, muß ihnen ein Korrektiv an die Seite gefegt werden. Diejes 
tit der au8 dem Volke hervorgegangene Richter, welcher, wenn ein Geſetz nicht 
mehr in Übereinftimmung mit der allgemeinen Rechtsanſchauung ijt, den ge: 
börigen Hinweis dgrauf gibt, was lebendig im Volke als Redt aner: 
fannt und empfunden wird.‘ — Außer Diefer Stelle hat mid) zu vor: 
liegender Arbeit auch nod) ein Ausspruch des römischen Nechtslehrers Caſſiodor 
ermutigt und veranlaßt: „Ayrimensori finium lis orıa comittitur, ut conten- 
tionum protervitas abscindatur. Judex est utique artis suae* (f. 
Nudorff: „Über die Grenzſcheidungsklage“ in der „Zeitfchrift für gefchichtliche 
Rechtswiſſenſchaft“. Berlin 1812 Bd. 10 ©. 403). In freier Überfegung lautet 
diefe Stelle: „Der über die Grenzen außgebrochene Streit wird dem Land: 
meſſer anvertraut, damit die Unverfchämtheit der leidenſchaftlichen Erörterungen 
abgefhnitten werde. Er ift überall der Richter feiner Kunſt.“ 

Bläpn, Die Mängel des preußifihen Kataſters. 5 
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Schweigen in bezug auf die Beweispfliht. 5. Völlige Mißachtung 
ver legislativ:politifchen Seite der Frage. 6. Gewaltſamſte Durch: 
führung des aufgeitellten rein formaliftifchen Gefichtspunftes ... 
und Inkorrektheit in bezug auf die Logil. 

Für die NRechtsgelehrten der Gegenwart wird es gewiß von 
Intereſſe jein, vorgedadhte Ausführungen diefes berühmten Rechts 
lehrers auf S. 470 bis 540 obiger Schrift an der Hand der von 
mir beſprochenen höchſtgerichtlichen Entjcheidungen wirklicher Rechts— 
fälle nochmals nadhzuprüfen.!) 

Auh aus R. v. Iherings Schrift „Der Zweck im Recht" 
(Xeipzig 1883), welcher der Berfaffer das Kennwort vorausgeſchickt 
bat: „Der Zmed ijt der Schöpfer des ganzen Rechts“ 
möchte ich noch eine Stelle (Bd. I ©. 385) anführen, die mir gerade 
für GOrundeigentumsftreitigfeiten befonders zutreffend erjcheint: 

„Selfenfeft und unerjchütterlih wie der Gläubige in feinem 
Vertrauen auf Gott, fteht der Mann des Rechtes in dem feinigen 
auf das Recht, oder richtiger, beide vertrauen nicht bloß auf etwas 
außer ihnen Befindliches, Tondern fie fühlen Gott und das Recht 
als lebendiges Stüd ihrer felbit, das eben darum feine Macht 
der Erde von ihnen löſen, jondern nur in und mit ihnen zer: 
ftören Tann.” 

Sicherlich ift der Thon erwähnte tragische Prozepfall des Zimmer- 
mannd Kurz in Nalen ein höchft bezeichnendes Beifpiel für fein 
Vertrauen zu feinem wirklichen Rechte, das er fchlieglic vor dem 
ganzen Lande noch einwandfrei zutage zu fördern vermochte. — 

Wer meinen voraufgegangenen Darlegungen gefolgt iſt, wird 
mir gewiß darin zuftimmen, daß die von mir bemängelten Ur—⸗ 
teile in der Tat als ſachlich fehlgehend tief zu beklagen find, 
und daß bier unbedingt auf einen Wandel in der Rechtspflege hin- 





1) Seh. Auftizrat Dr. Dberned, der befannte Berfafler des „Reichs- 
grundbuchrechts“, bisher Gegner meines Standpunkts, hat mir nach Kenntnis: 
nahme meiner Schrift „Der Grenzprozeß“ bereit3 zugegeben, daß die Frage 
der Teilnahme der Katafterangaben an dem öüffentlihen Glauben des Grund- 
buchs „immer von neuem wieder geprüft werden müſſe“. Und der leider in: 
zwifchen geftorbene Minifterialdireltor Geh. Dber:Juftizrat Güthe ermiderte 
mir auf die Überfendung gedadhter Schrift und meinen Hinweis, daß infolge 
der Reichsgerichtsentſcheidung vom 12. Februar 1910 jeßt das offenbare Unrecht 
zum Rechte gemacht werde, er wolle meine abweichende Anficht bei einer Neu: 
auflage feines Kommentars anführen. 
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gearbeitet werden muß, wenn das Vertrauen des Bolfes zu ihr 
erhalten bleiben fol. Bon juriftiicher Seite iſt mir zwar erklärt 
worden, nach unferer Gejebgebung und Rechtſprechung könnten dem 
rechtmäßigen Eigentümer auch im Handel mit beweglihen Saden 
in gleiher Weiſe wie bei Grundeigentumsgefchäften hohe Werte 
durch gutgläubigen Erwerb feitens Dritter verlorengehen. Darauf 
erwidere ich, daß es nach meinem NRechtsgefühle Doch ein wejentlicher 
Unterjchied ift, ob 3. B. der Fürft v. B. auf diefe Weile ein Berlen- 
halsband im Werte von 100 000 M. oder einen Teil feines 
angeftammten, durch Stadheldrahtzaun und Grenz- 
graben eingefriedigten Grundbeſitzes verliert. Denn dem 
Perlenhalsbande kann der Käufer beim beften Willen nicht anfehen, 
ob der Berfäufer defien redlicher Eigentümer iſt oder es etwa nur 
geliehen hat, um es betrügerifcherweije verjilbern zu können; bei 
einem Grundftüde fann der Käufer fich aber bei gutem Willen in 
der Negel unſchwer davon überzeugen, ob es dem Verkäufer in dem 
angegebenen räumlichen Umfange wirklich gehört oder nit. Wäre 
ih in dem Prozeſſe des Fürften v. B. etwa als Sadjverftändiger 
zugezogen worden, fo würde ih gewiß nicht unterlafjen haben, 
meinem Gutachten den Sat einzufügen: „Meiner Überzeugung nad 
mußten F. und K. ſchon bei der örtlichen Belihtigung vor ber 
Auflaffung des Grundftüds aus der Abgrenzung durch Stadheldraht- 
zaun und Grenzgraben ohne weiteres erkennen, daß der ftreitige 
Wieſenhals nicht zu dem Fabrifgrundftüd der Firma 2. & Eo,, 
ſondern zu der Wieſe des Klägers, Fürſten v. B. gehörte.” — 
Mag ferner der Wertverluft in beiden Fällen auch gleiche Höhe er- 
reihen können, jo wird er doch beim Perlenhaleband unmittelbar 
duch einen gewifjenlojen Betrüger, beim Grundeigentum aber erit 
dur) den Spruch des zur Rechtspflege beftellten Gerichts herbei— 
geführt, das dem redlihen Befiger fein mwohlerworbenes 
Eigentum aberfennt! — Bei allen mir bisher vorgefommenen 
Prozepfällen, in denen der Eigentumsanjprud in erſter Linie auf 
den guten Glauben an die Richtigkeit des Beitandsverzeichnifjes des 
Grundbuchs geitüßt worden war, bin ih für meine Perſon nad 
forgfältiger Prüfung der Sachlage ftets zu der Überzeugung ge= 
fommen, daß der behauptete gute Glaube gar nit vorhanden war. 

Nach meiner Überzeugung würden fich aber auch mit ben be- 
jtehenden Gefegen ſachgemäße und gerechte Entfcheidungen erzielen 
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laffen, wenn fie nur anders angewendet und nad) den allgemeinen 
Rechtsnormen in v. Sherings und Dahns Schriften ausgelegt würden. 
Die Auslegung des $ 92 BGB. und des $2 der Grundbuchordnung 
vom 24 März 1897 mit den zugehörinen amtlichen Motiven wird in 
erſter Linie eingeſchränkt, die Anwendung des $ 891 in Verbindung mit 
88 894 und 398 dagegen ausgedehnt werden müſſen, wie dies ſchon 
im vorigen Abfchnitte mit zur Erörterung gekommen iſt. 

Sch will hierzu noch anführen, daß dag Dberlandesgeridt 
(IT. Bivilfenat) zu Breslau in feinem Urteile vom 22. Dezember 
1910 in emem Grundeigentumsprozeſſe nach meiner Auffaffung 
durchaus zutreftend ausgeführt hat: 

„Der Hinweis des Bellagten auf den Glauben des Grund» 
buchs verſagt bier auch, denn aus dem Gutachten geht hervor, 
daß die Stataflerfuıte Unrichtigkeiten entbält, sie ihr jede 
Bemweigfraft nehmen In ſolchem bejonderen Falle 
erſtreckt ſich der Ölaube des Grundbuchs auf die De: 
ftandsangaben feincsfalls, weder nah altem noch nach 
neuen Rechte.“ (Bal. „Allgemeine Bernwffungs: Nachrichten. 
Liebenwerda 1913 S. 321.) 

Bemerkenswert iſt auch, Daß dieſes Urteil erit zwei Monate 
nach Veröffentlichung des Neichsgerichtgurteils vom 12. Februar 1910 
in Nr. 37 Des Jujſlizminiſterialblatts vom 14. Dftober 1110 erging, 
fih alfo jenen bewußterweife nicht anſchloß! — Nach 
meiner Auffaſſung laßt ſich dieſe Entſcheidung in vollen Unfange 
damit rechtfertigen, daß ja nah $ 891 BGBB. nur eine Rechtsver— 
mutung für die im Grundbuch eingetranenen Yiechte beſeht, Diele 
aber im vorliegenden Falle Durch die nachgewieſenen Unrichtigfeiten 
der Kataſterkarte widerle,t it, und daß nad ven Motiven zu 
82 der Grundbuchordnung (Mbf. 4 „es ſich von Jelbjt ver: 
ſteht, daß Die in vem autlichen Verzeicenis enthaltenen Angaben 
über die Lage und Größe eines Grüandrücks, auch wenn das 
Gruudbuch ſie wiedergibt over auf ſie Bezug nimnmt, von dem 
öffentlichen Glauven des Grundbuchs nicht gedeckt werden“. 
Jedenfalls widerſpricht dieſes Urteil weder den Beſiimmungen des BGB. 
und der Grundbuchoednung och Dein alten vömiſchen Rechtsgrundſatze 
„Beati possidenwws”. Und daß dieſer Grundſäatz auch ſeit jeher im 
deutſchen Volke yult, könnte man ſchon durch Scy:ller beweiſen. In 
„Wallenſteins Tod” legt er dem Feldherrn die Worte in den Mund: 
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„Das ganz Gemeine ifl’s, dag ewig Geftrige, 
Was immer war und immer wiederfehrt 

Und morgen gilt, weil’ heute hat gegolten! 
Denn aus Gemeinent ift der Menſch gemacht, 
Und die Gewohnheit nennt er feine Amme. 
Weh' dem, der an dem würdig alten Hausrat 
Ihm rührt, das teure Erbſtück feiner Ahnen! 
Das Yahr übt eine heiligende Kraft; 

Mas grau vor Alters ift, das iſt ihın göttlich. 
Seiim Befige und du wohnft im Net, 
Und heilig wird's die Menge dir bewahren.” 

Hat nun Felix Dahn das Nichtige getroffen, wenn er in 
jeiner Schrift „Die Vernunft im Recht — Grundlagen der 
Rechtsphiloſophie“ — (Berlin 1879) ©. 63 fagt: 

„Richt das Geſetz hat das Recht gefchaffen, ſondern der Rechtstrieb 
hat das Gewohnheitsrecht und dieſes hat, wie Die Staateverfafjungen 
und Staatsbefugnifje überhaupt, jo auch die gejeßgebende Gemalt des 
Staates geichaffen. Staat und Geſetz, die Kinder der Gewohnheit, 
jollten nie die Bietät gegen ihre ehriwürdige Mutter verleugnen,“ 

ſo wird man zugeben müſſen, daß die Forderung nad) einer ander: 
weitigen Auslegung unferer Reichsgejege in bejug auf den Eigentums: 
erwerb an Srundjtüden im Sinne des Breslauer Urteils vom 
10. Dezember 1910 und des Reichsgerichtsurteils vom 17. Januar 
1900 vollauf begründet ift. 

Daß auch die Gejeßgeber ſelbſt (im Gegenſatze zu der Reichs⸗ 
gerichtsenticheidung vom 12. Februar 1910) dem Schutze des 
materiellen echtes einen höheren Wert beilegten als ber 
Sicherheit de8 Verkehrs mit den Hypothefenbriefen, läßt ih m. ©. 
auch noch) aus dem unterm 19. Februar 1897 eritatteten Berichte 
der Neihstigstommilfion zur Beratung der Grundbudhordnung 
(Nr. 631 der Druckſachen d. R.) klar nachweilen, und zwar aus 
ihren Ausführungen zu $ 40 des Gejegentwurfs, identiich mit $ 42 
der endgültigen Faffung der Grundbuchordnung vom 24. März 
1897. Bon einem Mitgliede diefer Kommiflion war nämlich be- 
antragt worden, Abſ. 1 Sat 2 des 840 (jet $ 42) zu ftreichen. 
Diefer Satz fieht von der Vorlegung des Hypothelenbriefs zwecks 
Eintragung eines Widerſpruchs gegen die Richtigkeit des Grundbuchs 
ab, jofern diefe Eintragung durch einftweilige Verfügung angeordnet 
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worden ift ufm.!) Gegen die beantragte Streichung mehrten ſich 
jedoch die Vertreter der Regierung; fie machten geltend: „Lege man 
daher dem Schuße des materiellen Rechtes einen höhern 
Wert bei als der Sicherheit des Verkehrs, jo müfle man dem Ent: 
mwurfe beitreten.” Dies tat die Kommilfion auch, denn ber Schlußfat 
zu $ 40 ihres Berichts lautet: „Der Antrag wird abgelehnt. 3 40 
der Vorlage wird angenommen.” Und da auch das Plenum des 
Reichstags nach Kenntnisnahme diefes Kommiſſionsberichts den $ 42 
der Grundbuchordnung vom 24. März 1897 mit dem unveränderten 
Wortlaut des 8 40 der Geſetzesvorlage angenommen hat, fo gebt 
hieraus ganz unmiderleglich hervor, daß die Gelekgeber jelbit das 
materiche Recht im Grunditüdsverfehr mehr ſchützen wollten 
al8 die Sicherheit des Verkehrs mit den Hypothekenbriefen. 
Auch in dDiefer Hinficht ift Jomit die Entſcheidung des Reichsgerichts 
vom 12. Februar 1910 anfechtbar, während das Reichsgerichtsurteil 
vom 17. $anuar 1900 und das Urteil des Dberlandesgerichts Breslau 
vom 22. Dezember 1910 dem vom Geſetzgeber beabjichtigten 
größeren Schuße des materiellen Rechts Rechnung getragen haben. 

Somit empfiehlt e8 fih alfo in jeder Beziehung, die in dieſen 
beiden legtgenannten Urteilen ausgejprochenen Grundfäge zukünftig 
als den wahren Willen des Geſetzgebers allgemein und aus- 
Ihließlih anzuwenden und damit auch den preußifchen Geſetzen 
und Dienftvorfchriften über die Berichtigung der materiellen Irrtümer 
im Kataſter und Grundbuch wieder gerecht zu werden! 


Ich kann mid endlich noch darauf berufen, daß auch Amts⸗ 
gerihtsrat Fröhlich in feiner Abhandlung: Gilt der öffent: 
lide Glaube des Grundbuchs aub für die Fatafter: 
mäßigen Angaben?2) zu dem Schluffe gefommen ift: 

„Die Anfiht, daß der öÖffentlide Glaube des 
Grundbuchs aud für die Angaben gelte, Dur welche 
die Fläche ermittelt werden foll, an der die durch das 
Grundbuh nahzumeifenden Redte befteben, ift weder 
richtig, noch ift fie ein Erfordernis des Verkehrs.“ 

1) Die Gefahren des öffentlichen Glaubens deö Grundbuchs für die Beteiligten 
wurden hierbei ſchon beſprochen. Vgl. „Grundbuchordnung für das Deutiche Reid) 
vom 24. März 1897. Mit Materialien ufm.” Berlin bei Carl Heymann, 1897, 
3. Auflage S. 122 ff. (Der Berfaffer bzw. Herausgeber ift nicht genannt.) 

2) ©. „Allgemeine Vermeſſungsnachrichten“, Liebenwerda 1913 ©. 589 ff. 


7. Der Weg zu einem fehlerfreien Katafter und Grundbuche. 


„An ihren Früchten follt ihr fie erfennen!" Die 
Ihönften Theorien nügen nichts, wenn fie nicht zu praktiſch brauch: 
baren Ergebniffen führen. Der Lefer wird mir nach den zahlreich 
beigebradhten Beifpielen gewiß zugeben, daß fi) unfer preußifches 
Katafter als Grundeigentumsurfunde in einer geradezu be- 
Elagenswerten Verfaſſung befindet, und daß unfer vollswirt- 
ſchaftlich ſo michtiges Grundbuchweſen und unfere Rechtſprechung 
dadurch ſchon beträchtlich mitgelitten haben. Iſt es doch in dem von 
mir auf ©. 283 ff. meiner Schrift „Der Grenzprozeß“ dargeſtellten 
Falle vorgefommen, daß ein Grundbefiger die Grenziteine, Die der 
Ratafterfontrolleur als gerichtliher Sachverſtändiger 3 bi8 5 m weit 
in fein Land hineingeſetzt hatte,!) wieder herausgemworfen hat, trogdem 
das Urteil vehtsfräftig geworden war. Das führte zu einem 
erbitterten Strafprozeſſe unter den Beteiligten, der bis ang Reichsgericht 
getrieben wurde und dem Bernehmen nach damit endigte, daß diefer 
Srundbefiger freigefproden murde, weil das Reichsgericht an— 
genommen bat, daß die Grenziteine tatſächlich nicht richtig geſetzt 
worden Jeien. 2) 

Bon den 20 Prozepfällen, die ich ohne Auswahl, wie fich mir 
das Material in den Sahren 1911 bis 1913 gerade bot, in vor- 
genannter Schrift altenmäßig dargeftellt habe, war die Kataſterkarte 
in 17 Fälen fehlerhaft, in einem weiteren Galle wegen zu Kleinen 
Maßſtabs für die Entfcheidung des GStreites nicht verwendbar, und 
nur in zwei Fällen war fie einwandfrei. 

Mag man aud) die Grunditeuerveranlagungsarbeiten, lediglich 


2) Ein von dem Anwalte feine® Grenznachbarn an mid) gerichtetes Er: 
ſuchen, diefe Grenziteine — unter Beigabe eines Gendarmen zur Sicherung 
meiner Perſon — miederherzuftellen, lehnte ih ab, weil ich die fehlerhafte 
tehnifhe Bearbeitung der Sache alsbald erkannte und die Wiederheritellung 
offenbaren Unrechts mit meinem Gewiflen nicht vereinbaren Tonnte. 
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als ſolche betrachtet, durchaus lobend anerkennen und ohne weiteres 
zugeben, daß der damalige Zweck einer gerechten Steuerverteilung 
über das ganze Staatsgebiet dadurch vollauf erreicht worden ift, fo 
wird mir doch jedermann nach meinen hier gemachten Darlegungen 
beipflichten, daß fie al8 Eigentumsnachmeis nicht allgemein ver- 
wendbar find und in Grenz: und Grundeigentumsprozefjen nicht 
ohne weiteres der Entfcheidung zugrunde gelegt werden dürfen. 

Nach meiner Überzeugung können von den älteren Katafter- 
materialien nur die Konjolidationsfarten des Herzogtums Nafjau, 
jegigen NRegierungsbezirts Wiesbaden, als im allgemeinen ridtig 
gelten. Fehler kommen aber, wie ih mich überzeugt habe, auch) 
hierin vor, weil e8 zur Zeit ihrer Anfertigung noch nicht üblich 
war, für jeden feften Grenzpunkt noch eine überſchüſſige Beſtimmung 
(Kontrolle) zu meſſen, die feine richtige Darftellung in der Karte 
unbedingt ficheritelte. — Ferner find im allgemeinen richtig 
auch die Karten, welche auf Grund von Auseinanderjegungsverfahren 
in Zujanmenlegungs-, Teilungs-, Ablöſungs- und Nentengutsfachen 
jeit etwa 1885 durch die Vermeljungsbeamten der General: 
fommijjionen nad) den Statalteranmweifungen VIII und IX gefertigt 
worden find, ebenfo die wenigen von der Katajtervermaltung ſelbſt 
nad Erlaß dieſer Anweifungen vom Sabre 1882 ab gefertigten 
Neumellungen ganzer Gemarkungen. Auch die jeit 1892 von der An⸗ 
ſiedlungskommiſſion zu Poſen ausgeführten Nentengutsvermefjungen 
werden im allgemeinen ebenfalls zu den zupverläfligen 
Meſſungen gezählt werden können. 

Immerhin werben diefe im allgemeinen zuverläffigen Ber: 
mellungen zufammengenommen faum den vierten Teil unſeres 
Staatsgebiets umfaljen, und um als pofitiv beweisfräftig 
gelten zu fönnen, würden fie insgejamt nachträglich noch Durch ge: 
wiſſe, freilich leiht ausführbare Kontrollmeffungen dahin ergänzt 
werden müfjen, daß‘ jeder feite Grenzpunft ohne Ausnahme 
als richtig aufgemefjen nnd Fartiert erwiejen wird.) 


I) Einzelne unliebſame Entdedungen find allerdings auch Hierbei nicht 
ausgeſchloſſen. Ich will nur erwähnen, daß mir ganz kürzlich von durchaus 
vertrauensiwerter Seite mitgeteilt worden tjt, ein Verufsgenoſſe bet einer öjt- 
lihen Generalkommiſſion habe noch im vorigen Jahrzehnt in feinen Aufmeffungs: 
viffen bei den Polygonpunkten feiner Meſſung überall das D als Zeichen der 
vorgefchriebenen Vermarkung durch Drainröhren eingetragen, in Wahrheit habe 
er aber dDiefe grundlegenden Feſtpunkte feiner Meſſung vielfach nicht vermarft. 
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Keinesfalls darf man die privaten Nentengutsaufteilungen, 
welche unmittelbar ins Statafter übernommen mworden find, obgleid) 
auch fie zu den neueren, jeit 1892 ausgeführten Arbeiten gehören, 
durchweg zu den zuverläfjigen Arbeiten rechnen. So waren z. B. 
Die aneinander grenzenden Nentengutsfolonien Kl. und Ey. im 
Kreife K. der Provinz Poſen mit etwa 450 und 190 ha und ebenfo 
die Itentengutstolonie Ko. dajelbjt mit etwa 200 ha in den 1890er 
Jahren noch ohne Anfchluß an die Landestriangulation aufgemeſſen 
worden, obgleih genügend Dreiedspunkte der leßteren vorhanden 
waren, die eine fchnellere, zuverläflige und ſomit billigere Durch— 
führung der Arbeiten gejtattet hätten. Nahträglih ergaben 
jih diefe Arbeiten nämlid als fo fehlerhaft, daß 
vollftändig neue Karten Davon gefertigt werden 
mußten. 

Wie es jeßt mit der tehnifchen Befähigung des Land: 
meſſerſtandes bejtellt ift, dag kann man am beiten an den Gutachten 
erjehen, die fie den Gerichten als techniſche Sachverſtändige 
eritatten. Faſt ausnahmslos ziehen die Gerichte in J. Inſtanz Die 
Statafterfontrolleure als Sadjveritändige bei den Grenzprozeſſen uſw. 
zu, weil diefen ja ohne weiteres die fatajteramtlichen Karten und 
deren Meflungsunteilagen zu Gebote fliehen. Wie traurig es aber 
oftmalg um die von diefen erftatteten landmefjeriichen Gutachten 
beftellt it, mag man daraus ermefjen, daß von den 20 in meiner 
Schrift „Der Grenzprozeß“ dargeftellten Prozeßfällen, von denen 
18 bereits in der Berufungsinftang anhängig waren, nur 6 in der 
I. Inſtanz von den Katafterfontrolleuren richtig begutachtet worden 
find. Auch die beiden Fälle, in denen ic) noch in I. Inſtanz zu: 
gezogen wurde, waren von den zuvor vernommenen Kataſter— 
Eontrolleuren unzutreffend begutachtet worden. Ich Jage auch beitimmt 
nicht zupiel, und es iſt mir im Standeginterefje ſehr ſchmerzlich, 
bier der Wahrheit gemäß eingeftehen zu müſſen, daß dieſes Ver— 
bältnis bei den mehr als hundert Prozeffen, zu denen ich von den 
Gerichten als Eadpverftändiger zugezogen worden bin, im ganzen 
feineswegs ein befferes geweſen ift. 

Sa, die unumgänglih nötige fachliche Befähigung mar, To: 
lange ich zurückdenken fann, nicht einmal immer bei den höheren 
Beamten unferer Katafterverwaltung vorhanden. So verfügte Die 
Regierung zu D. noch 1877 bei Rüdgabe eines von dem Landmeſſer 
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Sch. durchaus zmedmäßig entworfenen und zur Prüfung eingereichten 
Dreiedsneges, das diefer ſchon nah der Methode der kleinſten 
Quadrate ausgleichen mwollte,!) zur größten Beluftigung des örtlich 
tätigen Perſonals, daß die Koorbinatenberechnung der Dreiede im 
allgemeinen aus einer Seite und mindeltens(!) zwei gemeljenen 
Winkeln bewirkt werden ſolle. — (Als ob man ein Dreied aus 
einer Seite und nur einem gemeſſenen Winkel überhaupt berechnen 
fönnte!) — Selbft gegen Mitte der 1890er Jahre, alfo mehr ale 
ein volles Zahrzehnt nach Erlaß der Katafteranmweifungen VIII und 
IX vom 25. Dftober 1881, erlebte ih noch die gänzlich unzulängliche 
Prüfung umfangreiher Neumefjungen durch die Regierung zu B., 
deren Ergebniffe ih im 7. und 8. Beiſpiel meiner Abhandlung: 
„Senügt die derzeitige VBorbildung der preußiſchen 
Zandmeffer den Anforderungen der Praris und dem 
volfswirtfhaftlihden Bedürfnis?” in der „Verbandgzeit- 
ſchrift preußifcher Landmefjervereine”, Breslau 1907 ©. 178 ff. ge- 
Ihildert habe. — Ein meiteres bei der Regierung zu M. vor: 
gekommenes Beilpiel ähnlicher Art aus neuelter Zeit (1913) wolle 
nıan in meiner Schrift: „Sin gerihtliches Anerfenntnis der 
ungenügenden Ausbildung der preußifhen Land— 
meſſer“ (Liegnig 1914 bei Carl Seyffarth) auf ©. 15 ff. nad 
lefen. — Als außerordentlih betrübend muß ich es ferner 
bezeichnen, daß die höchſten Katafterbeamten des Finanzminifteriums 
in dem auf ©. 365 ff. meiner Schrift: „Der Grenzprozeß“ eingehend 
dargeftellten Prozeßfalle nicht imftande waren, den von dem Katajter: 
fontrolleur in feiner Grenzfeltitellung gemachten ſchweren Fehler zu 
erfennen, obgleich die feitlihe Abweichung der 1540 m langen Grenze 
von deren rehtmäßiger Zage bis zu etwa 70 m betrug und eine 
Fläche von mehr als 5 Hektaren umfaßte. Trotzdem fie die Prozeß» 
akten und Das ganze zugehörige Material mit der endgültigen 
gerihtliden Entſcheidung in Händen hatten, durch welche Die 
fatafteramtlihe Grenzfeltitelung als unzutreffend verworfen 
worden war, ließen fie eine ganz neue Zeichnung fertigen, welche die 
Nichtigkeit der von dem Katafterfontrolleur benugten Karte und der 
danach feitgeltellten Grenze bemweifen follte, obgleich hierin tatſächlich 
dte in der kleinen Tabelle auf ©. 44 aufgeführten groben Fehler 


I) Das Dreiedsneg IV. D. für den Kreis Herzogtum Lauenburg war zuvor 
Ihon nad) der Methode der kleinſten Quadrate ausgeglichen worden. 
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vorlagen.!) Wenn ich diefe Zeichnung nicht mit eigenen Augen im 
Sinanzminijterium gefehen hätte, würde ich die Sache für ganz un- 
möglich halten; fie ift aber durchaus wahr und kann a.a. D. näher 
nachgelefen werden. — Für höchſt bedauerlich muß ich) e8 auch er- 
achten, daß die Katafterverwaltung bis hinauf ins Finanzminiftertun 
die Sadjlage in dem ſchon erwähnten, am 5. Dezember 1917 ent- 
Ihiedenen Prozeß um das 100000 M.- Objekt zu Charlottenburg 
nicht Torgfältig genug geprüft und die ihr ſchon vom Grundbud)- 
rihter nahegelegte Berichtigung der Fortichreibung von 1890 ab: 
gelehnt hat, obgleich diefe in Wahrheit in techniſcher wie 
auch in rehtliher Beziehung durchaus unhaltbar war. 
Den Beteiligten wäre daduch ein Prozeß mit vierjährigem 
Zeitverluſt und 5530 M. Prozeßkoſten eripart geblieben. Solche 
Borkommniffe müflen das DBertrauen des Publikums zu der Ver: 
waltung erjchüttern! Daß auch das Gutachten des von dem Land: 
gericht Berlin I in diefer Sache 1915 zuerft als Sachverſtändigem 
vernommenen Vermeſſungsbeamten einer andern Minifterialbehörde 
ſchwere ſachliche Mängel aufwies und daher mit Redt 
von dem Beklagten angefochten wurde, darf hier ebenfalls nicht ver- 
jhwiegen werden, um die durchaus bedauernswerten und 
ganz unzeitgemäßen Zuftände im preußifchen Zivilver- 
meſſungsweſen wahrheitsgemäß dDarzulegen.?) 

Auf die mir aus dem. Bereiche des Minifteriums der öffentlichen 
Arbeiten zur Kenntnis gefommenen Bermefjungen der Eijenbahn- 
und Waflerbauverwaltung braude ich hier nicht näher einzugehen, 
da dieſe Sachen bier nicht fpezieller in Frage kommen. Ich will 

ı) Dies Hatte ich feinerzeit Durch meine in dem örtliden Termin aus- 
geführten Meffungen ja vor den Augen des Gerichts und der Parteien ganz 
unmiderleglich feftgeftellt! 

>) Erwähnen muß ic) außerdem nod), daß fich zwei für diefe Prozeßſache 
1911 und 1916 im SKatafterbureau der Negierung zu P. gefertigte Kartenaus: 
züge auch nod) als fehlerhaft ergaben, obmohl fie doch von den Berfertigern 
vor der Ablieferung hätten mit den Originalfarten follationiert werden müfjen, 
und obwohl beide von je einem zweiten Beamten als „verglichen“ und von 
je einem dritten, dem verantwortlichen Oberbeamten, als „geprüft“ befcheinigt 
worden waren. — In dem erften NAuszuge fehlte in dem alten Beitande von 
1864 ein Stallgebäude, das in diefem Prozeffe befondere Bedeutung erlangte; 
in dem andern Auszuge war die Grenze zwifchen zwei Parzellen an der einen 
Seite nur etwa zur Hälfte dargeftellt, außerdem war eine Parzellennunmer 
fachlich unrichtig (als 335/77 ftatt 335/75) bezeichnet worden. 
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nur beiläufig erwähnen, daß man in diefem Mintfterium für das 
doch ganz gewiß nicht unwichtige Vermeſſungsweſen nicht einmal 
einen aus dem Bermeflungsfache felbit hervorgegangenen Dezernenten 
hat. Man ſchätzt es dort Jo gering, daß man einen Bau beamten 
damit beauftragt hat. Das Vermeſſungsfach verlangt aber heutzus 
tage wie jede andere Miffenfchaft eine Spezialveriretung, wenn die 
Sachen in Ordnung fein folen. Daß nun das Vermeſſungs- und 
Grundbuchweſen der Eifenbahnverwaltung durchweg in guter Ordnung 
ei, wird fein stenner der Dinge behaupten wollen. Sch muß 3. B. 
wahrheitsgemäß geftehen, daß ich niemals ein Grundbuchblatt gefehen 
babe, welches jo wenig in Ordnung war wie dasjenige der Eiſen— 
bahnverwaltung in meinem legten Wohnorte Sh. Schon vor zehn 
Sahren habe ich behauptet, dab ver tüchtigfte Vermeſſungsbeamte 
Preußens nicht imflande fein werde, diefes eine Grundbuchblatt in 
ſechs Monaten wirklid) mit dem Katafter und der Ortlichfeit in ein- 
wandfreie Ilbereinftimmung zu bringen, und id) habe damit redit 
behalten. Obwohl dort bis zum Beginne des Krieges Jahr für 
Jahr anhaltend gemefjen und an der Richtigſtellung der Karten ulm. 
gearbeitet worden it, ift guten Vernehmen nad) das Ziel big dahin 
nicht erreicht worden, und ohne eine vollftändige Neumefjung und 
Soentifizierung des ganzen alten und gegenwärtigen Beltandes wird 
es aud) ſchwerlich erreichbar fein. — Daß eg auch andermeitig in 
diefer Verwaltung ähnlich ausjieht, fanı man aus den Auffage: 
„Die Aufftellung des Liegenſchaftsbuchs über Das 
eifenbabhnfisfaliihe Grundeigentum der älteren Be- 
triebsftreden” in der geitihrift: „Der Landmeſſer“ 1913 
©. 102 ff. erfehen. Hier heißt es ebenfalls: „Bei Diefen (älteren 
Detriebsitreden) ftimmt häufige!) der Anhalt des Grundbuchblattg 
nicht mit der Wirklichkeit überein. Dean muß deshalb zunächſt an 
ver Hand der Grundbuchabjchriften unter Zuhilfenahme der Katafter: 
farten, der Grundeigentumsfarten und Schlußvermefjungsregilter 
feitzuftellen verfuchen (), welche Flächen bereits im Grundbuch ein- 
getragen find. Hierbei ergeben fich vielfach (!) Unftimmigfeiten” uſw. 

Wenn man das preußiiche Kataſter nicht mehr als ein bloßes 
Steuerkataſter, ſondern alg Eigentumsnacweisg betrachtet, 
dann muß man dem verjtorbenen Generalleutnant Dr. Baeyer, 
dem fpäteren Präſidenten des geodätifchen Inſtituts und des Zentral: 
bureaus der europäilden Gradmeſſung, beipflidten, der die Grund- 
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iteuervermeflungen in feinem Briefe vom 8. Februar 1864 an ben 
Steuerrat Borländer zu Minden vermeſſungstechniſch ale „un 
glaubliche Pfufchereien‘ bezeichnet hat. Es ift fehr bedauerlich, 
dag die Staatsregierung den Borfchlägen Baeyers in feiner 
ihon 1856 verfaßten und amtlich vorgelenten, aber erſt 1868 
veröffentlichten Schrift: „Mein Entwurf zur Anfertigung 
einer guten Starte von den öſtlichen Provinzen Des 
preußiſchen Staates"?) feine Folge gegeben hat, obwohl auch 
Alerander v. Humboldt feinen Ausführungen beigetreten war. 
Baeyer hat hierin ſchon dargetan, daß die auf w'ſſenſchaftlicher 
Grundlage von einem entſprechend vorgebildeten Be ſonal ausge— 
führten Vermeſſungen nicht cima teurer, ſondern billiger werden 
als Pfuſchereien, die beitändig umfangreicher Nacharbeiten be: 
dürfen, 

Ebenfo bedauerlich ift es, daß auch die von dem Landtags» 
abgeordneten Rittergutsbeiiger Sombart (einem früheren General: 
kommiſſionslandmeſſer) eingereichte „Dentfchrift, betr. Organi— 
lation "und Neform Des öÖrfentliden Vermeſſungs— 
weſens“ vom 1. April 18793) ohne den gewünſchten Erfolg blieb. 
Sombart hatte damals ſchon für den Landmeſſerberuf nad) ein: 
jabriger praktiſcher Vorbereitung zweijähriges Studium an einem 
Polytechnikum oder einer landwirtichaftlichen Hochſchule, (für Kultur: 
Ingenieure noch ein drittes Studienjahr), ſowie Zuſammenfaſſung 
des gejamten Zivilvermeſſungsweſens unter einem Generalver- 
mejjungsamte vorgeſchlagen und die Schaffung einer „Grund— 
karte“ unter vorausgehender Vermarkung der Grenzen empfohlen. 
Das 1870 begründete Zentraldireftorium der Vermeſſungen beauf: 
tragte zwar eine Kommiſſion mit der Begutachtung der Denkichrift, 
der auch der Generalinſpektor des Kataſters, Gauß, angehörte. 
Tiefe hielt aber in ihren Gutachten vom 25. Februar 1880 eine 
von Diten nah Weſten vorschreitende Yeuuufnahne des ganzen 
Landes nicht für zweckmäßig und durdführbar. Sie frei nur da(!) 
am Plage, wo die Kutarterfarten auf alten, Jchlechten Karten be: 
ruhen und den Zweden der Katalterverwaltung und des Grundbud): 





1) Bol. „Zeiticrift für Vermeffungswejen” 1914 ©. 150. 
>) Berlin 1565 bei Georg Neimer. 
2) Abgedrudt in der „Zeitfchrift für Vermeſſungsweſen“ 1579 ©. 375 ff. 
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weſens nicht mehr genügen. In diefem Falle!) ſei es „un— 
bedingt als notwendig zu bezeichnen, in voller erreich— 
barer Schärfe an die Neubearbeitung zu geben, jede 
ſchlechtere Ausführung wäre eine nußloje Vergeudung 
öffentliher Mittel". Es wurde auch dic Zuſammenfaſſung des 
ganzen Vermeſſungsweſens unter einem „Generalvermeſſungsamt“ 
einftimmig für zwedmäßig erachtet, damit Doppelmefjung ver: 
mieden und eine wirtfchaftlihe Verwendung der von öffentlichen 
Kaſſen und Privaten für Vermellungszwede aufzumendenden Mittel 
ermöglicht werde. 

Troß dieſer einftimmigen Begutachtung der Zufammenfaffung 
des ganzen Vermeſſungsweſens unter einem Generalvermefjungsannt 
ift diefe aber bis heute nicht erfolgt; es ift vielmehr nach wie vor 
zufammenhanglos in drei Minifterien zerfplittert, und es ift fchon 
dageweſen, daß Beamte aller drei Verwaltungen hintereinander her 
diefelbe Sache aufgemefjen haben. — Man hat zwar 1882 bei im 
ganzen dreijähriger Vorbildung ein mindeftens einjähriges Studium 
zur Bedingung gemacht, hat auch feit 1894 die Studienzeit auf 
mindefteng zwei Zahre feitgefegt, aber auch dieſe Vorbildung reicht 
für das jeßt nötige Wiffen eines Landmeſſers und Katafterfontrolleurs 
bei weitem nicht aus. Der zu verarbeitende Stoff iſt viel zu um- 
fangreih, um in vier Semeftern wirklich gründlich bewältigt werden 
zu können, und die ſchon feit Erlaß der Zirfularverordnung des 
Minifteriums für Handel und Gewerbe vom 12. Sanuar 1822 un 
verändert beibehaltene Borbildung bloßer Primareife genügt auch 
nicht mehr dazu.?) Wolle Hodjchulreife, dreijähriges Studium und 
dreijährige praftiihe Ausbildung find jekt unbedingt erforderlich, 
um dem Landmeller die nötige Grundlage für ein erfolgreiches 
Wirken zu geben, wie ich dies ſchon in früheren VBeröffentlichungen 
nachgewiejen habe.?3) In Bayern und Medlenburg werden 


1) Der in Wahrheit leider der weitaus überwiegende war und it! 

>) ©. hierzu die Gutachten der Profefforen der Geodäſie Müller (Bonn), 
Haußmann (Nahen), Knejer (Berlin) und Hillmer (Bonn) über die Vor— 
bildung der Landmeffer und der Markſcheider in der „Verbandzzeitichrift 
preußifcher Landmeſſervereine“ (Breslau) 1907 ©. 255 ff. und 285 ff. 

») ©. insbeſondere „BVerbandgzeitichrift preußifher Landmeſſervereine“ 
(Breslau) 1907 ©. 175 ff.: „Senügt die derzeitige Vorbildung der preußtfchen 
Zandmefjer den Anforderungen der Praxis und dem volkswirtſchaftlichen Be: 
dürfnis?“ 


neben der längit vorgefchriebenen Univerfitätsreife und dreijährigem 
Studium ſchon ſeit 1906!) dreijährige bzw. feit 1894 vierjährige 
praktiſche Vorbereitungszeit verlangt. Medlenburg bat binfichtlic) 
diefer beitimmt, daß zwei Jahre praftiicher Ausbildung dem Studium 
und ber theoretiichen Prüfung vorausgehen müſſen, und zwei Jahre 
praftiiher Beichäftigung ihm vor der Zulaſſung zur zweiten 
Prüfung folgen follen.?) Auch Sachſen verlangt durch jeine 
Prüfungsordnung vom 9. Februar 1897 von feinen Vermefjungs- 
ingenieuren volle Hochſchulreife, Dreijähriges Studium und dreijährige 
praftiihe Ausbildung. ?) 

Sollen fo geradezu beſchämende VBorfommnijfe, wie id) 
fie bei meiner häufigen Berufung als gerichtlicher Sachverftändiger 
bis in die allerneuefte Zeit hinein erlebt und vorſtehend beſprochen 
babe, in Zukunft vermieden werden, jo muß auch in Preußen 
endlich eine gleih gute Borbildung des Landmeſſerſtandes ein- 
geführt werden, wie Bayern, Medlenburg, Sachſen und übrigens auch 
Dfterreih, Dänemark und Rußland fie längft befigen. Mit einem 
jo vorgebildeten Perfonale wird fih dann in etwa drei Jahr— 
zehnten auch ein tatfählid bemeisfräftiges Kartenmaterial 
von unferm ganzen Staatsgebiete ſchaffen lafjen, wie die Recht: 
Iprehung dies irrigermweife auch bisher ſchon in gewiſſer Hinſicht 
thbeoretifch vorausgejett hat, und wie unfer voltswirtjchaftliches 
Leben es unbedingt erfordert. 

Bon einzelnen Katafterbeamten ift zwar zumeilen die Anficht 
ausgelprochen worden, daß wir im Laufe der Zeit durch die jegt 
forgfältig ausgeführten Fortſchreibungsmeſſungen allmählich zu einen 
brauchbaren Katafterwerfe kommen würden, jo auch von dem Statajter- 
infpeftor Sudomw‘) auf ©. 44, 45 feiner Schrift: „Die Grenz: 
anerfennungsverhandlungen” (Liebenwerda 1913 bei R. Reiß). 
Diefer Anjicht muß ich jedoch durchaus widerjprehen! Denn 
wenn auch zahlreiche Grundftüde, bejonders in Gegenden mit zer- 
iplittertem Grundbeſitz und ftarfem Güterwechſel, alljährlih zur 
Fortſchreibung kommen, To gehen doch viele, wenn nicht die meilten 


1), ©. „Zeitfchrift für Vermeſſungsweſen“ (Stuttgart) 1906 ©. 631 ff. 
2) ©. ebenda 1894 ©. 225 und 231 ff. (medlenburgifche Verordnung vom 
21. März 1894). 
3) ©. ebenda 1897 ©. 213 ff. 
Jetzt vortragender Rat im Finanzminifterium. 
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davon, unverändert an die neuen Eigentümer über. Sie erfordern 
alfo feine Fortichreibungsmeffungen, und nur durch diefe können 
Irrtümer in den Karten und deren Unterlagen entdedt und befeitigt 
werden. — Aber abgelehen davon, daß noch weit mehr als ein 
ganzes Jahrhundert vergehen wird, ehe alle Grundjtüde einer 
Fortſchreibungs meſſung unterlegen haben werden, jo würden wir 
auf diefem Wege doch auch immer nur zu einer richtigen Darſtellung 
der einzelnen Grundſtücke in zahlloien Ergänzungsfarten und Bei— 
blättern kommen, niemals aber zu einer einheitlichen beweis— 
fräftigen (*emarfungsgrundfarte, wie unfere ganze Volkswirtjichaft 
fie Dringend benötigt! Zur Erreihung dieſes Zıeles bleibt der 
einzig mögliche und zugleich der billigite Weg Die regelrechte Neu- 
mefjung der fehlerhaften Gemarkungen.“) Tiefe Arbeit wird im 
Nordoften beginnen und ſyſtematiſch nad) dem Weften hin vorgetragen 
werden müſſen. 

Ihr muß freilich der Erlaß eines Vermarkungsgeſetzes vor: 
angehen, wie foldies in Baden und Bayern?) bon beſteht, denn 
ohne feſt vermarkte Grenzen bat auch eine Neumeſſung feinen 
bleibenden wirtjchaftlichen Wert, weil es ohne dieje für ſpätere 
Meflungen bei Teilungen, Grenzherſtellungen uſw. an der genügenden 
Anzahl ſiche vrer Aufchlußpuntie fehlt. 

Bon einer Beſprechung dev weiteren tecnifchen Einzelheiten 
muß bier abuejehen werden. Eins muß jedod) noch hervorgehoben 
werden, daß nämlid den Landmeſſer nach yründlicherer Vorbildung, 


) Welche unglaubliche und völlig zweckloſe Fergeudung öffentlicher Mittel 
überdies nicht jelten Dadurch entjteht, daß nad) den geltenden Dienſtvorſchriften 
bei den Fortſchreibungsmeſſungen zunächit fretS an der Grenzdarftellung in den 
Satafterfarten und deren Mejjungsunterlagen feiigehalten werden muß, auch 
wenn dieſe : ffenbar fehlerhaft find, das lehrt fehr deutlich ein erſt nach Abſchluß 
diefer Nbhandlung von dem Katafterfontrolleur, Steuerinfpeftor Möller in 
Lüneburg veröffentlidter Fall. (Siche deſſen Auffag: „Zum Nachweiſe der 
rechtmäßigen Gig ntumsgrenzen Durch Natajterangaben” in der 
Zeitſchrift: „Der Yandmejfer“ 1919 Heft L S.2 und 5.) Hiernach hat die 
Abzweigung zweier. benachbarter Flächen mit zufammen nur 15 ar (alfo nur 
reichlich vinem halben wiorgen) von einem Grundſtück im ganzen nicht weniger 
als 12 Tage örtlicher und mehrere Wochen häuslicher Arbeit zweier bejonders 
befähigter Katajıerbeamten mit langjähriger Erfahrung erfordert. Die Geſamt— 
koſten hierfür Haben jich für den Staat auf etwa 300 big 400 M. geftellt, denen 
eine Einnahme von 2: bis 3) M. Fortſchreibungsgebühren gegenüberftand. 

>) ©. „‚Zeitjchrift für Vermeſſungsweſen“ 1900 ©. 17 ff. und 554f. 
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ſowohl in technifcher als insbefondere auh in rechtlicher Be 
ziehung, zur ordnungsmäßigen Ausübung feines Berufs gejeglich 
auh Die Eigenfhaft einer Urkundsperſon innerhalb feines 
Wirfungsbereihg wird beigelegt werden müſſen. Auch müflen die 
von ihm zu Grenzverhandlungen und jonjtigen Beurfundungen ges 
ladenen Perſonen geſetzlich verpflichtet werden, zu den Terminen 
zu erfcheinen oder andernfalle® die von ihren Grenznahbarn uſw. 
gemachten Angaben gegen fich gelten zu laffen. Und diefen Ver- 
bandlungen muß die Eigenfchaft öffentliher Urkunden beigelegt 
werden. Artikel 142 des Einführungsgejeges ſowie Artikel 12 
des preußifchen Ausführungsgefeges zum BGB. haben bereits 
ähnliche Einrichtungen vorgefehen und bieten vielleicht auch hierfür 
Raum. 

Wird endlich das ganze Vermeſſungsweſen zuſammenhängend 
neu organiſiert, ſo kann die Sache zweckmäßig ſo eingerichtet werden, 
daß die noch jüngeren Beamten vorwiegend die örtlichen Arbeiten 
auszuführen haben, und den älteren, körperlich ſchon weniger rüſtigen, 
aber erfahreneren Beamten vorwiegend die ſo wichtige Verwaltung 
der öffentlichen Bücher, auch der Grundbücher, die Mitwirkung bei 
den amtlichen Taxen und die Leitung der einſchlägigen Arbeiten 
übertragen wird. 

Zur Führung der öffentlichen Bücher iſt in erſter Linie nötig, 
daß der damit beauftragte und dafür verantwortliche Beamte ſelbſt 
imſtande iſt, die in den älteren und neueren Urkunden, Verträgen 
und Karten oft unter verſchiedenen Bezeichnungen und Benennungen 
vorkommenden Grundſtücke richtig zu identifizieren, etwa in dieſen 
Urkunden ſchon vorhandene Fehler als ſolche zu erkennen, fie aufzu: 
klären und zu kefritigen. Daß bierzu vor allen Dingen technijche 
Kenntnifje gehören, habe ich ſchon dargetan. Ein Zurift mag 
als folder noch fo tüchtig fein, er wird in dieſen Saden 
immer unſicher bleiben! Ich kann mid aus meiner jebt 
Ihon langjährigen Befchäftigung mit diefen Dingen feines einzigen 
Falles erinnern, daß einer der mitbeteiligt geweſenen Juriſten, ob: 
wohl fie für die richtige Führung der Bücher verantwortlid) waren, 
jemals einen der zutage getretenen Fehler entdedt und aufgeklärt 
hätte. Auch von den vielen Anmälten und Richtern, die in der 
dreimal beim Reichsgericht anhängig geweſenen Prozeßſache Tr. gegen 
Ti (Aktz. 3. 0. 146/05 des Landgerichts Neuruppin) tauig waren 

Plähn, Die Mängel des preußiſchen Kataſters. 
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bat feiner den eigentlihen Fehler und feinen Sig in dem 1865 
von den Kreisrichter aufgenommenen Rezeßnachtrage entdeckt. 

Was nützt aber die richtige Eintragung der Hypotheken und 
Jonftigen dinglichen Nechte in Abteilung II und III des Grundbuchs, 
wenn die Grundftüde felbit, auf welche fich diefe Nechte beziehen, 
nicht die richtigen find, und wenn der diefe Rechte eintragende Beamte 
jenen Srundfehler au nicht zu erfennen vermag? 

Bei irgendwie nennenswerten Nechtsgefhäften über Grund- 
eigentunt pflegen von den Parteien ausnahmslos ſchon vor der 
Grundbuceintragung notariele Verträge abgeichloffen zu werden. 
Hier ift die juriſtiſche Tätigkeit am Plate; hier müflen die ver- 
einbarten Rechte fo ar gefaßt werden, daß deren Wortlaut 
unverändert ins Grundbuh übernonmen werden fann. Daß 
dieſe Rechte dann auch auf dem wirklih örtlich gemeinten Belit 
im Grundbuch eingetragen werden, überläßt man m. E. am beiten älteren 
erjahrenen VBermeffungsbeamten unter eigener und alleiniger 
Berantmwortlichkeit, denn fie allein können die Grundftüde im Zweifels- 
falle richtig identifizieren, die Nichter nit! — Iſt dann etwa in 
den notariellen Berträgen ein Berjehen in der Bezeichnung der 
Grundftüde vorgelommen, fo können die Parteien von vornherein 
darüber aufgeklärt, und die Verträge können noch vor der Über- 
nahme ins Grundbuch berichtigt werden, 

Schon Adides hat 1906 in feiner Schrift „Srundlinien 
durhgreifender Juſtizreform“!) vorgeihhlagen, die Grund- 
buchführung ganz von den Gerichten abzuzweigen und bejonderen 
Behörden zu tibermweifen, um die Gerichte zu entlaften, nachdem 
zuvor Schon 1879 der mit der Materie gut vertraute Abgeordnete 
Sombart in feiner Denkfhrift über die Nefogni des öffentlichen 
Vermeſſungsweſens die Überweifung der Srundbuchfahen an bie 
Katafterämter angeregt hatte.2) Ebenſo hat Steuerrat Gehrmann 
1906 in einem Auffage „Die Führung der Grundbücher in Breußen 
durch die Katafterfontrolleure” diefen Gedanken befürmortet. Diefer 
Aufſatz ift ſowohl in der „Monatfchrift für deutfche Beamte“ (S. 100) 
von 1906 abgedrudt worden als auch mit unbedeutenden Ab: 
weichungen in der, Zeitſchrift für Vermeſſungsweſen“ (1906 ©. 521ff.). 

!) Berlin 1906 bei IS. Guttentag ©. 159. 

2) .„Zeitſchrift für Vermeſſungsweſen“, Stuttgart bei Konrad Witwer 1379 
S. 391. 
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Ferner ift auch Landrichter Dr. Winter in feiner Schrift „Recht s- 
pflege, Richter und Publikum“!) dem Gehrmannfchen Vor» 
Ichlage beigetreten. Ach Tann mich auf Grund meiner eigenen Er- 
fahrungen diefen Vorſchlägen nur anfchließen. Zwiſchen Grundbuchamt 
und Katafteramt können dann die gegenfeitigen Mitteilungen und 
Abſchriften der eingetretenen Veränderungen, die ſtets eine neue 
Quelle für die Entftehung von Fehlern bilden ?), ganz fortfallen, 
was bei Vereinigung beider Ämter unter einem Dadhe nod) nicht 
möglich wäre, weil der Grundbuchrichter wie der Katafterkontrolleur 
ftet8 das gefamte Material zur Hand haben müffen, um ihre Sachen 
bearbeiten zu können. Bor allen Dingen braudt auch) das Publikum 
dann nur mit einem Beamten zu verhandeln, und zwar mit bem- 
jenigen, der mit den Eigentumsverbältniffen am bejten vertraut iſt; 
dadurch wird die Sade für alle Beteiligten weniger zeitranbend 
und trotzdem befler uud billiger! Auch werben die Juriſten dann 
von einer Berantwortung entlaftet, die fie m. E. gar nicht zu tragen 
verınögen, und die fie deshalb auch durch Verficherung gegen Haft: 
vflichtihäden aus Regreßklagen diefer Art in ausgedehnten Maße 
von Tich abzuwenden ſuchen. Wie weit folcde Negreßklagen gehen 
fönnen, dag lehrt der Prozeß 18. O. 216/13 um das 100 000 M.-Objeft 
beim Landgericht BerlinI. Hier hat der Beklagte wegen der ing Grund- 
buch übernommenen unrichtigen Fortichreibung des Wegeftüds im Jahre 
1890 die Regreßklage gegen die Regierung zu P. und den Finanzminiſter 
wie auch gegen den Suftizminifter erhoben, und diefer hat wiederum Die 
Regreßklage gegen den Grundbucdhrichter von 1890 eingereicht. 

Man kann nun gegen obigen VBorfchlag geltend machen, die 
Bearbeitung der Grundbuchſachen, insbefondere die Prüfung der 
Berechtigung der Antragfteler zur Verfügung über das Grundftüc 
tee umfangreiche Nechtsfenntniffe voraus, und zwar nit nur 
Kenntnis des Liegenfchaftsrechts, ſondern aud des Familienrechts 
und Des Erbrechts. Ferner müſſe der Grundbuchbeamte zur Prüfung 
ver Vertretungsbefugnis juriftiiher Perfonen imftande fein und zu 
dem Zwecke auch die einschlägigen Beltimmungen des Kirhenrehts 
und des Vermwaltungsrechts auffinden und anwenden fönnen. 


1) Leipzig 1906 bei Dieterich S. 35. 

°) Im öffentlihen Intereffe folten mit der Bearbeitung der Grundbuch» 
jachen überhaupt nur Beamte mit tadello3 deutlicher Handſchrift und 
insbefondere aud) deutlicher Zahlenſchrift beauftragt werben. 
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Darauf erwidere ih: Dies alles ift auh ſchon zur Auf- 
nahme einer rechtsverbindlichen Grenzverhandlung bei 
den Grundftüdsvermesjfungen nötig, weil diefe ja die 
vehtlihe Unterlage des ganzen Grundbuds bilden. 
Die rehtlihe Borbildung des Landmeſſers muß alfo fchon aus 
Diejem Grunde befonders vertieft werden. — Kann der weit 
gründliher vorzubildende Landmeſſer aber demnädjlt als 
Urfundsperfon eine unter allen Umftänden rechtsverbindliche 
Grenzverhandlung aufnehmen!), dann kann er auch die Grundbuch— 
jahen bearbeiten; er wird dabei meiner Überzeugung nad) dann 
weniger Jahlihe Fehler maden als ein Surift, dem die 
nötigen tehnifhen SKenntniffe fehlen. Auch bat ſchon Art. 142 
des Einführungsgefeßes zum BGB. die landesgejeglichen Vorſchriften 
in denjenigen Bundesſtaaten unberührt gelaffen, in denen für Die 
nad) $ 873 Ab. 2 BGB. zur Bindung der Beteiligten erforderliche 
Beurkundung im Grundbuch außer den Gerichten und Notaren nod) 
andere Behörden und Beamten zuftändig find, wie Dies noch heute 
in Baden und Württemberg der Fall ift.2) 


Sp wäre durch eine beffere Vorbildung der Landmefjer, Die 
gleichzeitig ihre felbitändigere und erweiterte Verwendung zuläßt, 


1) Die Schrift des SteuerratSs Suckow „Die Feitftellung der recht— 
liden Grenzen” (Liebenwerba 1917 bei R. Reif) behandelt diefen Gegenftand 
ehr eingehend. 

») Nah Abſchluß diefer Arbeit hat Eiſenbahnlandmeſſer Spamer zu 
Mainz in der „Zeitfchrift für Vermeſſungsweſen“ 1919 Heft 4 die Frage be: 
proben: „Wer foll das Grundbud führen ?"” Er zeigt hier an einer Reihe 
von Beispielen aus feiner Praxis, welche Übelftände die Führung des Beftands: 
verzeichniffed der Abteilung I des Grundbuchs durch Juriſten mit jich bringt, 
denen die dazu nötigen technifhen Kenntniffe fehlen. Und er fchlägt vor, die 
Abteilung I hinſichtlich des Beftandes des Grundftücks zufünftig durch einen 
für zwei oder mehr Grundbuchämter anzuftellenden Grundbuchlandmeſſer, 
die Abteilungen II und III aber mie bißher durch Juriſten verantwortlid) führen 
zu laffen. — Diefem Vorſchlage vermag ich mich nicht anzuſchließen, weil doch 
für die nötigen Verhandlungen mit dem Publikum beide Beamte zugleich zugegen 
jein müßten, aljo m. €. notwendigermweife für jedes Grundbuhamt auch ein 
Grundbuchlandmeſſer beftelt werden müßte. Sodann würden auch zwei 
Beamte mit einer Aufgabe betraut werden, die nad) meiner Überzeugung von 
einem hinreichend dafür vorgebildeten in der von mir vorgefchlagenen Art 
durchaus einwandfrei erledigt werden fünnte. Die Sache würde nah Spamers 
Vorſchlag alfo keineswegs vereinfaht und ganz unnötig verteuert werden. 
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ſowie dur eine Zuſammenfaſſung des ganzen Zivilvermeſſungs⸗, 
Katafter- und Grundbuchweſens nit nur eine beträchtliche 
Erjparnis an Vermeſſungskoſten zu ermögliden, 
fondern aud eine Erfparnis an den Koften der Grund- 
buhämter und an Beit für das Bublifum, fomit etwas 
alljeitig Befriedigendes! 

Daß zur Erledigung der örtlichen wie der häuslichen Arbeiten 
auch Hilfskräfte (Vermeffungs und Katafteraffiltenten uſw.) mit 
großem Vorteile verwendet werden können, fol hier nicht unerwähnt 
bleiben. Ich habe früher an anderer Stelle ſchon betont, daß das 
landwirtfchaftlihe wie das Finanz-Miniftertum jeinerzeit das Kind 
mit dem Bade ausgejhüttet haben, als fie die Mitverwendung 
unjerer Hilfsfräfte bei örtlichen Arbeiten. allgemein verboten. Es 
wird genügen, wenn die Feſtſtellung und Beurkundung der Grenzen 
und der Eigentumsverhältniffe bzw. Eigentumsrechte den zukünftig 
mit den nötigen Rechtstenntnifjen auszuftattenden Landmeſſern un- 
bedingt vorbehalten wird. Im übrigen follte man diefen unter 
ihrer perfönliden VBerantwortlichfeit überlaffen, die Hilfs- 
fräfte nah Maßgabe ihrer Befähigung und threr Zu: 
verläſſigkeit tunlichit jo zu bejchäftigen, daß jeder Freude an 
feiner Arbeit behält. Wie der Architekt und der Baubeamte, der 
Rechtsanwalt und der Notar für die Arbeiten feiner Hilfskräfte 
verantwortlich bleibt, jo muß aud der akademiſch vollwertig aus— 
zubildende Landmeſſer dafür verantwortlich bleiben! — 


Wie unumgänglich notwendig die durchgreifende Verbefjerung 
und Umgeftaltung des ganzen preußifchen Vermeſſungsweſens jchon 
allein aus dem Gefihtspunft einer wirflihen Sicherung des 
Grandeigentums ift, das glaube ich durch diefe Schrift ganz 
unmwiderleglid dargetan zu haben. Im übrigen |prechen aber 
auch, wie noch kurz erwähnt fein möge, die gegenwärtigen Bedürfniſſe 
faft aller Staats- und Gemeindeverwaltungen dafür. Es möge bier 
nur an den Entwurf neuer Land» und Waſſerverkehrswege, neuer 
Siedlungen, neuer Stadterweiterungspläne uff. erinnert werden. 
Sit doch vor gar nicht langer Zeit bei Anlegung einer umfangreiches 
Gelände erfordernden Eifenbahnhauptwerkfiatt an einem großen 
öftlihen Verkehrsfnotenpunfte noch ein Nivellementsfehler von etwa 
11/, m vorgefonmen, der erft zutage trat, nachdem ein großer Teil 
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der Erdarbeiten für die Sleisanlagen uſw. ſchon ausgeführt war. 
Welche Unfummen durch foldhe bei ausreichender Vorbildung der 
Landmeſſer und richtiger Organifation und Kontrolle der Arbeiten 
leiht vermeidbaren Fehler vergeudet werden, das fpottet 
jeder Beſchreibung. Es ift aber hier nicht der Drt, noch näher auf 
die allgemeinen Gründe einer durchgreifenden Verbeſſerung des 
preußifchen Zivilvermeffungswejens einzugehen, und ich will in dieſer 
Hinfiht nur noch auf die im Januar 1918 erjchienene ausführliche 
Denkſchrift des Landesverbandes preußifcher Zandmefjervereine bzw. 
feines Vorſitzenden, Steuerrats Lotz zu Allenitein, verweilen. Hier 
heißt es auf ©. 26 u. a. „Obwohl die bayerischen Vermeſſungs⸗ 
beamten eine volle akademiſche Berufsbildung beſitzen, oder viel- 
mehr weil fie eine ſolche haben, jind die von ihnen ausgeführten 
Arbeiten erheblich billiger als in Preußen. So foiten z. B. die 
bayerifihen Nenvermellungen wie die Zufammenlegungen nur etwa 
halb joviel wie in Preußen.“ 


Drud von Bebhavdt, Jahn & Land G. m. b. H., BerlinsSöchöneberg. 


